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Termine 
 
 
Für ein soziales und ökologisches Nordrhein-
Westfalen. Konferenz 
17.01.2009, 10 - 18 Uhr 
45881 Gelsenkirchen, Berufskolleg, Königsstr. 1 
(Zentrum Nähe Musiktheater. ÖPNV Haltestelle 
Musiktheater) 
Kontakt: lgs@dielinke-nrw.de, Tel. 0211 358907 
 
Öko-Kongress 
07.02.2009, 10 – 18 Uhr 
70174 Stuttgart, DGB-Haus Stuttgart, Willi-
Bleicher-Str. 20 
Veranstalter: 
Ökologische Plattform Baden-Würtemberg 
Arbeitsgruppen zu Klimaschutz, Agrogentechnik, 
Verkehr und kommunaler Energieversorgung 
Kontakt: oekoplattform@die-linke-bw.de, Tel. 
0176 22943915, www.die-linke-bw.de 
Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. 
Anmerkung d. Red.: 
In Nr. 42 wurde der Kongress für den 11.10.2008 
angekündigt. Die Information, dass der Kongress 
wegen Terminüberschneidungen auf Anfang 2009 
verschoben werden musste, erfolgte erst nach 
Veröffentlichung der Ausgabe; über den Ausfall 
wurde durch den E-Mail-Verteiler informiert) 
 
Bundesweites Treffen der gentechnikfreien Re-
gionen und Aktiven 
07.02. – 08.02.2009 
Eberswalde, 07. - 08.02.2009, Waldsolarheim E-
berswalde 
http://db.zs-intern.de/uploads/1229510924-
09_02_07_tagung_gentechnikfreie_region.pdf  
 
Ökokonferenz Thüringen 
07.03.2009 (geplant) 
 
Bundestreffen 2009 der Plattform 
09./10.05.2009 
Warmensteinach, „Ochsenkopf“ (Fichtelgebirge, 
Nähe Bayreuth) 
 
Ökokonferenz Brandenburg 
13.06.2009 (geplant) 
 
Öffentliche Sitzungen des Koordinierungsrates 
der ÖPF 2009 
14.03., 08.05., 10.10., geplant 12.12 (Festlegung 
auf Sitzung am 10.10.) 
 
 
Editorial  
 
 
Liebe TarantelfreundInnen, 
das große Jahresendtheater hat sich verabschiedet 
und jede umweltbewusste Genossin und jeder Ge-
nosse konnte mit Verzicht auf den lichterge-

schmückten Konsum und das luftverpestende Feu-
erwerk nachhaltigen Umweltschutz praktizieren. 
Die gewonnene Zeit ließ sich gut mit Gedanken 
und Ideen verbringen, um über die weitere Ver-
breitung des Umweltschutzes innerhalb der Linken 
nachzudenken. Das KoRat-Treffen vom 13.12.08 
gab dazu schon vielerlei Anlass, denn dort be-
schlossen wir einhellig, uns für 2009 besonders mit 
den Themenschwerpunkten Wald - der trotz aller 
Prophezeiungen zum Glück noch nicht gestorben 
ist - und Landwirtschaft zu beschäftigen. Dazu 
machte Wolfgang Wippler vom Sprecherrat den 
noch zu diskutierenden Vorschlag, dass zu den je-
weiligen Themen eine vier -  bis achtseitige Son-
derausgabe der Tarantel erscheinen könnte, in der 
die o. g. Themen kontrovers diskutiert werden kön-
nen. 
Im Februar, wahrscheinlich am 07.02.2009, kommt 
es zu einem Treffen mit der BAG Grund-
einkommen. Hier wollen wir gemeinsam herausfin-
den und erarbeiten, welche Chancen Verknüpfun-
gen zwischen umweltgerechtem Handeln und dem 
Grundeinkommen bieten. 
Unser alljährliches Bundestreffen wird im Mai, 
diesmal in Bayern, stattfinden (siehe Termine ne-
benstehend). Aufgrund unserer Erfahrungen, die 
wir 2008 in Trier machten, und der prekären Fi-
nanzlage, was die Geldmittel der AGs betrifft, 
möchten doch bitte alle ihr Kommen bis Ende März 
mit einer Anzahlung von 15 �  bestätigen (ausge-
nommen sind Arbeitslose und andere Transfer-
geldbezieher). Sicherlich ist dot dann auch Zeit, 
schon mal eine Zwischenbilanz hinsichtlich unserer 
ökologischen Forderungen im großen Wahljahr 
2009 zu ziehen, damit es nicht wieder heißt: „Mor-
gen, morgen nur nicht heute!“. Diese Strategie aller 
mandatstragenden Parteioligarchen der Welt, sollte 
im Hinblick auf das große Wahljahr von uns mit 
höchster Aufmerksamkeit beobachtet werden, also 
inweiweit die GenossInnen dabei den Kampf gegen 
das Automatische Subjekt aus den Augen verlie-
ren, da die Gier nach Macht und Mandat, was uns 
ja die Erfahrung bisher lehrte, immer wieder zum 
Diktat der Kompromisse führt. Wer dann aber wei-
terhin vorgibt, die Unsichtbare Hand in ihrem blin-
den Wüten gegenüber Mensch und Umwelt erkannt 
zu haben, macht sich nämlich als Linker auf Dauer 
unglaubwürdig, wenn man sich permanent mit dem 
Kapital liiert (Regierungskoalition). 
So liebe LeserInnen, nach diesen mahnenden Wor-
ten möchte ich Euch zum Abschluss folgende Re-
alutopie anbieten, die nämlich gibt uns der Artikel 
146 des Grundgesetzes: „Dieses GG, das nach der 
Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands 
für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine 
Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in 
Kraft tritt, die vom deutschen Volke in freier Ent-
scheidung beschlossen worden ist.“ Diese Forde-
rung sollten wir schnellstens artikulieren und auch 
mit in die Wahlprogramme aufnehmen, bevor Mer-
kel & Co. diesen Artikel aus dem GG streichen las-
sen!! 

Michael Hesz 
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GRUNDPOSITIONEN 
 
 

Ist die Menschheit noch zu retten?  
 
 
Götz Brandt 
Vortrag in der Offenen Akademie Recklinghausen 
am 9.10.2008 
 
 
Sie alle kennen die Prophezeiung der Apokalypse, 
den zu erwartenden Weltuntergang. Dabei geht es 
nicht um einen Kometeneinschlag oder eine andere 
Naturkatastrophe, sondern es geht in den alten Re-
ligionen um den Sieg des Bösen über das Gute. 
Offensichtlich haben die großen Denker der Vorzeit 
in den Anlagen des Menschen Potenziale erkannt, 
die zur Selbstvernichtung führen. Also die Möglich-
keit, dass die Menschen so träge, so gierig, so ver-
blendet sein können und so massenhaft verdummt 
werden können, dass sie sich ihr eigenes Grab 
schaufeln. 
Die Erfindung der industriellen Massenproduktion 
in Verbindung mit dem Wachstum-Kapitalismus in 
Europa lässt diese uralte Prophezeiung in ge-
schichtliche Nähe rücken. Mal abgesehen von ei-
nem Atomkrieg der Supermächte, der noch nicht 
gebannt ist, gibt es weitere reale Möglichkeiten zur 
Ausrottung der Menschheit. 
1. Der menschengemachte Klimawandel be-

wirkt die Unbewohnbarkeit weiter Land-
striche. 

Die Völker der Industrienationen sind erstmalig in 
der Menschheitsgeschichte dabei, Erdgeschichte 
zu schreiben. Sie bewirken durch den Klimagas-
ausstoß eine Heißzeit auf der Erde. 
Entgegen allen verkündeten Zielen zur Reduzie-
rung des Klimagasausstoßes steigt weltweit der 
Ausstoß gegenwärtig jährlich um 3,1 %. Das gilt 
auch für Deutschland. Hier wird bis 2018 der Neu-
bau von 60 neuen Kraftwerken mit 34 500 MW und 
38 Mrd. �  Investitionen vorbereitet, wie auf der letz-
ten Hannovermesse verkündet wurde. Die Kanzle-
rin weiht neue Kohlekraftwerke persönlich ein. 
Um 1850 hatten wir einen Kohlendioxidgehalt von 
280 ppm, 2005 bereits 379 ppm. Steigt der Gehalt 
über 500 ppm, was bei der jetzigen Zunahme in 
wenigen Jahrzehnten zu erwarten ist, dann sind die 
Auswirkungen folgende: Wüstenbildung und Glet-
scherschmelze verringern die Wasservorräte, Her-
ausfallen großer Gebiete aus der Nahrungsmittel-
erzeugung, was zu Mangelernährung und Hunger-
gebieten führt. Der Ozean wird so warm, dass sich 
die Algenpopulationen in das Nord- und Südpolar-
gebiet zurückziehen und die Ozeane weltweit zu 
Wasserwüsten ohne Fische werden. Durch Ab-
schmelzen des Eisschildes von Grönland wird der 
Meeresspiegel um 7 m steigen. Das wird nicht nur 
in der ozeanischen Inselwelt zum Verschwinden 
von Inseln und Überschwemmung von Flussdeltas 
führen, sondern auch in Europa liegt gegenwärtig 

Holland zu 90 % unter dem Meeresspiegel. Durch 
die Hitze und Trockenheit werden nicht nur weite 
Gebiete in Afrika und Südamerika unbewohnbar, 
sondern auch alle Gebiete Europas, die südlich der 
Alpen liegen. Der Europa wärmende Golfstrom 
kann versiegen. Nördlich der Alpen würde das Kli-
ma dann noch erträglich bleiben. 
2. Übernutzung der erneuerbaren Ressourcen 
Seit dem Ende des 2. Weltkrieges wird immer kla-
rer, dass die Menschheit, allen voran die Industrie-
länder, mehr erneuerbare Ressourcen verbrauchen 
als sich im gleichen Zeitabschnitt erneuern. 
Wir haben genug Wasser  auf der Erde, aber 96 % 
sind Salzwasser, 3 % sind Eis und nur 1 % ist 
Süßwasser im hydrologischen Kreislauf. Mehr als 
die Hälfte davon wird von den Menschen bereits 
genutzt, vor allem für die landwirtschaftliche Pro-
duktion. Regional gibt es bereits Probleme. Etwa 
2 Mrd. Menschen haben kein sauberes Trinkwas-
ser. 
Jährlich verringert sich die Waldfläche  der Welt um 
eine Fläche so groß wie Österreich. Fast die Hälfte 
der Waldfläche der Erde wurde in den letzten hun-
dert Jahren zerstört. Allein in den letzten 40 Jahren 
hat sich der Nutzholzverbrauch in den Industrielän-
dern verdreifacht und der Papierverbrauch ver-
sechsfacht. 
Die Wüstenbildung schreitet auf allen Kontinenten 
ungebremst voran. Nach UNO-Angaben sind heute 
schon 30 % der Landmasse Asiens, 75 % Austra-
liens, 55 % Afrikas und 20 % des amerikanischen 
Kontinents verwüstet und versteppt. 
Die Weltmeere werden überfischt. Ein Viertel aller 
Fischbestände ist erschöpft, weitere 50 % werden 
am biologischen Limit befischt. Zwischen 1970 
und1990 hat sich der Fischbestand halbiert. 
3. Progressiver Verbrauch nicht erneuerbarer 

Ressourcen 
Bereits 1972 warnte der Club of Rome vor dem 
Ende der Rohstoffvorräte. Das wurde damals abge-
tan und von der Politik ignoriert. Heute berechnen 
selbst die großen Monopole, wann die Rohstoffe 
zur Neige gehen. In etwa 40 Jahren gehen Erdöl, 
Erdgas und auch die Uranvorräte zur Neige. Es 
bleibt nur noch Kohle als Energieträger, die dann 
schneller als heute verbraucht wird und noch einige 
Jahrzehnte zur Verfügung steht. Der Erzgehalt der 
noch verbleibenden Lagerstätten nimmt ab, die Ab-
raummassen nehmen zu, das Öl muss immer tiefer 
gewonnen werden. Auch deshalb sind die Preise 
für alle Rohstoffe in den letzten Jahren stark ange-
stiegen. In 50 Jahren werden wir zur Eisenzeit zu-
rückkehren. Die Industrieproduktion im jetzigen 
Umfang kann nicht aufrecht gehalten werden. 
4. Die Artenvielfalt wird eingeschränkt, die 

Landschaft und die Ökosysteme werden 
zerstört. 

Experten sprechen von der sechsten großen Ar-
tenaussterbungsperiode der Erdgeschichte. Auch 
das kommt auf das Konto des Säugetiers Mensch. 
Von den 4 400 Säugetierarten ist ein Drittel vom 
Aussterben bedroht. Vor allem durch den Klima-
wandel können in den nächsten 25 Jahren 1,5 Mio. 
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Arten aussterben. Der Genfonds für die Pflanzen-
züchtung und die Herstellung von Medikamenten 
wird erheblich eingeschränkt bzw. geht unwieder-
bringlich verloren. 
5. Gefährdung der menschlichen Gesundheit 
Bei den Verbrennungs- und Produktionsprozessen 
in Industrie und Landwirtschaft werden organische 
und anorganische Stoffe freigesetzt, die zu einer 
schleichenden Vergiftung der Biosphäre führen. 
Beim Menschen nimmt das Krebsrisiko zu, das 
Immunsystem wird geschwächt, die Spermiendich-
te nimmt ab, die Unfruchtbarkeit nimmt zu, es gibt 
mehr Allergiefälle. In der Natur finden wir Wald-
sterben, Sommersmog, Eutrophierung von Gewäs-
sern, Erosion von Ackerflächen. 
Alle diese möglichen Katastrophenszenarien wer-
den durch die Übervölkerung der Erde  verschärft. 
Gegenwärtig haben wir etwa 6,7 Mrd. Menschen 
auf dieser Welt. Um 1930 waren es nur 2,6 Mrd. 
Die UNO schätzt ein, dass wir 2050 etwa 8,5 bis 9 
Mrd. Einwohner auf der Erde haben werden. Erst 
dann, so wird prognostiziert, soll die Bevölkerungs-
zunahme abnehmen. Die Erde hat nicht so viel An-
baufläche, um eine solche Bevölkerungszahl zu er-
nähren, auch bei gerechter Verteilung nicht. Es 
müssten schon alle Vegetarier werden. 
Die bereits heute hungernden und unterernährten 
2 Mrd. Menschen werden zuerst sterben, da die 
Bevölkerung der Industrienationen ihren Fleisch-
verzehr nicht senken wird. Nahrungsmittel werden 
als Benzinersatz verwendet, die Nahrungsmittel-
preise haben stark angezogen. 
 
 
Welche Kräfte haben uns in die gegenwärtige 
Lage mit ihren düsteren Zukunftsaussichten ge-
führt. Wo liegen die Ursachen der gegenwärti-
gen Misere? 
 
1. Die kapitalistische Wirtschaft und indus-

trielle Produktion 
Kapitalistische Wirtschaft funktioniert ohne Wirt-
schaftswachstum nicht mehr. Das hatte auch schon 
Friedrich Engels vor mehr als hundert Jahren er-
kannt: „Die kapitalistische Produktion kann nicht 
stabil werden, sie muss wachsen und sich ausdeh-
nen oder sie muss sterben.“ Welche Triebkräfte 
zwingen die Unternehmer, immer mehr Produkte 
auf den Markt zu werfen? Das ist die Jagd nach 
dem Maximalprofit. Alle Ökonomen sind sich einig, 
dass der Gewinn das erklärte Ziel kapitalistischen 
Wirtschaftens ist. Die Gebrauchswerte der Waren 
sind nur ein Vehikel, um die Kunden zum Kauf zu 
bewegen und um Profit zu machen. 
2. Freie Marktwirtschaft 
Priewe hat das Funktionieren der Marktwirtschaft 
kurzgefasst zum Ausdruck gebracht: „Eine Markt-
wirtschaft beruht auf dem ständigen Einsatz und 
der Vermehrung von Kapital, deren Eigner Ge-
winnmaximierer sind, und zwar unter Wettbe-
werbsbedingungen. Wettbewerb zwingt die Unter-
nehmen bei Strafe des Konkurses dazu“. Marx sag-
te zu diesem Problem: „Die Zirkulation des Geldes 

als Kapital ist daher Selbstzweck, denn die Verwer-
tung des Wertes existiert nur innerhalb dieser stets 
erneuerten Bewegung. Die Bewegung des Kapitals 
ist daher maßlos.“ Aus diesen Zitaten geht hervor, 
dass Kapital keine Grenzen kennt, schon gar keine 
Grenzen bei der Ausbeutung der Natur und des 
Menschen. 
Nun behaupten die Neoliberalen, dass der Markt 
„Selbstheilungskräfte“ hätte und die Regierung sich 
auf keinen Fall in die Marktwirtschaft einmischen 
sollte. Hier ergibt sich die Frage, was können Märk-
te nicht, was wäre aber notwendig zu regeln, um 
die zukünftigen Katastrophen zu mildern oder zu 
verhindern? 
· Den Markt interessiert die Tragfähigkeit der Er-

de hinsichtlich der maximalen möglichen Erd-
bevölkerung, der möglichen Nahrungsmittel-
produktion oder der Belastung mit Schadstof-
fen nicht. Er trifft zu diesen Problemen keine 
Aussage. 

· Die Marktwirtschaft kann Rohstoffraubbau nicht 
durch höhere Effizienz ersetzen. Raubbau ist 
billiger als Effizienz. Der Markt lässt die Zerstö-
rung der letzten Urwälder vernünftig erschei-
nen. 

· Der Markt ist moralisch blind. Er kann nicht er-
kennen, ob die Grundbedürfnisse der Kunden 
bedarfsgerecht befriedigt worden sind und nicht 
anzeigen, wo Unersättlichkeit, Raffgier und 
Neid beginnen. Luxusartikel werden, wenn eine 
Nachfrage reicher Kunden initiiert werden 
kann, vorrangig hergestellt, weil sie fast immer 
einen höheren Profit bringen. 

· In der Marktwirtschaft erfolgt der Konkurrenz-
kampf nach der kapitalistischen Wolfsmoral. 
Der schwächere und moralisch bedenklichere 
Produzent oder Händler wird ausgeschaltet. 

· Die Marktwirtschaft kann nicht dafür sorgen, 
dass die Preise die ökologische Wahrheit sa-
gen und in ihnen die gesellschaftlichen Kosten 
zum Ausdruck kommen. Umweltschäden, die 
nicht unmittelbar in der Produktion als Kosten 
entstehen, werden auf die Allgemeinheit, den 
Staat abgewälzt oder in die Zukunft verlagert. 
Umweltdenken wird vom Wettbewerbsdenken 
dominiert. 

· Marktwirtschaft kann keine Grenzen erkennen 
und bestimmen, wo die Befriedigung der 
Grundbedürfnisse aufhört und die Befriedigung 
überflüssiger Gelüste beginnt. 

· Die Marktwirtschaft vermittelt den Käufern 
nicht, was für sie lebensnotwendig und was 
überflüssig ist. Oft wird Überflüssiges über 
Werbung als besonders besitzenswert ange-
priesen. 

· Die Marktwirtschaft hat keinen Maßstab und 
keine Vorwarneinrichtungen für die Endlichkeit 
der Ressourcen und gibt höhere Rohstoffpreise 
einfach an die Kunden weiter. 

· Marktwirtschaft kann im Kapitalismus durch 
den Staat nicht unmittelbar in den Betrieben 
kontrolliert werden. Der Staat kann zwar Rah-
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men und „Leitplanken“ setzen, die oft genug 
durch Verlagerung der Produktion ins Ausland 
umgangen werden. 

In der Marktwirtschaft interessiert sich niemand für 
Moral oder Nachhaltigkeit, Märkte sind ungeeignet 
für die Rettung der Menschheit. 
3. Der gierige Konsument 
Neoliberale und auch grüne Kreise sehen die Ur-
sache unserer heutigen Misere im Verbraucher 
selbst. Würde dieser nicht immer neue Produkte 
fordern und unersättlich in seiner Gier nach Waren 
sein, könne die Natur gerettet werden. Die Wirt-
schaft müsse die ständig wachsenden Bedürfnisse 
stillen, und daher sei Wirtschaftswachstum not-
wendig. Auch in den sozialistischen Ländern war 
man der Meinung, dass die ständig wachsenden 
Bedürfnisse durch ununterbrochenes Wirtschafts-
wachstum erfüllt werden müssten. 
Ist nun der Verbraucher schuld an den heraufzie-
henden Katastrophen? Man muss hier Ursache 
und Wirkung untersuchen. In der Regel entwickelt 
die Industrie immer neue, verbesserte und neu ge-
stylte Produkte, die durch die Werbung an den 
Mann, die Frau oder das Kind gebracht werden. Es 
werden Bedürfnisse geweckt, die bis dahin nicht 
bekannt und nicht gefordert worden sind. Der Markt 
ist maßlos bei der Suche nach neuen Absatzgebie-
ten. 
 
 
Was müssten wir tun, um die Katastrophen ab-
zuwenden, die uns bedrohen? Gibt es einen 
Ausweg? 
 
1. Kohlendioxidausstoß innerhalb von 10 Jah-

ren um 90 % senken 
Das ist eine Forderung von Al Gore für die USA, 
die wir uns ebenfalls zu eigen machen sollten. Das 
bedeutet einen Umstieg auf erneuerbare Energien 
in einem Zeitraum von 10 Jahren. Die deutsche In-
dustrie kann das technisch und auch investitions-
mäßig bewerkstelligen, so sie denn dazu gezwun-
gen wird. Gegenwärtig wollen die 4 Strommonopo-
le vor allem die Laufzeiten für die abgeschriebenen 
Atommeiler verlängern und viele neue Kohlekraft-
werke bauen, die dann 40 Jahre die Luft verpesten. 
Kohlekraftwerke deshalb, weil der vom Ölpreis 
unabhängige Brennstoff Braunkohle noch lange zur 
Verfügung steht und die Förderkosten sich nicht 
erhöhen. Da kann dann die Differenz zwischen 
niedrigen Stromgestehungskosten und dem 
steigenden Welthandelspreis für fossile Rohstoffe, 
der von den Strommonopolen als gängiger 
Weltmarktpreis verlangt werden kann, als Ext-
raprofit mitgenommen werden. Frau Merkel unter-
stützt diese Investitionen durch Einweihung der 
Kraftwerke. Sie wendet damit keinen Schaden vom 
deutschen Volke ab, wie es ihr Amtseid verlangt, 
sondern sie vergrößert den Schaden durch den 
auch von ihr herbeigeführten Klimawandel. 
Es kommt also in der nächsten Legislaturperiode 
des Bundestages darauf an, den Aufbau von Offs-
hore-Windfeldern, das Repowering der Inland-

Windräder, den Aufbau von kleinen Wasserkraftan-
lagen, die Thermosolarheizung und die Umstellung 
auf Elektroautos intensiv voranzutreiben. Gelingt 
das weltweit nicht, dann kommt die Heißzeit. 
2. Dematerialisierung der Wirtschaft um 90 % 
Das ist notwendig, um den Giftausstoß der Wirt-
schaft zu senken und um den nachfolgenden Ge-
nerationen noch etwas von den Ressourcen dieser 
Erde übrig zu lassen. Nun werden sie sagen, wie 
soll das gehen? Ein Auto, das nur noch 10 % des 
Materials benötigt, ein Einfamilienhaus, das mit nur 
10 % des Materials gebaut werden kann, ist für vie-
le nicht vorstellbar. Und doch gibt es bereits heute 
ingenieurtechnische Vorschläge, wie das zu reali-
sieren wäre. Vorstellbar ist aber für jeden, dass al-
lein durch Verlängerung der Lebenszeit der Pro-
dukte der Materialaufwand um 30 bis 60 % gesenkt 
werden könnte. 
3. Monopole in die Treuhand des Staates  

übernehmen. 
Hier geht es nicht nur um die Stromkonzerne und 
ihre Netze und Kohlevorräte. Erdölderivate werden 
auch in der Chemieindustrie und Bauwirtschaft und 
anderen Industriezweigen als Rohstoff verwendet. 
Alle diese Betriebe haben kein Interesse, ihre In-
vestitionen und patentierten Technologien zu ge-
fährden. Sie möchten diese möglichst über die Ab-
schreibungszeit hinaus nutzen. Erst dann bringen 
sie Extragewinne. Sie wollen die Erdölwirtschaft 
aufrechterhalten, so lange Erdöl gefördert wird. 
Sollte es knapp werden und die Preise steigen, 
dann werden sie die höheren Produktionskosten 
einfach an ihre Abnehmer weiterreichen. 
Da die Monopole nicht daran interessiert und nicht 
gewillt sind, ihre Produktionsstruktur umzustellen 
und erheblicher Widerstand zu erwarten ist, müs-
sen die Monopole in Staatshand übernommen 
werden. Das erfolgt am besten mit einer Treuhand-
gesellschaft, ohne die Kapitaleigner zu enteignen, 
was durch das Grundgesetz zwar möglich ist, aber 
die Finanzkraft des Staates bei Weitem überfordern 
würde. 
Aus unserer jüngsten Geschichte ist uns die Treu-
handgesellschaft des Bundes bekannt, die 
8000 Unternehmen der DDR mit 45 000 Betrieben 
verwaltet hat. Aufgabe dieser Gesellschaft war die 
Privatisierung, Sanierung, Entflechtung, Verwer-
tung und Schließung dieser Betriebe. Hier liegen 
Erfahrungen vor, wie man die Monopole entflech-
ten, in ihrer Aufgabenstellung umdisponieren und 
ihre Investitionspolitik beeinflussen kann. Die Wege 
in den ökologischen und ökonomischen Abgrund 
könnten so wirkungsvoll versperrt werden. Bisher 
von der Industrie abgegebene halbherzige Selbst-
verpflichtungen wurden nicht eingehalten. Sie die-
nen nur der Verschleierung der wahren Ziele der 
Monopole. 
4. Aufgabenstellungen für Wissenschaft, For-

schung und Konstruktionsbüros in ihrer 
Zielrichtung umkehren 

Technische Effizienzerhöhungen an vorhandenen 
Technologien haben im Schnitt der Jahre immer 
nur 0,5 % Material- und Energieeinsparungen ge-
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bracht. Die industrielle Wirklichkeit ist: Je mehr Pa-
tentanmeldungen, desto mehr Ressourcen-
verbrauch. Auf den bekannten Wegen der 
Technologieentwicklung kommen wir also nicht 
zum Ziel, die auf uns zu kommenden Katastrophen 
aufzuhalten. 
Notwendig ist also, nicht die vorhandenen Techno-
logien weiter zu verbessern, sondern völlig neue 
Produkte und neue technologische Prozesse für 
neu zu definierende Bedürfnisbündel zu erfinden 
und einzuführen. Diese Aufgabe stellen kapitalisti-
sche Unternehmer ihren Ingenieuren nicht. Das 
würde den Umsatz und Gewinn erheblich senken 
und wäre im Konkurrenzkampf der Ruin des Be-
triebes. Auch deshalb ist es notwendig, die großen 
Konzerne in die Treuhand des Staates zu über-
nehmen. 
Ein Schrumpfen des Materialverbrauchs muss nicht 
mit einem Schrumpfen des Wohlstandes einherge-
hen. Aber allein durch die Umstellung der Produkti-
on auf langlebige und reparaturfähige Güter könnte 
bereits die Hälfte des Materials eingespart werden. 
Alle hier genannten Vorschläge zur Rettung der 
abendländischen Zivilisation in den Industriestaa-
ten können nur gegen den Willen der Konzernma-
nager und -eigner durchgesetzt werden, wenn das 
Grundgesetz nicht weiter ausgehöhlt, die Demokra-
tie erhalten wird und die Mehrzahl der Bürger er-
kannt haben, dass ein Umsteuern notwendig ist, 
und sie dann auch Parteien wählen, die das durch-
setzen. 
Ich glaube, dass ich ihnen genug Probleme für die 
nachfolgende Diskussion geliefert habe. 
 
Prof. Dr. Dr. Götz Brandt ist Mitglied im Sprecherrat 
der Ökologischen Plattform. Zuletzt veröffentlichte 
er die Broschüre „Grünes oder Solarauto?“ 
 
 
 
Ökologische Zeitenwende einleiten 
 
 
Marko Ferst 
 
 
In Deutschland werden rund 14 % des Stroms be-
reits aus Wind, Wasserkraft, Biomasse, Photovol-
taik etc. gewonnen. Über 30 Länder übernahmen 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz, darunter auch 
China. Schon 2004 waren 130 000 Menschen in 
Deutschland durch den solaren Energiesektor be-
schäftigt. Erfolge sind also möglich. Die Linke posi-
tionierte sich 2005 im Wahlprogramm klar, bis 2050 
soll alle Energie hierzulande aus erneuerbaren 
Quellen gewonnen werden. Wir setzen uns dafür 
ein, auf der Ebene der Vereinten Nationen eine in-
ternationale Agentur für erneuerbare Energien auf-
zubauen. 
Doch der weltweite Energiehunger ist gewaltig. 
Nach wie vor gehen global erheblich mehr fossile 
Kraftwerke an die Netze als solare Energien. Alle 
paar Tage wird ein neues Kohlekraftwerk in Betrieb 

genommen. Selbst in Deutschland sind für 25 - 30 
Anlagen zumindest Planungen vorhanden. Kanzle-
rin Merkel redet zwar viel von Klimaschutz, ebenso 
wie SPD-Umweltminister Gabriel. Wer aber die  
Energiezukunft mit neuen Kohlekraftwerken auf 
Jahrzehnte festlegt, der kommt nicht zu einer koh-
lenstofffreien Wirtschaftsweise, wie sie etwa der 
Klimaforscher Mojib Latif einfordert. Das Europa 
der 15 wird die Ziele des Kyotoprotokolls nicht er-
reichen. Acht Prozent Minderung an CO2-Ausstoß 
sind bisher nicht mal im Ansatz erkennbar. In den 
USA gab es seit 1990 mehr als 20 % Zuwachs. 
Wir müssen Energie sparen und ökoeffizienter ein-
setzen. Eng verknüpft mit diesen Verbrauchsfragen 
sind die Stoffströme, die wir durch unsere Indust-
riegesellschaft leiten. Ingesamt müssen sie um den 
Faktor 10 reduziert werden, meint Friedrich 
Schmidt-Bleek. Jeder Deutsche schleppt im Jahr 
einen ökologischen Rucksack von 70 Tonnen Fest-
stoffen hinter sich her, jeder Japaner jedoch nur 40. 
In Japan ist die Faktor 10-Strategie bereits 2001 
als nationale Wirtschaftspolitik beschlossen wor-
den. Wenn jeweils das energieeffizienteste Gerät 
innerhalb von 3 Jahren den gesetzlich vorgeschrie-
benen Standart in Deutschland vorgeben würde, 
ließen sich schneller Erfolge erzielen. 
Solange man in Deutschland 70 % der Steuern auf 
Arbeit und nur 5 % auf Energie erhebt, werden Ar-
beitsplätze gestrichen und nicht Energie und Res-
sourcen gespart. Dazu braucht man einen ökologi-
schen Umbau des gesamten Steuersystems. Damit 
bestraft sich jede Verschwendung von selbst auf al-
len Stufen der Herstellung, im Handel, dem Trans-
port und dem Konsum. Abfälle werden zu echten 
Wertstoffen, Reparaturdienstleistungen rechnen 
sich wieder. Als Linke müssen wir hier substanziel-
lere Strategien ausarbeiten. 
Sinnvoll wäre zudem eine modifizierte Mehr-
wertsteuer. Für die unbedingt notwendigen sozia-
len Grundbedürfnisse könnte sie völlig wegfallen. 
Für zahlreiche Produkte bliebe alles wie bisher, 
während für klimaschädliche Luxusprodukte um 
30 % zu entrichten wären. Konkret: Die Bahnfahrt 
zur Arbeit bliebe unbesteuert, während der Flug-
zeugtrip oder die Mercedes S-Klasse die hohe Last 
zu tragen hätten. 
Gelänge es in Deutschland um 2030 herum, den 
Stromverbrauch auf ein Drittel zu senken, könnte 
dieser bereits vollständig aus solaren Quellen 
stammen. Dazu ist nur etwas mehr als eine Ver-
dopplung des bisherigen Potenzials nötig. Selbst 
wenn man ein solches Ziel nicht schafft, zeigt die 
Fragestellung an, in welche Richtung man gehen 
muss. Deutschland und andere Industriestaaten 
besitzen Vorbildwirkung für die übrige Welt. Ge-
dacht in den bisherigen Koordinaten, könnten Chi-
na und Indien 2030 bereits 50 % des weltweit aus-
gestoßenen CO2 verursachen. 
Ohne ausreichend Öl würde das industrie-
wirtschaftliche System zusammenbrechen, weil der 
Rohstoff in unzähligen Bereichen Anwendung fin-
det. Wir haben die Spitzenförderung an Ölmengen 
inzwischen erreicht. Danach sinkt das Angebot un-
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ter die ständig steigende Nachfrage. Das wird eine 
Dauerölkrise mit immer neuen Preisgipfeln. Die 
Bevölkerung büßt das mit sinkenden Einkommen. 
Eine solare Energiewende, ökoeffizienter Energie-
einsatz und preiswerter öffentlicher Verkehr statt 
Börsenbahn und ausgedünnten Nahverkehrs, wür-
de diese Schocks deutlich abmildern können. 
Allzu warme Winter, Rekordsommer wie 2003, zu-
rückweichende Gletscher etc. zeigen immer deutli-
cher an, der Klimawandel hat rasant Fahrt aufge-
nommen. In der Arktis sind die Veränderungen den 
Berechnungen um 30 Jahre voraus. Die Ozeane 
verzögern die Treibhauswirkung an Land um Jahr-
zehnte, weil sie große Mengen an Wärme und CO2 
aufnehmen. Einstweilen dämpfen die Rußpartikeln 
aus Industrie, Verkehr und Regenwaldabholzung 
die Sonneneinstrahlung. Die BBC-Dokumentation 
„Global Dimming“ verweist darauf, dass dieser Ef-
fekt viel stärker ist als angenommen. Ohne ständi-
gen Nachschub an Aerosolen wird sich der Planet 
deutlich stärker aufheizen, um 8 - 10 Grad bis 
2100. Beide Prozesse täuschen uns eine geringere 
klimatische Veränderung vor, als wir schon ausge-
löst haben. 
Allein im Permafrostboden des Planeten schlum-
mern 400 Mrd. Tonnen vom Treibhausgas Methan, 
in der Barentsee könnte Methaneis schon bei ei-
nem Grad Temperaturerhöhung freigesetzt werden. 
Kommt in diese Prozesse richtig Dynamik, ver-
schwindet unsere ganze Zivilisation bis auf die 
Grundmauern. Die Vorräte, die an den Festlandso-
ckeln der Ozeane eingefrostet sind, betragen im 
Minimum geschätzte 10 000 Mrd. Tonnen, beim 
Maximum sind zwei Nullen dranzuhängen. 
Das vom Ozean aufgenommene CO2 zerschneidet 
durch die Versauerung die Nahrungsketten. Wird 
langfristig Grönland wieder Grünland und bricht das 
Westantarktische Schelfeis auf, stiege der Meeres-
spiegel um rund 13 Meter. Auch in der Eem-
Warmzeit vor 125 000 Jahren lag der Meeresspie-
gel um rund 6 Meter höher bei zwei Grad mehr ge-
genüber der jetzigen Warmzeit. 
Die schwierigste Frage ist die nach den Maßen, um 
die Klimabalance zu erhalten. Die Menschheit hat 
20 Jahre weitgehend verschenkt. Weitere Jahre 
werden im Kampf um Minimalien verstreichen. Je-
des verschenkte Jahr engt den Handlungsspiel-
raum weiter ein. 10 - 15 Länder sind dabei, zum 
verschwenderischen Lebensstil des Nordens 
schrittweise aufzuschließen. Zugleich wird die Erd-
bevölkerung bis 2050 auf 9 – 10 Milliarden anstei-
gen - alles Faktoren, die zu berücksichtigen sind. 
Wenn jeder Mensch gleich viel Treibhausgase ver-
ursachen und analoge Umwelträume nutzen darf, 
wirft das auch für linke Politik hierzulande fast un-
lösbare Dilemmata zur Umweltgerechtigkeit auf. 
Jeder Amerikaner nutzt 9,7 ha Umweltraum, der 
EU-Bürger kommt auf 4,7 ha und der Inder auf 
0,7 ha. 
Studien weisen darauf hin: Die vielzitierte Zwei-
Grad-Grenze, die man nicht überschreiten dürfe, 
wird mit Sicherheit gebrochen, weil die Klimasys-
teme mit starker Verzögerung reagieren und der 

Betrag faktisch längst gebucht ist. Der Punkt, von 
dem es keine Rückkehr mehr gibt, ist überschritten. 
Kohlendioxid bleibt ca. 100 Jahre in der Strato-
sphäre klimaaktiv. Selbst wenn man innerhalb we-
niger Jahre den Ausstoß global halbieren könnte 
und nicht bis 2050 darauf wartet, baut sich die Kli-
magefahr weiter auf, weil jedes Jahr Milliarden 
Tonnen zur bereits angesammelten Menge dazu 
kommen. 
Eine zentrale Aufgabe für die Zukunft wird sein, 
sich auf den bereits in Gang gesetzten Klimawan-
del einzustellen. Das bedeutet z. B., Wälder so an-
zulegen, dass sie extremem Klimastress widerste-
hen können. In alpinen Regionen müssen wegen 
Gletscherseen, Murengänge etc. gefährdete 
Ortsteile umgesiedelt werden. An Nord- und Ost-
see sind Schutzmaßnahmen dem steigenden Mee-
resspiegel anzupassen. Die Landwirtschaft sollte 
sich auf zunehmende Trockenperioden und Stark-
regen vorbereiten und ihre Anbaumethoden grund-
legend umgestalten. Wir brauchen regenerierte 
Landschaften, die eine starke Kühlfunktion wahr-
nehmen können und zugleich Bodenerosion ver-
hindern. Trinkwasserreservoire sind zu schonen 
und für künftige Generationen zu bewahren. Sollten 
sich Szenarien für einen erheblich beschleunigten 
Klimawandel bestätigen, ist die gesamte Infrastruk-
tur unserer Gesellschaften schnell und grundle-
gend zu verändern. 
Wir müssen den langfristigen sozialen Interessen 
Vorrang einräumen. Wirtschaftliches Wachstum zu 
Lasten der Lebenschancen zukünftiger Generatio-
nen zerstört die ökonomische Basis und richtet 
nicht bezahlbare Milliardenschäden an. Unge-
bremste globale Klimaveränderungen würden gro-
ße Teile der Bevölkerung ins soziale Nichts stürzen 
und zwischen Arm und Reich in ungekanntem 
Ausmaß polarisieren, mit entsprechendem Kon-
fliktpotential. 
Wenn weite Teile von Afrika verwüsten, hält nie-
mand die gigantischen Flüchtlingsströme auf. Als 
Linke sollten wir darüber nachdenken, ob nicht die 
reichen Staaten, um die Folgen der Klimaverände-
rungen in zahlreichen ärmeren Ländern abzudämp-
fen, auch einen erheblichen finanziellen und logisti-
schen Beitrag leisten müssen. Schließlich tragen 
sie in hervorgehobener Weise Schuld an dieser Si-
tuation. 
Die Berliner Republik kann ähnlich schnell ver-
schwinden wie die Weimarer vor ihr. Wenn der 
heutige Kapitalismus scheitert, wird er neuartige to-
talitäre Gebilde hervorbringen. Gleichzeitig muss 
man aber sehen: Es gibt viele politische Instrumen-
te vom Erneuerbare-Energien-Gesetz über ord-
nungspolitische Vorgaben etc., mit denen man die 
Gesellschaft in neue Bahnen lenken kann. Auch 
Instrumente, die eine antiplutokratischen Ordnung 
auf den Weg bringen würden, sind denkbar. Ob ei-
ne sozialökologische Volksbewegung zwischen 
2020 und 2030 einen neuen Kurs erzwingt, hängt 
davon ab, ob sich im Laufe der Zeit dafür die geis-
tigen Potenziale herausbilden. Neue gesellschaftli-
che Konstellationen entstehen in jedem Fall. Eine 
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Linke, die nur in eingefahrenen parlamentarischen 
Bahnen agiert, ist viel schwächer als eine Linke, 
die gesellschaftlichen Protest und Alternativen aktiv 
mitgestaltet. Darüber hinaus sind die Zielkonflikte 
dabei zu thematisieren. 
Seit 2000 haben sich die globalen CO2-Emissionen 
um rund 20 % erhöht. Setzt sich dieser Weg fort, 
wird vermutlich nur noch in Sibirien, Kanada und 
Alaska auf aufgetauten Arealen eine kleine Restzi-
vilisation übrigbleiben. Wegen Übernutzung der 
Gebiete durch zu viele Menschen ist auch hier eine 
schwerwiegende Schädigung vorauszusehen, so 
daß die Übriggebliebenen in vorzivilisatorische Zei-
ten zurückfallen. 
Wenn die Linke in dieser welthistorischen Heraus-
forderung noch etwas zu Gunsten der Menschen 
gewinnen will, wird sie über ihre bisherigen Politik-
muster hinauswachsen müssen. Laut Bundestags-
wahlprogramm will die Linke daß die Treibhaus-
gasemissionen in den Industriestaaten gegenüber 
1990 bis zum Jahr 2020 um 50 Prozent und bis 
zum Jahr 2050 um mindestens 90 Prozent gesenkt 
werden. Diese Zielstellung setzt den Rahmen für 
alle anderen Politikbereiche. Ein grundlegender 
Kurswechsel ist am Ende jedoch nur möglich, wenn 
es gelingt den spekulativen „Casino-Kapitalimus“, 
der sich weitgehend von realwirtschaftlichen Pro-
zessen abgekoppelt hat, durch eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung zu überwinden. 
 
Marko Ferst ist Mitglied im Koordinierungsrat der 
Ökologischen Plattform, zuletzt veröffentlichte er 
den Band: Täuschungsmanöver Atomausstieg? 
 
 
 
 

POLITIK 
 
 
Das CDU-Programm und die Ökologie 
 
 
Ralf Henrichs 
 
 
Am 03. Dezember 2007 hat die CDU in Hannover 
ihr neues Programm „Freiheit und Sicherheit“ 
verabschiedet. Diese „Grundsätze für Deutschland“ 
gliedern sich in 366 Punkte. 
Betrachtet man das Programm, sollte man 
annehmen, dass der Umweltschutz für die CDU 
eine herausragende Bedeutung einnimmt, wenn sie 
von der „Bewahrung der (göttlichen) Schöpfung“ 
spricht. (So in Pkt. 234: „Nach christlichem 
Verständnis sind Mensch, Natur und Umwelt 
Schöpfung Gottes.“ und in Pkt. 39: „Die Schöpfung 
ist bedroht.“) Dem widerspricht aber schon, dass in 
dem Umweltkapitel „Die Schöpfung und das Leben 
bewahren – Für eine lebenswerte Umwelt“ die 
Positionen der CDU zur Umwelt nachrangig 
behandelt werden - hinter denen zur Abtreibung, 

Sterbehilfe und biomedizinischen Forschung. 
Als Wirtschaftsmodell propagiert die CDU die 
soziale Marktwirtschaft (wobei hier nicht diskutiert 
werden soll, inwiefern das marktwirtschaftliche 
Modell der CDU noch sozial ist). Dieses 
Wirtschaftsmodell will die CDU auch exportieren, 
denn „wir sehen in freiheitlicher Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, guter Regierungsführung und 
einer sozial verpflichtenden marktwirtschaftlichen 
Ordnung, die zugleich die natürlichen Le-
bensgrundlagen schützt, den besten Weg, Ent-
wicklung in armen Ländern zu fördern. Diese Ziele 
sind Kernelemente unserer Entwicklungspolitik“ 
(Pkt. 366). Mit anderen Worten: Die Entwick-
lungshilfe für nicht-marktwirtschaftliche Staaten 
könnte demnach gestrichen werden. 
Für die CDU ist „nachhaltiges wirtschaftliches 
Wachstum“ auch unproblematisch, denn 
„wirtschaftliche Entwicklung und Umweltschutz 
(widersprechen sich) nicht“. Die Rangordnung 
macht die CDU in Pkt. 237 deutlich: „Darüber 
hinaus ist ein effizienter und sparsamer 
Ressourceneinsatz auch zunehmend ein Kosten- 
und Standortvorteil. Aus diesem Grund  setzen wir 
uns für eine ökologische und soziale 
Marktwirtschaft ein.“ (Hervorhebung vom Autor – d. 
Red.) Der Kosten- und Standortvorteil stellt also 
das Oberziel dar. 
In der Energiepolitik setzt die CDU weiterhin auf die 
Atomenergie. Selbst ein Neubau von Atom-
kraftwerken ist nicht auszuschließen, denn „auf 
absehbare Zeit kann auf den Beitrag der 
Kernenergie zur Stromerzeugung in Deutschland 
nicht verzichtet werden“ (Pkt. 248): Endlagerung, 
Atommülltransporte etc. sind für die CDU kein 
Thema. Selbst langfristig wird weiter auf 
Großkraftwerke gesetzt, denn die Forschung in 
„moderne saubere Kohle- und Gaskraftwerke ... 
wie ... im Bereich der Kernfusion“ soll ausgebaut 
werden (Pkt. 249). Natürlich soll der „Einsatz 
fossiler Energieträger ... so klimaneutral wie 
möglich“ gestaltet werden (Pkt. 245), doch ob es so 
kommt; überlässt die CDU dem Markt, denn sie 
fordert einen „funktionierenden Wettbewerb im 
Strom- und Gasmarkt, ... (den) Abbau von Wett-
bewerbshemmnissen und .. den beschleunigten 
Ausbau einer frei zugänglichen Infrastruktur für den 
grenzüberschreitenden Strom- und Gasmarkt im 
Europäischen Wirtschaftsraum“ (Pkt. 250). Im 
Bereich der regenerativen Energieträger, die bis 
2020 einen Anteil von mindestens 20 Prozent am 
Gesamtenergieverbrauch und bis 2050 von 
mindestens 50 % einnehmen sollen (Pkt. 247), will 
die CDU „die Entwicklungschancen der 
Windenergie im Offshorebereich sowie der Solar-, 
Bio- und Geothermie  ... nutzen ... (und die) 
Technologien für die Energiespeicherung forcieren“ 
(Pkt. 246): Dabei ist bemerkenswert, dass die 
Windenergie im Onshorebereich sowie die 
Wasserkraft nicht erwähnt werden. Die 
Energieeinsparung findet keine Berücksichtigung, 
aber die Energieproduktivität soll bis 2020 im 
Vergleich zu 1990 verdoppelt werden. Explizit 
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erwähnt werden die „erheblichen Potenziale ... in 
der energetischen Gebäudesanierung“ (Pkt. 244): 
In der Klimapolitik setzt die CDU auf ein 
internationales Klimaschutzabkommen für die Zeit 
nach 2012, das „marktwirtschaftliche Anreize 
enthält“ und möglichst alle Länder einbindet (Pkt. 
239). Dabei bekräftigt die CDU die Verpflichtung 
„den Ausstoß von Treibhausgasemissionen bis 
2012 um 21 Prozent zu reduzieren“ (Pkt. 240, der 
Pleonasmus ist Original-CDU-Programm!). Bis 
2020 sollen die „Treibhausgasemissionen um 
mindestens 30 Prozent gegenüber 1990“ gesenkt 
werden, wobei auch die anderen Industrieländer 
ihre Emissionen weitgehend reduzieren sollen (Pkt. 
240). Weitergehende Emissionsziele über 2020 
hinaus finden sich im Programm nicht. Das Ziel „die 
Erwärmung der Erdatmosphäre auf maximal 
2 Grad im Vergleich zur vorindustriellen 
Ausgangssituation“ zu begrenzen (Pkt. 241), 
erwähnt die CDU. Als klimaschützende Maßnahme 
wird „der Handel mit Emissionsrechten ebenso wie 
der Technologietransfer in Entwicklungsländer“ 
genannt (Pkt. 241). Aber auch einen verstärkten 
Hochwasser- und Küstenschutz erwähnt die CDU 
(Pkt. 242). Von einer höheren Verpflichtung der 
Industrieländer oder auch von einer 
Verbesserung/Veränderung des Zertifikatshandels 
ist im CDU-Programm nichts zu lesen. 
Da die hohen Investitionen zum Ausbau der 
Infrastruktur im Verkehrsbereich von der 
öffentlichen Hand nach Ansicht der CDU nicht 
allein getragen werden können, „müssen im Sinne 
der Nachhaltigkeit rentable Möglichkeiten der 
privaten Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur 
intensiver als bisher genutzt werden“ (Pkt. 168), 
d. h. es werden PPP(Public Private Partnership)-
Modelle angestrebt. Die Verringerung von 
Umweltbelastungen in allen Verkehrsbereichen und 
Reduzierung der Luftbelastung sollen 
ausschließlich mit technischen Maßnahmen wie 
„intelligente verkehrslenkende Maßnahmen, eine 
konsequente Senkung der Schadstoffgrenzwerte, 
die steuerliche Förderung schadstoffarmer 
Fahrzeuge“ (Pkt. 251) erreicht werden. Von 
Verkehrsreduzierung ist nicht die Rede. Gefordert 
wird zwar eine „Stärkung des Öffentlichen 
Personennahverkehrs“ (Pkt. 251), aber der 
Öffentliche Personenfernverkehr sowie der 
gesamte Güterverkehr werden nicht erwähnt. Nur 
allgemein heißt es: „Im Hinblick auf eine 
umweltgerechte Verkehrsgestaltung kommt auch 
dem Schiffs- und Schienenverkehr eine wachsende 
Bedeutung zu“ (Pkt. 252). 
Der weißen, für medizinisch Zwecke gedachten, 
Gentechnik steht die CDU kritisch gegenüber. Zwar 
„tragen biomedizinische und gentechnische 
Forschung wesentlich zur Heilung von Krankheiten 
und Linderung von Leid bei“, aber „sie bergen auch 
zugleich Risiken: Wenn sich grenzenloser 
Erkenntnisdrang und gewissenlose Vermarktung 
verbinden, sind Schöpfung und Menschenwürde in 
Gefahr“ (Pkt. 40). 
Der grünen Gentechnik steht die CDU hingegen 

weitaus unkritischer gegenüber. So kann diese 
„zukünftig einen wichtigen Beitrag sowohl zur 
Ernährungssicherung als auch zur 
Energiesicherheit leisten“. Zwar „muss die Frage 
der Sicherheit und Unbedenklichkeit“ gegenüber 
wirtschaftlichen Überlegungen Vorrang haben, aber 
„nach einer erfolgreichen Forschung soll auch die 
praktische Umsetzung in Deutschland zu neuen 
Produkten führen können“ (Pkt. 263). Eine 
Förderung des ökologischen Landbaus ist nicht 
vorgesehen, da die CDU „keinen Unterschied ... 
zwischen konventionellem und ökologischem 
Landbau“ machen will (Pkt. 259). 
Fazit: Auch wenn die CDU dem Umweltschutz als 
„Bewahrung der (göttlichen) Schöpfung“ eine 
formal äußerst hohe Bedeutung zumisst, rangiert er 
tatsächlich doch stets hinter den kapitalistischen 
Wirtschaftsinteressen. 
 
Ralf Henrichs ist Mitglied im Sprecherrat der Öko-
logischen Plattform in Nordrhein-Westfalen und 
auch bundesweit. 
 
 
 

„Ökologische Industriepolitik“: Kriti-
sche Bemerkungen zu einer Broschüre 
des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
 
Götz Brandt 
 
 
Das Bundesumweltministerium (BMU) hatte bereits 
im Oktober 2006 ein „Memorandum für einen 
,New Deal’ von Wirtschaft, Umwelt und Be-
schäftigung“ mit dem Titel „Ökologische Indust-
riepolitik“  herausgegeben. Nunmehr liegt seit Au-
gust 2008 eine erweiterte, präzisierte und 
veränderte Fassung vor. Damit soll ein erneuter 
Impuls für eine Debatte gegeben werden. Zum 
Memorandum von 2006 hatten sich sowohl der BDI 
als auch der BUND geäußert. 
Der BDI äußerte sich in einem Diskussionspapier 
„Industriepolitik in der Marktwirtschaft“  vom 
23.8.2007 zum Memorandum. „Die Vorschläge des 
BMU gehen grundsätzlich in die richtige Richtung, 
müssen sich aber am ordnungspolitischen Leitbild 
des BDI messen lassen.“ Eingriffe des Staates sind 
nicht notwendig, weil der wirtschaftliche Selbster-
haltungstrieb umwelt- und klimaschonende Produk-
tionsverfahren, Technologien, Produkte und Dienst-
leistungen verursacht. Die Industrie wäre nicht 
Problemverursacher, sondern Problemlöser. Das 
BMU sollte deshalb nur Rahmenbedingungen set-
ze. Die lässt das BMU aber vermissen. Das BDI 
vertraut auf die „unsichtbare Hand des Marktes“ 
und lehnt deshalb eine interventionistische Indust-
riepolitik ab und tritt für das „Primat privatwirtschaft-
lichen Handelns“ ein. Vom BDI war nichts anders 
zu erwarten. Die Auswirkungen der gegenwärtigen 
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Finanzkrise haben diesen Standpunkt etwas auf-
geweicht. Der Staat wird doch von der Wirtschaft 
gebraucht, wenn es ihr schlecht geht. 
Wenn ein Umweltministerium Industriepolitik ma-
chen will, dann muss es zwangsläufig mit den Wi-
derständen des Wirtschaftsministeriums rechnen. 
Für Wirtschaftler bedeutet Ökologie Kostensteige-
rung, staatliche Restriktionen für die Produktion 
und die Produkte, internationale Wettbewerbs-
nachteile und Behinderungen in der Ausbeutung 
der Natur und des Menschen. 
Deshalb wurde sicherlich auch in der neuen Aus-
gabe ein neuer Untertitel  beigefügt, der mit „In-
novation, Wachstum und Beschäftigung“  
sicherlich zur Entschärfung der Streitschrift 
beitragen sollte. Das sind nämlich Ziele, die auch 
das Wirtschaftsministerium verfolgt. Es wird damit 
eine Einheit in den Zielen der Wirtschaftspolitik 
unterstellt, die die ökologischen Hauptprobleme 
ausspart. Der „nachhaltige Entwicklungspfad“ ... 
„hin zu mehr Wachstum und Beschäftigung“ ... mit 
„neuer Prosperitätskonstellation“ wird in den 
Detailforderungen nicht sichtbar. 
Mit den „präsentierten Instrumenten“ soll ein „Um-
bau der Industriegesellschaft“ erzielt werden, der 
kein „Abbau“ sein soll, sondern es sollen durch den 
Umbau „mehr Wachstum und Beschäftigung“ 
kommen. Wie mehr Wachstum mit Ökologie ein-
hergehen kann, darauf erfolgt keine Antwort. 
Der Weltwirtschaftskrise Ende der 20er Jahre wird 
die gegenwärtige Klima- und Energiekrise in ihrer 
Bedeutung gleichgestellt. Nur fehle heute ein 
F. D. Roosevelt, der mit einem „New Deal“ die 
„schlimmen Verwerfungen einhegen“ kann. Das 
BMU befürchtet eine Weltklimakrise und Weltwirt-
schaftskrise, wenn wir die Entwicklungen nicht in 
den Griff bekommen. Dabei soll die vorgeschlage-
ne „Ökologische Industriepolitik“ keine neue Ideo-
logie sein, sondern ein „Policy-Mix“ pragmatischer 
Maßnahmen. 
Es gibt in der Broschüre auch nicht die „konkrete 
Antwort auf die großen ökonomischen und ökologi-
schen Herausforderungen unserer Zeit“, wie ver-
sprochen wird. Eine der Herausforderungen ist be-
kanntlich das absehbare Ende der Rohstoffres-
sourcen. Nachlassende Fördermengen, Preisstei-
gerungen bei den Rohstoffen und Knappheit gibt es 
schon heute. Die Antwort des BMU auf diese Her-
ausforderung, das Ende der Rohstoffe mit dem 
Ausweichen auf erneuerbare nachwachsende 
Rohstoffe (Nahrungsproduktionsflächen) hinauszu-
schieben, ignoriert den Umfang und die Bedeutung 
dieses Problems. Eine Senkung des Rohstoff-
verbrauchs um 80 %, wie es zahlreiche Ökonomen 
und Ökologen verlangen, wird erst gar nicht in die 
Broschüre aufgenommen. Das wird nicht zum 
Streitthema gemacht, weil dann nämlich die ge-
samte Industriestruktur umgekrempelt werden 
müsste, was auf keinen Fall den Beifall des Wirt-
schaftsministeriums und der Wirtschaft finden wür-
de. 
Auch das große Thema, wie wir in 10 Jahren (wie 
Al Gore es für die USA gefordert hat) zu einer 

Stromversorgung zu 100 % aus erneuerbaren  
Energien kommen könnten, wird ausgeblendet und 
nur ein Weiterso mit dem EEG und EEWG gefor-
dert. 
Die Mitarbeiter des BMU haben zwar in einer 
Fleißarbeit alle möglichen industriepolitische Maß-
nahmen aufgelistet, um die Front zum Wirtschafts-
ministerium aufzureißen, aber nach der Methode 
„wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass“. 
Geködert wird das Wirtschaftsministerium mit ei-
nem neuen Wachstumsschub. Der wird aber nur 
realisiert, wenn dabei auch die Profite steigen. Das 
ist mit noch so ausgefeilten End-of-pipe-
Technologien aber nicht automatisch der Fall. 
Technologien, die auf die Umwelt keine Rücksicht 
nehmen, sind immer noch rentabler. 
Nach dieser allgemeinen Einschätzung einige Be-
merkungen zu Einzelproblemen. 
In Teil 1 „Ökologie ist die Ökonomie des 
21. Jahrhunderts“  wird uns weisgemacht, dass 
die Ökologie die Ökonomie unserer Zeit sein solle. 
Allen Lesern wird bekannt sein, dass bei der heuti-
gen kapitalistischen Industrieproduktion Ökologie 
und Ökonomie Gegensätze sind und sich nicht ge-
genseitig ersetzen können. Es kann zwar eine öko-
logische Ökonomie geben, aber die Ökologie kann 
die Ökonomie nicht ersetzen. Welchen Sinn hat 
diese Begriffsverwirrung? 
Im Text heißt es: „Niemand kann ein Interesse am 
Klimawandel und am Raubbau an unserer Natur 
haben.“, es wird aber nicht gefragt, wer ein Des-
interesse daran hat und wer diese Fakten ignoriert 
oder kleinredet, nämlich die Wirtschaft und auch 
die Regierung. 
Es wird postuliert, dass auf Wohlstand und Mobili-
tät nicht verzichtet werden kann und beklagt, dass 
der umweltverträgliche „Volks-Wagen“ fehlt. Wa-
rum kommt hier nicht die Forderung nach einer 
Großserienproduktion von Elektroautos, wenig-
stens für den Stadtverkehr? Da wird tatsächlich die 
vergangene Internationale Automobilausstellung 
(IAA) in Frankfurt/Main als „Grüne Woche“ mit Ein-
sicht der Automobilkonzerne in Umweltzielstellun-
gen gewertet. Dabei müsste dem BMU doch be-
kannt sein, dass alle spektakulären Ankündigungen 
von Elektro-, Hybrid- und Wasserstoffautos nur 
Werbekampagnen ohne folgende Massenprodukti-
on sind. Da gibt es keine „Einsicht“. Bis 2030 wer-
den nach dem Willen der Autoindustrie Verbren-
nungsmotoren gebaut. Bis dahin reichen auch noch 
die Erdölvorräte. 
Es werden „umweltverträgliche Technologien“ ge-
fordert. Aber End-off-pipe-Technologien reichen 
nicht aus, um zukünftige Katastrophen zu verhin-
dern. Bisher ist die Abkopplung des Wirtschafts-
wachstums vom Ressourcenverbrauch noch nicht 
gelungen und nur wenige, nicht ausreichende, Bei-
spiele können vorgewiesen werden. Umweltver-
trägliche Technologien durchzusetzen, bedeutet 
Stilllegung vieler Werke. 
Die Nanotechnologie zu den „grünen Leitmärkten“ 
zu zählen, ist abenteuerlich. Die von der Nano-
technologie ausgehenden Gefahren für Natur und 
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Mensch sind nicht ausreichend erforscht, und es 
gilt die vorausschauende Verantwortung, beson-
ders für das BMU. 
Beim Fahrzeugbau prognostiziert das BMU bis 
2030 eine Verdopplung der Produktion und beim 
Maschinenbau eine Steigerung um 70 %. Wie soll 
da der Material- und Energieverbrauch sinken? Es 
wird nicht erklärt, warum die Umwelttechnik so viel 
langsamer wächst. 
Das BMU schlägt vor, „die externen Kosten endlich 
zu internalisieren“. Dass das aus Wettbewerbs-
gründen nur international zu regeln geht, darüber 
schweigt das BMU. 
Das Sparen von Ressourcen soll durch eine „effi-
zientere Verstromung fossiler Brennstoffe“ erreicht 
werden. Dabei ist doch bekannt, dass der Wir-
kungsgrad von Kohlekraftwerken nur noch marginal 
gesteigert werden kann und die geplante Kohlen-
dioxidabscheidung, wenn sie denn 2020 praxisreif 
wird, den Wirkungsgrad um 10 bis 15 % verringert 
und die Kraftwerksinvestitionen verdoppelt. 
Wie die zukünftig umgestellten Produktions-
strukturen „sozialverträglich gestaltet“ werden kön-
nen, darauf bleibt das BMU auch eine Antwort 
schuldig. 
Im Teil 2, „Prinzipien einer ökologischen Indust-
riepolitik“,  wird der Markt vom BMU richtig einge-
schätzt. Der Markt hat die Herausforderungen „nur 
unzureichend antizipiert“ (vorweggenommen) und 
reagiert aber zunehmend auf veränderte Realitä-
ten. Der Anstieg der Rohstoffpreise führt jedoch 
nicht zur grundlegenden Umstellung der Produkti-
onsprozesse und Konsumgewohnheiten, wird vom 
BMU erkannt. Die Marktsignale werden nicht wahr-
genommen, der Markt bleibt „lethargisch“. Er rea-
giert nicht auf Rohstoffpreissignale. Daraus folgert 
das BMU, dass wir uns marktgesteuerte Anpas-
sungsprozesse unter ökologischen Gesichtspunk-
ten nicht leisten können. Da der Markt allein die 
Probleme beim Schutz der Natur nicht lösen kann, 
muss die Politik „einen Beitrag leisten“ mit Zielset-
zungen und Rahmenbedingungen. Das bisherige 
Markt- und Staatsversagen mit „wahren Preisen“ im 
globalen Konkurrenzkampf zu korrigieren, kann 
nicht gelingen, weil es international zu solchen Ab-
sprachen nicht kommen wird. Wozu solche rhetori-
schen Vorschläge? Auch der Hinweis, dass die 
Verbraucher ihre Marktmacht klug nutzen sollten 
und nur Ökoprodukte kaufen sollten, geht an der 
Marktmacht der Werbung und der mangelnden In-
formation der Käufer vorbei. Das hat bisher nicht 
funktioniert und wird sich auch kaum ändern. 
Im „Spannungsfeld zwischen Markt- und Staatsver-
sagen“ durch eine „kluge Umweltpolitik“ einen „pro-
grammatischen Weg zu finden“ wird dem BMU mit 
den gemachten Vorschlägen wohl kaum gelingen. 
Die ökologische Industriepolitik will vor allem die 
Märkte der Umwelttechnikunternehmen profilieren. 
Deren Marktanteil soll von heute 4 % bis zum Jahr 
2030 auf 16 % anwachsen. 
Im Teil 3 „Ökologische Industriepolitik – Wachs-
tumspolitik für eine nachhaltige Zukunft“  wird 
die Wachstumspolitik aus BMU-Sicht erläutert. Ei-

gentlich müsste hier eine Stellungnahme zum Wirt-
schaftswachstum stehen, die klarlegt, dass Wachs-
tum Gift für die Natur und den Ressourcenschutz 
ist. 
Zuerst werden die Energieziele der Bundes-
regierung ohne Kommentar genannt. Wie bis 2020 
die Treibhausgas-Emissionen um 40 % gesenkt 
werden sollen, wenn gleichzeitig die Bundesregie-
rung dem Bau von über 20 neuen Kohlekraftwer-
ken zustimmt, wird gar nicht erst thematisiert. Hier 
müsste doch die Forderung nach einem Verbot des 
Neubaus von Kohlekraftwerken stehen oder wenig-
stens die Forderung nach einem Moratorium, bis 
die CCS-Technologie praxisreif ist und zur Norm 
wird. 
Wie im Wärmebereich 14 % erneuerbare Energie 
erreicht werden können ohne Ausdehnung der 
Pflicht auch für Altbauten, auch dazu gibt es keine 
Ausführungen. 
24 % Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung innerhalb 
von 12 Jahren zu erreichen, sind eine utopische 
Vorstellung, wenn das gegenwärtige Tempo be-
dacht wird. 
Noch abenteuerlicher erscheint die Forderung, die 
Energieproduktivität in 30 Jahren (Basisjahr 1990) 
zu verdoppeln. Was wurde denn in den vergange-
nen 18 Jahren erreicht? 
Ebenso ist die Forderung, innerhalb von 26 Jahren 
(1994 bis 2020) die Rohstoffproduktivität zu ver-
doppeln, eine Forderung, die die tatsächliche Ent-
wicklung in den letzten 14 Jahren außer Acht lässt. 
Alle hier gemachten Vorschläge bei gleichzeitigem 
Wirtschaftswachstum zu realisieren, geht an der 
industriellen Wirklichkeit vorbei. 
Emissionsrechte haben bisher nur den Effekt der 
Preissteigerung und der Maximalprofite (jährlich 
5 Mrd. �  zusätzlich für die Energiekonzerne) ge-
bracht. Eine Ökosteuer wird in der Regel auf die 
Verbraucher umgelegt, und wenn diese Wasser 
oder Strom einsparen, dann werden die Preise er-
höht wegen der Umverteilung der Fixkosten auf ei-
nen geringeren Absatz. Das sind Vorschläge, die 
wenig Erfolg versprechen. Der Abbau „umwelt-
schädlicher Subventionen“, wie der Eigenheimzu-
lage oder der Flugzeugbenzin-Steuerfreistellung 
wird ebenfalls kaum Wachstum initiieren. Besser 
sind da schon die Vorschläge, für Umwelttechnik 
Sonderabschreibungen zuzulassen und die Mehr-
wertsteuer ökologisch zu spreizen. Auch das 
Dienstwagenprivileg soll etwas beschnitten werden. 
Ebenso wären Kernbrennstoffe zu besteuern. Das 
sind gute Vorschläge, denen das Wirtschaftsminis-
terium nicht folgen wird. 
Ob allerdings der Umbau der Agrarförderung in der 
EU mit 40 Mrd. �  jährlich bei den steigenden Welt-
marktpreisen für Agrarprodukte in Richtung auf 
spezifische Förderung von Maßnahmen mit positi-
vem Effekt auf Natur und Umwelt erfolgen kann 
und die unspezifische Förderung weitgehend ab-
geschafft werden kann, das bedarf einer fachlichen 
Prüfung durch Landwirtschaftsexperten. Die Preise 
für die Produktionsmittel der Agrarbetriebe steigen 
nämlich noch schneller als die für die landwirt-
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schaftlichen Produkte. Erstaunlich ist, dass bei den 
großen Umweltproblemen, die die industrielle 
Landwirtschaft verursacht, keine Förderung der 
biologischen Landwirtschaft gefordert wird. 
Im Abschnitt 3.1 „Ökonomische Instrumente 
stärken“  wird vorgeschlagen, über Steuern und 
Abgaben den Preismechanismus zu nutzen. Dem 
wird eine Schlüsselrolle zugedacht. Wohingegen 
Verbote, Gebote und Grenzwerte im Ordnungs-
recht als zweitrangig eingestuft werden. Über Auf-
schläge sollen die externen Kosten „eingepreist“ 
werden. Das ist ein Vorschlag, der bei dem einge-
schränkten Handlungsspielraum der nationalen 
Regierungen und der internationalen Standortkon-
kurrenz sehr stark eingeschränkt wird, wie auch 
das BMU erkennt. 
In 3.2 „Investitionen anreizen“  sorgt sich das 
BMU um die Erneuerung des Produktionsmittelpar-
kes. Die Nettoinvestitionsquote sinkt nämlich in 
Deutschland seit Jahrzehnten und liegt im interna-
tionalen Vergleich niedrig. Vor allem sollen die In-
vestitionen auf die Substitution von fossilen Brenn-
stoffen durch erneuerbare oder nachwachsende 
gelenkt werden. Die Industrie folgt aber diesen 
Empfehlungen trotz „Meseberger Programm“ nicht. 
Sie investiert in Braunkohletagebaue und Kohle-
kraftwerke. Warum werden diese Fehlinvestitionen 
nicht genannt und verteufelt? 
Im Abschnitt 3.3 „Finanzierung erleichtern“  wird 
für die klein- und mittelständischen Betriebe der 
Umweltbranche eine erleichterte Kreditvergabe ver-
langt. Es gibt kaum Hilfe bei Unternehmensgrün-
dungen. Die Banken zeigen nur eine mangelhafte 
Risikobereitschaft. Deshalb wird ein „GreenTech-
Fonds“ gefordert. 
Im Abschnitt 3.4 „Ordnungsrecht nutzen“ wird 
die Nutzung des Ordnungsrechts als klassisches 
umweltpolitisches Instrument behandelt. Das Ord-
nungsrecht soll stärker genutzt werden. Gefordert 
werden mehr Gebote, Verbote und Grenzwerte 
sowie die Einwirkung der Politik auf die Technolo-
gieentwicklung. Bisher veranlasste strikte Umwelt-
politik die Unternehmen zu Qualitäts-
verbesserungen, Effizienzsteigerungen und Innova-
tionen. Allerdings steht heute eine internationale 
Einigung im Vordergrund, oft wird nur der kleinste 
gemeinsame Nenner Grundlage von Vereinbarun-
gen, wenn sie denn überhaupt zustande kommen. 
Das EE-Wärmegesetz gilt nur für Neubauten zwin-
gend. Das reicht bei Weitem nicht aus, um den 
Gas- und Ölverbrauch in großem Umfange zu sen-
ken. Da hätte man doch eine weitergehende Ge-
setzesänderung zum Vorschlag bringen müssen. 
Auch bei den PKW-Abgasen wird um prozentuale 
Verringerungen gerungen, aber nicht ein Nullwert 
und Elektroautos verlangt. Das ist alles sehr halb-
herzig. 
Sich Hoffnungen auf die Biokraftstoffe der 
2. Generation zu machen, noch dazu bei nachhalti-
gem Anbau der Pflanzen, kann doch nur in weiter 
Ferne liegen. 
Auch dass man die Steuerbefreiungen der energie-
intensiven Betriebe kritisiert, ist zwar richtig, würde 

aber nur zum Abwandern dieser Branchen aus 
Wettbewerbsgründen ins Ausland fördern, wo es 
diese Steuern nicht gibt. Deshalb wird auch nur die 
zwingende Einführung von Energiemanage-
mentsystemen gefordert. 
Für das Energie-Contracting wird mehr Rechtssi-
cherheit gefordert, was eine notwendige Forderung 
darstellt. 
Die in den letzten Jahren bei 66 % stagnierende 
Abfall-Verwertungsquote soll erhöht werden, aber 
wie? 
Im Abschnitt 3.5 „Benchmarks transparent ma-
chen, Labels und Top-Runner etablieren“ geht 
es um das Transparentmachen von Benchmarks, 
die Etablierung von Labels und Förderung von Top-
Runnern, wie es die Japaner vormachen. Der Staat 
soll Vorgaben machen und die Nachfragemacht der 
Verbraucher soll durch Information gestärkt wer-
den. 
Im Kapitel 3.6 „Markteinführungsprogramme 
nutzen und ausbauen“  geht es um die Nutzung 
und den Ausbau von Markteinführungs-
programmen. Für die Umstellung auf erneuerbare 
Wärmeenergie wird eine Erhöhung der staatlichen 
Förderung von 350 auf 400 Mio. �  gefordert. Bei 
der Brisanz dieses Themas dürfte das ein Witz 
sein. 
Die Markteinführung höchst effizienter Endgeräte 
soll durch Stromrechnungsgutschriften unterstützt 
werden, sicherlich eine notwendige Maßnahme. 
Die Elektromobilität soll 2008 durch einen Feldver-
such mit Plug-in-Hybrid-Fahrzeugen (50 km elekt-
risch, danach fossil) unterstützt werden. Feldversu-
che mit Elektrofahrzeugen gab es bereits in den 
vergangenen Jahren, was ist also neu? In Arbeit ist 
ein „Nationaler Entwicklungsplan Elektromobilität“. 
Im Abschnitt 3.7 „Mit einem Investitions- und 
Beschaffungspakt Kräfte bündeln“  wird vorge-
schlagen, mit einem Investitions- und Beschaf-
fungspakt der öffentlichen Hand Kräfte zu bündeln. 
Ein umweltorientiertes Beschaffungswesen soll nur 
umweltfreundliche Produkte kaufen. Warum wurde 
das nicht schon längst realisiert? 
Der Abschnitt 3.8 „Bildung und Ausbildung 
verbessern“ befasst sich mit der sicherlich not-
wendigen Verbesserung von Bildung und Ausbil-
dung auf dem Gebiet der Umwelt. 
Letztlich wird im Abschnitt 3.9 Forschungs-
förderung konzentrieren, Leuchttürme schaf-
fen“  die Konzentration der Forschungsförderung 
vorgeschlagen, indem „Leuchttürme“ geschaffen 
werden. Offensichtlich reichen die Mittel nicht für 
eine breite Förderung aller Erfolg versprechenden 
Forschungsvorhaben. Da könnte doch vorgeschla-
gen werden, die Mittel für die Atomforschung um-
zuleiten! 
Der Abschnitt 3.10 „Exportinitiativen und Au-
ßenhandel intensivieren“  will durch Exportinitiati-
ven den Außenhandel intensivieren, was gewiss 
den Beifall des Wirtschaftsministeriums finden wird. 
Im „Ausblick: Weichen für einen neuen Wachs-
tumsschub stellen“  wird behauptet, dass die 
„konkrete Antwort auf die großen ökonomischen 
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und ökologischen Herausforderungen unserer Zeit“ 
eine ökologische Industriepolitik ist, die eine Mo-
dernisierungsstrategie im Sinne einer nachhaltigen 
Produktion und Entwicklung zum Ziel hat, sowie 
den Ersatz von endlichen Rohstoffen durch nach-
wachsende und den Umstieg auf erneuerbare E-
nergien. 
Der Beitrag zu einem „umweltverträglichen Wirt-
schaften“, der in dieser Broschüre geleistet wird, ist 
ungenügend und halbherzig, nimmt auf die Indust-
rie als eigentlichen Verursacher der kommenden 
Umweltkatastrophen viel zu viel Rücksicht, und die 
„Debatte über konkrete Maßnahmen“ muss tat-
sächlich noch viel weiter vorangetrieben werden, 
sonst bleibt die „nachhaltige Gesellschaft und eine 
neue Prosperitätskonstellation“ ein weit entfernter 
Traum. 
Aufgabe des BMU ist die kompromisslose Analyse 
der Umweltsituation und sich daraus ergebende 
Vorschläge zu machen. Diese Aufgabe wird nicht 
erfüllt. Das BMU ist mit dieser Broschüre eher 
ein Teil des Umweltproblems geworden.  Die 
Märkte der Zukunft werden damit nicht „grün“, son-
dern eher schwarz. 
 
PS: Man erhält den Eindruck, dass die Redakteure 
dieser Broschüre der deutschen Sprache nicht 
mehr vollkommen mächtig sind. Die Verwendung 
englischer Vokabeln ist nicht notwendig. Es gibt 
auch deutsche Ausdrücke für: Policy-Mix, Maß-
nahmeset, Goods fördern, Bads verteuern, green-
Tech, Seed-Unternehmen, Start-up-Unternehmen, 
Seedphase, GreenTech-Dax, Energie-Contracting, 
Benchmark, Energielabel, Top-Runner, Footprint, 
Öko-Design, Performance-Standard, Plug-in-
Hybrid-Fahrzeug, Jobstarter-Programm, Urban-
Mining, Policy-Export, German-Water-Partnership, 
best-practice, Capacity-Building-Projekt. 
 
 
 
 

ENERGIE 
 
 
Wie viele Braunkohletagebaue in der 
Lausitz brauchen wir? 
 
 
Damian Arikas 
 
 
Der Braunkohletagebau steht immer wieder in der 
Diskussion. Befürworter behaupten gerne, dass es 
sich bei den Gegnern des Tagebaus um eine 
Handvoll Ökos handelt, die ohne Rücksicht auf Ar-
beitsplätze argumentiert und kein realistisches  
Energiekonzept hat. Warum das Gegenteil der Fall 
ist und warum alle Brandenburger das vom 
10.10.08 bis 09.02.09 laufende Volksbegehren ge-
gen neue Tagebaue unterstützen sollten, wollen wir 
anhand einiger Fakten klären. 

Der Braunkohletagebau hat eine lange Tradition in 
Brandenburg. Zu DDR-Zeiten arbeiteten ca. 75 000 
Menschen im Tagebau. Nach der Wende wurde 
der Kohleabbau von der schwedischen Firma Vat-
tenfall Europe Mining weiterbetrieben. Heute sind 
bei Vattenfall noch ca. 4 190 direkt Beschäftigte 
(Prognos, Oktober 2008) im Braunkohlebereich tä-
tig. 
Unter den zur Verfügung stehenden fossilen 
Energieträgern ist die Braunkohle am energie-
ärmsten und setzt die größten Mengen an CO 2 
frei (950 g CO 2/kWh). Sie gilt daher als extrem 
klimaschädlich. Die Tatsache, dass internatio-
nale Klimaziele mit der Braunkohle nicht einzu-
halten sind ist bekannt, auch bei den Energie-
konzernen wird an dem Problem der CO 2-
Emission seit langem gearbeitet. Die Antwort 
der Industrie heißt CCS, eine Technologie, mit 
der ein großer Teil des CO 2 im Verbrennungs-
prozess isoliert und in flüssiger Form in unter-
irdischen Endlagern gespeichert werden soll. 
In dem Bericht des Ausschusses für Bildung, For-
schung und Technikfolgeabschätzung zur 
„CO2-Abscheidung und -Lagerung bei Kraftwerken“ 
vom Juli 2008 wird dem Oxyfuel-Verfahren ein „ho-
her Energieverbrauch“ bescheinigt. Darüber hinaus 
sei allen CCS-Verfahren gemein, „einen zusätzli-
chen Brennstoffbedarf von bis zu 40 % zur Folge“ 
zu haben. Das heißt, um die gleiche Menge Strom 
zu produzieren, müsste die Braunkohleförerung um 
40 % erhöht werden. Ob die Serienreife dieser 
Technologie jemals erreicht wird, hängt zudem von 
Forschungsergebnissen in zehn bis fünfzehn Jah-
ren ab. Auch der Transport und die Endlagerung 
des flüssigen CO2 sind ein ungelöstes Problem. 
Experten wie Prof. Dr. Rolf Kreibich vom Institut für 
Zukunftsstudien und Technologiebewerung in Ber-
lin bezweifeln, dass es möglich sein wird, für die 
anfallenden Mengen CO2 in Deutschland ausrei-
chende Endlager zu finden. Mit massivem Wider-
stand in Politik und Zivilbevölkerung ist dabei eben-
falls zu rechnen. Der Wirtschaftsminister von Sach-
sen-Anhalt, Reiner Haseloff (CDU), sagte am 
29.10.08 im RBB, sein Land „sei nicht bereit, ver-
flüssigtes Kohlendioxid aus Brandenburg in großen 
Mengen unterirdisch zu lagern“. Ob das Gas über 
einen längeren Zeitraum aber auch wirklich unter 
der Erde bleibt ist bisher noch nicht wissenschaft-
lich bewiesen. Diese Unwägbarkeiten und ihre Fol-
gen werden von Vattenfall jedoch stets verschwie-
gen oder heruntergespielt. Für den Fall, das die 
CCS-Technik nicht zum Einsatz kommen kann, 
sagte der Konzerchef Lars Göran Joseffson am 
12.04.07 in der Zeit: „Dann haben wir ein echtes 
Problem. Dann müssen wir die Dämme höher bau-
en.“ 
Eine weitere Hürde für die Braunkohleindustrie ist 
die neue Auflage des Emissionshandelsgesetzes, 
das auf europäischer Ebene im Jahr 2013 einge-
führt wird. Die EU beabsichtigt, die Zertifikate für 
CO2-Emissionen stark zu verteuern, um globale 
Klimaschutzabkommen einhalten zu können. Daher 
ist es absehbar, dass der Handel mit den CO2-
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Zertifikaten den Braunkohlestrom unwirtschaftlich 
macht. Ob die CCS-Technik daran etwas ändern 
kann, falls sie jemals die Serienreife erlangt, ist 
schon deshalb fraglich, weil sie große Kosten für 
neue Kraftwerke, höhere Brennstoffmengen sowie 
den Transport und die Endlagerung des CO2 verur-
sachen würde. Diese Unsicherheiten lassen den 
langfristigen Bestand der Arbeitsplätze in der Lau-
sitzer Braunkohlewirtschaft in einem anderen Licht 
erscheinen. 
Für den Tagebau werden große Mengen Wasser 
benötigt. Derzeit pumpt der aktive Braunkohleberg-
bau in der Lausitz mit 230 Mio. Kuiketern pro Jahr 
mehr Grundwasser ab als alle anderen Nutzer zu-
sammen (160 Mio.). Im ohnehin niederschlagsar-
men Brandenburg ist die Höhe des Grundwasser-
spiegels aber entscheiend für die Zukunft der Land- 
und Forstwirtschaft. Experten wie Heiko Sonntag 
vom Regierungsräsidium Dresden kritisieren als 
Folge des Bergbaus auch eine Versalzung der 
Flüsse mit Sulfat. Dies hat besonders für die Trink-
wassergewinnung Berlins und Brandenburgs große 
Auswirkungen. Die Überschreitung des zulässigen 
Grenzwertes von 240 mg Sulfat pro Liter ist schon 
heute problematisch, eine technische Lösung zur 
industriellen Reinigung des Wassers gibt es bisher 
nicht. 
Der Abbau von Braunkohle erfordert gewaltige Ein-
griffe in die Landschaft. Für die Gewinnung einer 
Tonne Kohle müssen bis zu 11 Tonnen Erdreich 
abgebaggert werden. Menschen in den betroffenen 
Regionen müssen umgesiedelt werden, Dörfer ver-
schwinden von der Landkarte (in der Lausitz wur-
den seit 1922 136 Dörfer umgesiedelt, 54 wietere 
Siedlungen stehen auf den wirtschaftlich ge-
winnbaren Reserven). Abgesehen von der Zerstö-
rung von Naturschutzgebieten, gewachsenen 
Landschaften und Kulturräumen gibt es bis heute 
keine Untersuchung darüber, wie viele Arbeitsplät-
ze in Land- und Forstwirtschaft, produzierendem 
Gewerbe und Tourismus durch das Abbaggern 
vernichtet werden. 
Die bestehenden Abbaugebiete würden aber nach 
Berechnungen des BUND auch ohne neue Tage-
baue bis zum Jahr 2040 ausreichen. Aus diesem 
Grund vertreten die Initiatoren des Volksbegehrens 
„Gegen neue Tagebaue“ die Auffassung, dass 
neue Abbaugebiete weder wirtschaftlich noch um-
weltpolitisch sinnvoll seien. Es reiche völlig aus, die 
bestehenden Gebiete bis zum Ende abzubauen. 
Dies wäre ohne die Gefährdung von heutigen Ar-
beitsplätzen möglich. „Aufgabe von Politik und E-
nergiewirtschaft ist es, in die Zukunft zu denken 
und in den nächsten 32 Jahren bis zum Ende der 
Braunkohleförderung eine wirtschaftlich und um-
weltverträglich zukunftsfähige Energieversorgung 
aufzubauen“, sagt Axel Kruschat, Geschäftsführer 
des BUND Brandenburg. Dieses Ziel ist für das 
Land Brandenburg schon in naher Zukunft erreich-
bar. 53 % der hier erzeugten Strommenge wurden 
2004 exportiert. Bei einem vorgesehenen Anteil der 
erneuerbaren Energien am Brandenburger Strom-
haushalt von 34 % für 2020 könnte demnach schon 

in zwölf Jahren fast der gesamte Strombedarf 
Brandenburgs aus erneuerbaren Energien bezogen 
werden. Eine zusätzliche Steigerung der Strompro-
duktion mit Braunkohle macht also nur dann Sinn, 
wenn der überschüssige Strom von Vattenfall ge-
winnbringend in andere Länder verkauft wird. Wa-
rum Brandenburg dafür die Rechnung zahlen soll 
bleibt offen. 
 
Infos: www.keine-neuen-tagebaue.de 
 
 
 
Hintergrund zum Volksbegehren „Keine 
neuen Tagebaue“ 
 
 
Christian Rehmer 
 
 
Das Volksbegehren "Keine neuen Tagebaue" wird 
von einem breiten Bündnis getragen. Es besteht 
aus Umweltverbänden wie dem BUND, dem NABU 
und der Grünen Liga. Auch die beiden Parteien 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE waren 
von Anfang an aktiv dabei. Weitere kleinere Orga-
nisationen gehören zum aktiven Kreis. Das Bünd-
nis eint die Überzeugung, dass die klimafeindliche 
Braunkohleverstromung vor dem Hintergrund der 
sich abzeichnenden katastrophalen Auswirkungen 
des Klimawandels nicht dauerhaft weiter so betrie-
ben werden kann wie bisher. Daher schlossen sich 
die Organisationen im Sommer 2007 zusammen. 
Gestartet ist das Bündnis mit der Volksinitiative 
"Keine neuen Tagebaue - für eine zukunftsfähige 
Energiepolitik". Hierbei wurden vom Oktober 2007 
bis Mai 2008 landesweit 26 574 Unterschriften ge-
sammelt. Dadurch konnte die Hürde (von 20.000 
Unterschriften) für eine erfolgreiche Volksinitiative 
genommen werden. Nachdem CDU und SPD die 
Volksinitiative am 10. Juli 2008 mit ihrer Landtags-
mehrheit abwiesen, war der Weg für das Volksbe-
gehren frei. 
Bei diesem müssen sich nun vom 10. Oktober 
2008 bis zum 9. Februar 2009 80 000 Brandenbur-
gerinnen und Brandenburger auf den Einwohner-
meldeämtern eintragen, damit es erfolgreich ist. 
 Das Volksbegehren hat nicht nur einen wichtigen 
fachpolitischen Hintergrund, es zeigt auch, welche 
neuen Bündnisse der Wunsch zu einer zukunftsfä-
higen Energiepolitik schmieden kann. So ist DIE 
LINKE. Brandenburg positives Beispiel für alle an-
deren Landesverbände. 
 
Christian Rehmer ist Mitarbeiter der agrar-
politischen Sprecherin der Bundestagsfraktion Die 
Linke, Dr. Kirsten Tackmann.�
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Brandenburgs Zukunft sinnvoll gestal-
ten statt Politik für Konzerngewinne 
 
 
Interview mit Thomas Nord, Vorsitzender der 
LINKEN Brandenburg 
 
 
Die LINKE hat sich zum Bündnis gegen die 
Braunkohle bekannt. Warum? 
 
Es ist kein Bündnis gegen Braunkohle. Es ist eine 
Volksinitiative gegen den Aufschluss neuer Tage-
baue und für eine zukunftsfähige Energiepolitik. 
Dieser Teil wird häufig weggelassen, ist aber ein 
wichtiger Bestandteil, weshalb wir das Projekt un-
terstützen. Wir wollen Brandenburgs Zukunft sinn-
voll gestalten, die Dörfer retten, Klima sowie Um-
welt schützen und Landespolitik nicht zum – wahr-
scheinlich auch noch untauglichen - Hilfsmittel für 
die Sicherung von Gewinnen großer Strom-
konzerne machen. Die Volksinitiative ist im Übrigen 
in der Lausitzer Region entstanden. Wir haben sie 
nicht erfunden. Oft wird praktisch so getan, als 
würde das Volksbegehren verschwinden, wenn DIE 
LINKE aussteigt. Das ist ein schwerer Irrtum, weil 
sich eben nicht nur die lokalen Betroffenen organi-
siert haben, sondern weil sich auch Umweltverbän-
de und die Grünen eingebracht haben. 
 
 
Wie schätzen Sie die Chancen des Volksbege-
hens ein? Glauben Sie an die notwendigen 80 
000 Unterschriften? 
 
Ich kann zwei Argumente sagen, warum ich daran 
glaube. Erstens, weil in Brandenburg nach Umfra-
gen eine Mehrheit, d. h. 61 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger für den mittelfristigen Ausstieg und 
zwölf Prozent der Bürger für den sofortigen Aus-
stieg aus der Braunkohleverstromung sind. Das al-
lein sind hochgerechnet rund 250 000 Brandenbur-
ger. Zweitens haben wir vier Monate Zeit. Unsere 
Kampagne steht, wir werden mit einer professionel-
len Agentur arbeiten, wir haben entsprechende Mit-
tel und wir haben einen hauptamtlichen Koordina-
tor. Ich denke, wir sind gut aufgestellt! 
 
Welche Alternativen sehen Sie, um eine sichere 
Stromversorgung zu sichern? 
 
Wir gehen davon aus, dass mit den vorhandenen 
und genehmigten Tagebauen der Weiterbetrieb der 
bestehenden Kraftwerke noch zirka 20 bis 30 Jahre 
möglich ist. Das halten wir für eine vernünftige Zeit, 
um Alternativen vor allem auch für die jetzt noch in 
der Braunkohleverstromung Beschäftigten aufzu-
bauen. Möglichkeiten dafür gibt es und benötigen 
eine politische Lobby. Im Übrigen glaube ich sogar, 
dass wir nicht mal mehr so viel Zeit haben. Der In-
dustrieausschuss des Europäischen Parlaments 
hat vor kurzem beschlossen, dass die Zertifikate für 

den CO2-Ausstoß komplett versteigert werden 
müssen, dass es keine Ausnahme für die Kohle-
kraftwerke geben wird. Lassen Sie das Zertifikat 
mal 50 Euro pro Tonne CO2 kosten – bis zu 80 �  
werden für möglich gehalten. Nur für das Kraftwerk 
Jänschwalde z. B. heißt das 25 Millionen mal 50 - 
da kann sich jeder ausrechnen, was das für einen 
finanziellen Verlust für Vattenfall bedeuten würde. 
Und dieser Verlust kann nach dem Willen der EU 
schon ab dem Jahre 2013 eintreten. 
 
Aber Vattenfall investiert in großem Umfang in 
der Lausitz und setzt – wie auch die Landesre-
gierung - auf neue Technik, die den Kohlendi-
oxid-Ausstoß verringern soll.  
Das mag ja aller Ehren wert sein, aber der Knack-
punkt ist doch, dass niemand weiß, ob und wann 
diese Technologie je funktionieren wird und wie viel 
ihr Einsatz dann den Konzern kostet. Fest steht 
aber bereits jetzt, dass jede Tonne CO2 teuer wer-
den wird. Und das schon sehr bald, nämlich zehn 
Jahre, bevor die Technologie zur CO2-Abscheidung 
überhaupt einsatzfähig sein soll. Was passiert, 
wenn ein Konzern plötzlich mit dem, was er produ-
ziert, keinen Gewinn mehr macht? Das kann man 
in diesem Land leider oft genug besichtigen. Ich 
wünsche mir das nicht, das sage ich hier ausdrück-
lich. Ich glaube aber nicht, dass der schwedische 
Staat für Verluste eintritt. Die Alternative wäre eine 
unglaubliche Erhöhung der Preise, was ebenfalls 
die Wettbewerbsfähigkeit von Braunkohlestrom auf 
Null senken kann. 
 
Das heißt, die Landesregierung setzt auf das 
Prinzip Hoffnung? 
 
In einer politischen Auseinandersetzung, wo die 
Bundesregierung sagt, bis 2050 werden wir als 
Bundesrepublik aus der Braunkohleverstromung de 
facto aussteigen und eine entsprechende Politik 
auf EU-Ebene verfolgt, kann man als Landesregie-
rung nicht so tun, als wenn das auf Brandenburg 
alles nicht zutrifft. Das Problem ist doch, wie die 
Landespolitik in dieser Situation agiert und reagiert. 
Ich finde, man darf den Lausitzern keinen Sand in 
die Augen streuen. Mann muss den Menschen sa-
gen, was da auf sie zurollt. Wenn dann die verant-
wortlichen Politiker - wie im Landtag geschehen - 
den Dialog verweigern, sind solche Reaktionen wie 
diese Volksinitiative zwingend notwendig. Dieser 
politische Gegendruck muss stattfinden, um deut-
lich zu machen, dass man so mit einer Region und 
den Leuten nicht umgehen darf. Auch um politi-
schen Raum für eine Debatte über die Gestaltung 
von Alternativen beim unvermeidlichen Struktur-
wandel in der Region zu schaffen. 
 
Quelle: 
www.die-linke.brandenburg.de 
 
 
 
 



tarantel Nr. 43          IV/2008 14 

Nach der Moorburg-Entscheidung. Ein 
Kommentar 
 
 
Heike Roocks, Jürgen Stopel 
 
 
Nach der Moorburg-Entscheidung. Ein Kommentar 
 
 
Heike Roocks, Jürgen Stopel 
 
 
Die Würfel sind gefallen: Moorburg wird genehmigt, 
und die Grünen werden die schwarz-grüne „Ehe“ 
fortsetzen. Grüne: „Wir haben diese Schlacht leider 
verloren.“ Im Focus stand/steht vielfach die Frage, 
ob es zu einem Bruch der Koalition aus CDU und 
GAL im Hamburger Rathaus kommt. Diese Frage 
ist aus unserer Sicht jedoch nicht die entscheiden-
de. Worauf es gerade jetzt ankommt, ist, zu analy-
sieren, was die Genehmigung für Moorburg und 
damit der Bau des Kohlekraftwerks (und die be-
schlossene Elbvertiefung) für die sich abzeichnen-
de klimatische Entwicklung bedeuten. 
Aus einer Hörfunkmeldung (NDR Info) vom 
09.10.2008: „Der Klimawandel verläuft noch dra-
matischer als befürchtet. Der Meeresspiegel werde 
bis Ende des Jahrhunderts um einen Meter anstei-
gen“, sagte der Leiter des Potsdamer Instituts für 
Klimafolgenforschung, Professor Hans Joachim 
Schellnhuber. Die Situation sei „dramatischer“ als 
vor drei Jahren, so der Forscher. Der erhöhte CO2-
Ausstoß ist die Ursache für diese Entwicklung. Die-
ser wird vor allem von Kohlekraftwerken „produ-
ziert“. 
In einem Gespräch mit dem Forum für eine neue 
Energiepolitik erklärte Robert Krause von der 
AG Umwelt, Energie und Verkehr: „Moorburg war 
nicht der erste Sündenfall der Grünen; es ist nur 
eine Frage der Zeit, bis sie auch AKWs genehmi-
gen werden“. Die Entscheidung für Moorburg ist fa-
tal. Dass der BUND in aussichtsloser Lage gegen 
die Entscheidung klagen will, verdeutlicht die Situa-
tion. Doch nicht nur der BUND wird klagen, der An-
tragsteller (Vattenfall) wird auch gegen Teile der 
Genehmigung zu Felde ziehen - und das mit  
wesentlich mehr Geld und Erfahrung in der Rück-
hand. 
Die Wirksamkeit der „Auflagen“ in dem Bescheid, 
der Vattenfall von der Umweltbehörde zugestellt 
wurde, ist mehr als zweifelhaft. Aufgrund der ein-
geschränkten wasserrechtlichen Genehmigung sei 
das Kraftwerk ab dem Jahr  2050 nur mit Teillast zu 
betreiben. Die Möglichkeiten, Kühlwasser zu kom-
pensieren, sind vielfältig, vom Kühlturm, der Er-
wärmung von Straßen, Gehwegen und Ackerflä-
chen bis hin zur Nutzung anderer Wasserressour-
cen (auch Trinkwasser!). 
Die Auflage, CO2 abzuscheiden und einer „Endla-
gerung“ zuzuführen, ist hoch gefährlich und würde 
den Bau eines weiteren Kraftwerks mit rund 

300 Megawatt Leistung nach sich ziehen. Kohlen-
dioxid gilt als nicht giftig, und doch kann es tödlich 
sein. Sollte der endgelagerte CO2-Ausstoß von nur 
einem Jahr plötzlich in die Atemluft gelangen, so 
würde sich der Austrittsort in eine Todeszone ver-
wandeln. Es reichten 1,5 Millionen Tonnen CO2 
aus, um 1986 fast 2 000 Menschen am Nyos-See 
zu töten. 
Aber auch die übrigen Abgase haben es in sich. 
Der Feinstaubausstoß von zwei Tagen reicht aus, 
damit in ganz Hamburg der Grenzwert überschrit-
ten wird. Und ob der Ausstoß von mehr als 
1 000 kg Quecksilber und 3 000 kg Blei jährlich die 
HamburgerInnen gesünder macht, darf bezweifelt 
werden. Ein Rücktritt der grünen SenatorInnen und 
Staatsräte von ihren Ämtern und ein Bruch der Ko-
alition sind hier angeraten. Doch leider gilt auch 
hier: „Money makes people buy!“ 
 
 
 
Atomausstieg beschleunigen – Gesell-
schaft entschleunigen 
 
 
Stefan Seum 
 
 
Die Stromerzeugung aus Kernkraftwerken ist von 
ca. 150 Mrd. Kilowattstunden (kWh) in 1990 auf 
165 Mrd. in 2000 gestiegen und blieb seitdem kon-
stant, mit einem politisch motivierten Knick in 
2007/08. Der Gesamtstromverbrauch stieg von 
550 Mrd. kWh in 1990 auf 617 Mrd. kWh in 2006. 
Eine nachhaltige Gesellschaft sieht anders aus. Die 
CDU wird den Ausstieg aus dem Atomausstieg 
zum Wahlkampfthema machen und die potenziel-
len Koalitions-Grünen werden in Zugzwang gera-
ten. Ein beschleunigter Ausstieg aus der Nuklear-
energie wäre aber eine Frage globaler Gerechtig-
keit und globalen Umweltschutzes. 
Der steigende Bedarf nach Uran verstärkt den 
Druck, immer dünner konzentrierte Uranvorkom-
men auszubeuten, mit gewaltigen Konsequenzen 
für Natur und Gesundheit. Viele dieser Uranvor-
kommen liegen in Übersee und werden dort unter 
Verneinung indigener Rechte ausgebeutet. Zwei 
Ereignisse haben zu einer Renaissance der nukle-
aren Energie als Option zur Stromerzeugung ge-
führt: die globale Erwärmung der Erdatmosphäre 
und die Endlichkeit der Öl- und Gasvorkommen. 
Dass Kernkraftwerke eine CO2-arme Alternative zur 
Stromerzeugung sind, ist ein Mythos. Kernkraft-
werke stoßen deutlich mehr als 100 Gramm Treib-
hausgase pro kWh Strom aus. Holländische Wis-
senschaftler errechneten 84 – 122 Gramm inklusi-
ve Abriss.1 Nach Umweltminister Gabriel2 können 
aber hier alleine durch den Uranabbau 126 Gramm 

                                                 
1
 Freitag 7.12.2007: Mythos Atomkraft. 

2
 Süddeutsche Zeitung 28.06.2008: Gabriel plant angeblich 

Sondersteuer auf Atomstrom. 
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hinzukommen. Zum Vergleich, ein Gasheizkraft-
werk emittiert etwa 150 Gramm pro kWh, ein Stein-
kohlekraftwerk zwischen 600 und 950 Gramm pro 
kWh. Damit liegen Kernkraftwerke zwar unter den 
CO2-reichen Kohlekraftwerken, stellen aber bei 
Weitem keine CO2-lose Energiequelle dar. Zudem 
haben die Erfahrungen mit Asse und Gorleben ge-
zeigt, dass die Abfallsituation nicht beherrschbar, 
und damit deren Folgen und Energiebilanz auch 
nicht kalkulierbar sind. 
Kernenergie würde uns aber ebenfalls nicht aus 
der Abhängigkeit endlicher Ressourcen bringen: 
Uran, das zur Herstellung von Brennelementen 
notwendige Metall, ist ein begrenzter Rohstoff. 
Selbst nach optimistischen Schätzungen der OECD 
sollen die erschlossenen und geschätzt noch zu 
findenden Uranreserven den heutigen Bedarf für 
67 Jahre decken3. Nach Szenarien einer von 
Greenpeace vorgelegten Studie enden die Uranre-
serven bei mittleren Annahmen der Nutzung aber 
bereits in 40 Jahren; bei Szenarien, die eine Zu-
nahme der Kernenergie zu Grunde legen, sogar 
schon 2040 beziehungsweise 20264. Zugrunde 
liegt hier eine wesentlich dezidiertere Untersu-
chung der Quellen sowie die Berücksichtigung, 
dass sekundäres Uran aus Aufbereitungsprozes-
sen, im Wesentlichen militärische Ressourcen, in 
wenigen Jahren auslaufen wird. Sekundäres Uran 
trägt heute noch zu mehr als 40 % zu den Rohstoff-
lieferungen bei. 
Die Uranvorkommen nehmen also ab, um so 
schneller, je länger deutsche Atomkraftwerke 
Strom liefern und je mehr neue Atomkraftwerke in 
anderen Teilen der Welt gebaut werden. Mit ab-
nehmenden Reserven steigen Preise. Mit den stei-
genden Preisen lohnt es sich, auch niedriger kon-
zentrierte Uranvorkommen auszubeuten. Umge-
kehrt, mit abnehmender Urankonzentration in den 
verbleibenden Urangesteinen und mit Wegfall der 
sekundären Quellen wird der Preis für Uran weiter 
steigen. 
Die reichsten Uranvorkommen liegen heute in Ka-
nada, wo die Urankonzentration mehr als 17 % 
betragen kann. Allerdings machen diese reichen 
Quellen nur wenige Prozente der globalen Reser-
ven aus, den größte Anteil der bekannten weltwei-
ten Ressourcen haben dagegen Urangehalte von 
unter 0,1 % Uran5. Die OECD-Rechnungen basie-
ren auf Uranpreisen bis $ 130 pro kg Uran. Der 
Spottpreis für ein Kilogramm Uran lag in 2000 bei 
$ 7/kg U und Ende 2006 bei $ 37,50. Das heißt, 
dass, wenn uns noch 67 Jahre Nuklearenergie be-
vorstehen, dann allerdings zu deutlich höheren 
Preisen und bei Ausbeutung deutlich ärmerer Res-
sourcen. 

                                                 
3
 OECD/IAEA 2006: Uranium 2005: Resources, Production 

and Demand. Paris. 
4
 Greenpeace 2006: Reichweite der Uran-Vorkommen der 

Welt. Erstellt von Peter Diehl für Greenpeace Deutschland. 
5
 Oxford Research Group 2006: Energy from Uranium. Pre-

pared by Jan Willem Storm von Leeuwen. 

Szenenwechsel: Kingston, Ontario, Kanada. Dort 
wo der Lake Ontario in den Saint Lorenz River 
mündet, liegt die Kleinstadt. Hier kommt das 
Grundgestein bis zur Oberfläche, durchbricht die 
massiven Kalkschieferplatten. Das formt das Land 
der Tausend Inseln im St.-Lorenz-Strom. Nach 
Norden erstreckt sich das Land der Tausend Seen. 
Wunderbare Natur, klares Wasser umrahmt von 
Ahornwäldern, findet seinen Weg nach Westen, 
Richtung Ottawa und Montreal., Land der Algon-
quin First Nations (Indianer)6. Seit 1992 unter ei-
nem Landanrechtsprozess – so wie ca. 800 weitere 
in Kanada – das den Algonquins unter anderem die 
Rechte an Mineralien zuteil werden lassen könnte. 
Derzeit allerdings greift das kanadische Minen-
Recht, das dem Staat alle Rechte an Ressourcen 
unter der Erdoberfläche zuspricht. 
Oktober 2006: Im Auftrag der Regierung von Onta-
rio steckt eine private Firma 12 000 Hektar Land ab 
und markiert damit die Rechte zum Sondieren und 
Abbau von Uran. Das hier Uran vorkommt, ist nicht 
neu. Schon in den 70er Jahren ergaben Sondie-
rungen uranhaltiges Gestein mit einer Konzentrati-
on zwischen 0.1 % – 0.2 %. Zu arm zur Ausbeu-
tung im Vergleich zu anderen Vorkommen in Ka-
nada. Doch Zeiten ändern sich. „Ausgelöst durch 
den Preisanstieg der letzten beiden Jahre scheinen 
wir am Anfang eines neuen Explorationszyklus zu 
stehen, der (...) es ermöglicht, den laufenden 
Verbrauch durch Entdecken neuer Reserven min-
destens auszugleichen.” (AREVA Argumente 2005 
- Servicefirma der Nuklearindustrie) 
Basierend auf Zahlen von Greenpeace Deutsch-
land7 werden für 33 Tonnen angereicherten Brenn-
stoffs, 400 Tonnen U3O8, sogenanntes Yellow  
Cake, benötigt. Dies entspricht bei Lagerstätten mit 
0,1 % Uran wie die in Ontario einer Menge von 
400 000 Tonnen Uranerz. Nicht selten wird zusätz-
lich noch eine 10-fache Menge an taubem Gestein 
bewegt, um das Uranerz zu fördern. Das Aus-
gangsgestein wird zunächst zermahlen, wobei gro-
ße Mengen an radioaktivem Radongas frei werden. 
Der Schritt von Uranerz zu Yellow Cake ist in der 
Regel die Lösung des Uranoxids mit Schwefelsäu-
re. Zurück bleibt ein hochtoxischer und radioaktiver 
Schlamm, nach den obigen Zahlen 
396 000 Tonnen, um letztlich die 33 Tonnen Brenn-
stoff zu gewinnen. Beim Abbau in Ontario würden 
dieser Schlamm und die Abwässer unweigerlich 
Tausende von Quadratkilometern der Wasserein-
zugsgebiete des Ottawa-Flusses verseuchen. Ra-
dioaktiver Staub würde die Lungenkrebsraten mit 
Sicherheit erhöhen. 
Zwischen 1946 und 1990 starben in der DDR-Uran-
Mine Wismut AG 7 163 Bergleute an Lungenkrebs, 
in 5 237 Fällen wurde Radioaktivität als Ursache 
anerkannt. Für die 220 000 Tonnen Uran wurden 

                                                 
6 Karte der Algonquin Gebiete um 17. Jahrhundert: 
http://www.leveillee.net/ancestry/algonkin.jpg 
7
 Im Original basierend auf Annahmen von Uranerzen mit ei-

nem Gehalt von 1 %. Greenpeace: Atom - Daten, Fakten, Hin-
tergründe. 
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500 Millionen Tonnen radioaktiver Müll produziert, 
gelagert auf Abraumhalden, die eine Fläche von 
32 km2 bedecken. 
Am 28. Juni 2007 besetzte eine Gruppe von Ar-
doch Algonquin First Nations einen der Zugänge zu 
dem abgesteckten Gebiet. „Weiße“ Siedler unter-
stützen die Ardoch Algonquins in einer der wenigen 
Bewegungen, wo „Weiße“ und First Nations eine 
Koalition eingehen8. Ardoch Algonquin First Nati-
ons verwalten sich durch einen Familienrat. Ihr 
Selbstverständnis ist das einer kollektiven Über-
sicht über die Gemeinde und die Naturlandschaft. 
Gesetze der Algonquin Nation gelten im Selbstver-
ständnis der Ardoch Algonquin parallel zu den Ge-
setzen der kanadischen Regierung. In einer Pro-
klamation an die Regierung von Kanada erklärten 
Ardoch Algonquin First Nations jegliche Exploration 
nach Uran im Herbst 2007 für illegal 9. 
Am 24. Juli verklagt die private Firma Frontenac 
Ventures vier Ältere der Ardoch Algonquin First Na-
tions zu 77 Millionen Dollar Schadenersatz. Die 
Verlagerung von Bürgerrechten in das Feld privater 
Personen gegen Unternehmen ist eine der Schat-
tenseiten der neoliberalen Privatisierung. Der 
Kampf um Uranminen, Kohlekraftwerke, sauberes 
Wasser wird dem politischen Prozess entzogen 
und dem Privatrecht übertragen, mit Geld als Waffe 
gegen unterfinanzierte Gegenbewegungen. Am 
13. August ergeht ein richterlicher Erlass, dass alle 
„unbefugten'“Personen das geplante Uranabbau-
gebiet verlassen müssen. Am 15. Februar 2008 
wurde Bob Lovelace, ehemaliger Häuptling, zu 
sechs Monaten Gefängnis und zur Zahlung von 
$ 25 000 Geldstrafe verurteilt. Die Verurteilung löst 
weite Proteste aus10. Am 27. Mai 2008 erklärt ein 
Revisionsgericht die Urteile für unverhältnismäßig 
und hebt sie auf. Die Exploration nach Uran geht 
jedoch unvermindert voran. 
Die Nettoenergiegewinnung von Uran fällt expo-
nentiell mit abnehmendem Gehalt U3O8 im Aus-
gangsgestein ab. Je dünner die Konzentrationen 
werden, desto mehr Energie und Materialien wer-
den für die Urangewinnung benötigt. Ab einem Be-
reich zwischen 0,01 % und 0,02 % Uran wird wahr-
scheinlich mehr Energie zum Abbau des Urans, 
Bau des Reaktors und zur Abfallentsorgung aufge-
wendet werden müssen, als in einer optimistischen 
Lebenszeitannahme vom Reaktor produziert wer-
den kann. 

                                                 
8
 Citizen Coalition against Uranium Mining:  

http://www.ccamu.ca/ 
9 Ontario has been consistently guilty of regarding Aboriginal 
rights as an inconvenient demand on the moral character of a 
tolerant society. But Aboriginal rights are your laws, not ours. 
(...) Our laws do not involve a concept of „rights”. In our cultures, 
mutual respect and benefit are understood as imperatives for 
survival. Aboriginal cultures regard law as a complex set of re-
sponsibilities to the land and in human relations. The emphasis 
is on protecting sustainability and avoiding conflict. When Euro-
peans first came to settle in the Ottawa valley in 1800, this is 
what our ancestors asked of them: to share the land and get 
along. (Robert Lovelace, retired Chief Ardoch Algonquin First 
Nation, 11.5.2008, http://www.aafna.ca/index.html). 
10 U. a. Amnesty International Canada, Christian Peace 
Maker, The Council of Canadians, David Suzuki Foundation etc. 

Kanada ist der größte Uranlieferant von europäi-
schen Energieversorgern, gefolgt von Russland, 
Australien und Niger (Greenpeace 2006). Der welt-
weite Uranabbau stieg 2004 gegenüber 2002 um 
12 %. Das Weiterbetreiben der deutschen  
Atomkraftwerke wie auch das Betreiben aller ande-
ren Atomkraftwerke ist unverantwortbar, einer 
nachhaltigen Entwicklung gegenläufig und un-
ethisch, da insbesondere indigene Bevölkerungen 
die negativen Konsequenzen des Uranabbaus tra-
gen müssen. First Nations in Kanada sind kein Ein-
zelfall: Vom dem neuen Uranboom sind die Adiva-
si-Ureinwohner der Völker Ho und Santhal in In-
dien, die Tuareg im Niger, die Navajo- und Pueblo-
Indianer im Südwesten der USA, die Dene-Indianer 
in Kanada und zahlreiche Aborigines-Gruppen in 
Australien betroffen11. Die Atomkraftwerke abschal-
ten - und zwar mindestens nach dem Fahrplan des 
Atomausstiegvertrages - ist das, was Deutschland 
zur Unterstützung von globalen Antiuranbewegun-
gen in Kanada, in Niger, Indien, USA (GfbV 2008) 
und anderswo tun kann. Darüber hinaus trägt nur 
das schnellstmögliche Ende der zivilen Nutzung 
der Kernenergie dazu bei, kriegerische Verwen-
dungen und die unendlichen negativen Umweltfol-
gen zu begrenzen. 
 
Stefan Seum lebte von 2006-2008 in Kingston, Ka-
nada, und arbeitet heute beim Öko-Institut e. V. 
 
 
 

NATUR- UND ARTENSCHUTZ 
 
 
Ein Viertel der Säugetierarten bedroht. 
Die Rote Liste der gefährdeten Tier- und 
Pflanzenarten wird immer länger 
 
 
Ralf Streck 
 
 
Mehr als ein Drittel aller Tier- und Pflanzenarten 
sind weltweit vom Aussterben bedroht. Dies geht 
aus der Roten Liste der bedrohten Tiere und Pflan-
zen hervor, die die Weltnaturschutzunion am Mon-
tag vorlegte. 
Um den Naturschutz steht es schlecht: Mehr als ein 
Drittel aller Tier- und Pflanzenarten könnten welt-
weit vom Aussterben bedroht sein. Das ist ein Zwi-
schenergebnis des 4. Weltkongresses der Interna-
tionalen Naturschutz-Union (IUCN) in Barcelona. 
Noch bis zum 14. Oktober ist die katalanische Met-
ropole der Gastgeber der Generalversammlung, zu 
der die Mitglieder alle vier Jahre zusammenkom-
men. Insgesamt zehn Tage lang wollen etwa 
7 000 Regierungsvertreter und Experten aus fast 
150 Staaten unter anderem beraten, wie der Ar-

                                                 
11

 Gesellschaft für bedrohte Völker 6.08.2008: Suche nach 
Energiequellen gefährdet 90 Millionen Ureinwohner. 
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tenschutz verbessert werden kann und welche 
Auswirkungen der Klimawandel für die Artenvielfalt 
hat. 
Bekannt ist die IUCN durch die Veröffentlichung 
der Roten Liste, auf der die bedrohten Tier- und 
Pflanzenarten aufgeführt werden. Ein besonderer 
Schwerpunkt liegt dieses Jahr auf den Säugetieren. 
An der ersten umfassenden Studie nach über zehn 
Jahren arbeiteten Wissenschaftler aus 
130 Ländern mit. Die Ergebnisse ihrer Untersu-
chungen sind erschreckend: Mehr als 1000 von 
den rund 4500 untersuchten Säugetierarten auf der 
Erde sind vom Aussterben bedroht. 188 Arten gel-
ten sogar als „stark bedroht“. Dazu gehört zum 
Beispiel der Iberische Luchs, der einst in Spanien 
in großer Zahl anzutreffen war und von dem heute, 
trotz Schutzmaßnahmen, nur noch etwa 100 aus-
gewachsene Exemplare leben. 29 Arten gelten als 
„stark gefährdet und möglicherweise ausgestor-
ben“. 450 Spezies werden als „gefährdet“ aufgelis-
tet. 
Die Wissenschaftler halten für möglich, dass noch 
viel mehr Säugetierarten gefährdet sind. Denn über 
mehr als 800 Arten liegen nicht genug Informatio-
nen zur Bewertung vor. „Es ist erschreckend, dass 
der Mensch eine über Millionen Jahre entwickelte 
Biodiversität so gefährdet, dass zwischen 25 und 
36 Prozent dieser Spezies für immer verschwinden 
könnten“, erklärte Andrew Smith, Professor der Ari-
zona State University in Tempela. 
Besorgniserregend ist diese Entwicklung deshalb, 
weil das Verschwinden eines Säugetiers eine Ket-
tenreaktion auslösen kann. „Dann sind gleichzeitig 
viele andere Tierarten gefährdet“, sagte Smith. Von 
den 44 800 auf der Roten Liste verzeichneten Tier- 
und Pflanzenarten sind fast 17 000 in Gefahr, das 
sind 1 300 mehr als noch vor einem Jahr. 
Für die „Artenkrise“ machen die Wissenschaftler 
den Menschen verantwortlich. Sie habe zu tun mit 
dem Verlust von Lebensräumen und der Jagd auf 
bedrohte Tierarten, bei Meeressäugern seien vor 
allem die Überausbeutung, die Verschmutzung und 
der Klimawandel Schuld. Als Notprogramm fordern 
die Experten deshalb, besonders gefährdete Arten 
auszuwählen und Schutzgebiete für sie einzurich-
ten. „Je länger wir warten, desto teurer wird es“, 
unterstrich die Leiterin des IUCN-
Artenschutzprogramms Jane Smart. Die Forscher 
verwiesen aber auch auf positive Projekte, mit de-
nen es gelungen war, fast ausgestorbene Tierarten 
wieder einzuführen. So wurden der Schwarzfuß-
Iltis in den USA und das mongolische Wildpferd in 
der Mongolei nach Aufzucht in Gefangenschaft er-
folgreich in der freien Natur ausgesetzt. 
 
Quelle: Neues Deutschland, 8.10.2008 
 
 
 
 
 
 

LANDWIRTSCHAFT 
 
 
Pestizideinsatz konsequent reduzieren 
 
 
Karin Binder 
Rede im Bundestag am 17.10.2008 
 
Anfang dieser Woche hat das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL) die Ergebnisse des Lebensmittel-Monitorings 
für 2007 vorgestellt. Insgesamt ist die Sicherheit 
der Lebensmittel in Deutschland zwar recht hoch. 
Trotzdem hat das Bundesamt erneut zu hohe Pes-
tizidrückstände in Obst und Gemüse festgestellt. 
Insbesondere bei Kopfsalat, Äpfeln, Zuchtcham-
pignons, in Grünkohl und Wirsing wurden die ge-
setzlichen Grenzwerte für Pestizide häufig über-
schritten. Bei einigen Proben von Kopfsalat, Grün-
kohl, Austernseitlingen und Tomaten lag die Belas-
tung sogar so hoch, dass selbst bei einmaligem 
Verzehr gesundheitliche Beeinträchtigungen nicht 
ausgeschlossen werden können. 
Besorgnis erregend ist auch der Umstand, dass 
immer häufiger Rückstände mehrerer Pestizide ge-
funden werden. Bei Kopfsalat zum Beispiel ist das 
in 80 Prozent der Proben der Fall, bei Tomaten ist 
jede zweite Probe mehrfach belastet. Das ist nicht 
akzeptabel! Zumal es noch gar keine belastbaren 
Untersuchungsergebnisse gibt, ob oder wie sich 
die verschiedenen Pestizidrückstände verstärken 
und welche gesundheitlichen Auswirkungen daraus 
resultieren. 
Der Antrag der Koalition widmet sich nun der Prob-
lematik der Pestizide. 
Bis dato wurde von Seiten der Bundesregierung ja 
meistens gemauert, dass Überschreitungen von 
Rückstandshöchstmengen nicht mit einer akuten 
Gefährdung der Gesundheit der Verbraucherinnen 
und Verbraucher gleichzusetzen seien. Leider 
mündet der im Antrag erkennbare Erkenntniszu-
wachs der Koalition nicht in die erforderlichen Kon-
sequenzen. 
Weltweit sind laut einer Greenpeace-Studie vom 
Januar 2008 etwa 1 350 Pflanzenschutzmittel-
wirkstoffe bekannt. Davon konnten in den vergan-
genen Jahren in den staatlichen Über-
wachungslaboratorien bzw. in den EU-Referenz-
laboratorien grade mal vier- bis sechshundert Wirk-
stoffe analysiert werden. Das heißt im Klartext, 
dass mögliche Belastungen von Lebensmitteln, 
Grundwasser und damit auch der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher durch Pestizide nicht 
umfassend erkannt werden können. 
Da frage ich mich dann schon: Wie kann es denn 
sein, dass Pestizide zum Gebrauch zugelassen 
werden, die aus technischen Gründen oder mit 
dem üblicherweise angewendeten Prüfraster bei 
der Lebensmittelkontrolle nicht nachgewiesen wer-
den können? Diese Praxis setzt doch völlig leicht-
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fertig den gesundheitlichen Schutz der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher aufs Spiel! 
Pestizide, deren Rückstände nicht kontrollierbar 
sind, dürfen nicht auf den Markt kommen und zum 
Gebrauch zugelassen werden. Falls sie bereits er-
laubt sind, müssen sie aus dem Verkehr gezogen 
und die Zulassungen widerrufen werden. 
Die Koalition fordert in ihrem Antrag die Bundesre-
gierung auf, zusammen mit den Ländern die An-
strengungen zur Aufdeckung, Verfolgung und 
Rückführung von nicht akzeptablen Belastungen 
der Lebensmittel mit Pflanzenschutzmittelrück-
ständen zu verstärken und die selbst gesetzten 
Ziele im Reduktionsprogramm chemischer Pflan-
zenschutz mit Nachdruck anzugehen. Diese Forde-
rung unterstützen wir voll und ganz. Ich frage mich 
nur, warum die koalitionsgeführte Bundesregierung 
im April 2008 – also 5 Monate, nachdem der heute 
behandelte Antrag eingebracht wurde – einen „Na-
tionalen Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln“ auflegt, der keinerlei 
Vorgaben dazu enthält, wie stark der Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln sinken soll. Von dem Ziel, 
den Einsatz von Pestiziden innerhalb von zehn 
Jahren um 15 Prozent zu senken und Überschrei-
tungen von Pestizidgrenzwerten in Lebensmitteln 
auf unter ein Prozent zu drücken, ist in diesem „Ak-
tionsplan“ gar keine Rede mehr. Ein Maßnahme-
paket mit verbindlichen Reduktionszielen und In-
strumenten wäre jedoch dringend erforderlich. 
Skandinavien hat es vorgemacht: Dort ist der Pes-
tizideinsatz in der Landwirtschaft deutlich gesun-
ken. Und damit verringert sich auch die Gefahr von 
toxischen Rückständen in Lebensmitteln. 
Gerne erzählt insbesondere die CDU/CSU das 
Märchen, dass importierte Ware das Problem sei 
und deutsche Ware sicher. Das ist ja auch in der 
vorliegenden Beschlussempfehlung dokumentiert. 
In Deutschland werden jährlich rund 
30 000 Tonnen Pestizide eingesetzt. Das BVL hat 
im Lebensmittel-Monitoring 2007 festgestellt, dass 
mitnichten nur ausländisches Obst und Gemüse 
Pestizidrückstände enthalten. So ist zum Beispiel 
bei Kopfsalat aus Deutschland eine inakzeptable 
Belastung festgestellt worden. 
Es muss klar und konkret festgelegt werden, wie 
stark der Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel 
gesenkt werden soll, wie stark nichtchemische Al-
ternativen ansteigen und gefördert werden sollen 
und wie stark Pestizidrückstände in Lebensmitteln 
sinken sollen. Das wurde im Nationalen Aktions-
plan versäumt und deshalb ist auch der Antrag der 
Koalition nur halbherzig.�
 
Quelle: 
www.linksfraktion.de/rede.php?artike=1302234696 
Karin Binder ist MdB der LINKEN. 
 
 
 

Der Ökolandbau kappt seine Wurzeln. 
Im Bio-Landbau klaffen Theorie und 
praktische Umsetzung weit auseinander 
 
 
Michael Machatschek 
 
 
Die Herstellung von Lebensmitteln in der biologi-
schen Landwirtschaft ist an die Regeln naturscho-
nender Landnutzungsformen gebunden. Doch der 
Begriff „bio“ ist weit ausleg- und interpretierbar, und 
die Richtlinien können unterschiedlich gehandhabt 
werden. Die „ökologische“ Deklaration der Biopro-
dukte ist mittlerweile zum Deckmäntelchen gewor-
den, da in der Praxis Naturkreisläufe und die As-
pekte der Regionalität des Verbrauchs, also echte 
Ressourcenschonung und Klimaschutz, nur an-
satzweise berücksichtigt werden. 
Auf dem Papier klingt der Verzicht auf synthetische 
Kunstdünger und Spritzmittel fantastisch. Allerdings 
kann man mit den hofeigenen organischen Dün-
gern auch das Grünland kaputtwirtschaften und 
Böden unter dem Druck der Maschinen stark ver-
dichten. Die Pflanzengesellschaften bestätigen 
zwischen konventioneller und ökologischer Ar-
beitsweise keinen Unterschied. Die Ansätze kluger 
Gedanken und die guten Absichten stimmen uns 
großteils milde. Und wir glauben, mit dem Kauf von 
Bionahrungsmitteln wäre unser Beitrag zur Nach-
haltigkeit geleistet und unser Gewissen zu Recht 
beruhigt. Dem ist heftig zu widersprechen. Den  
ökologischen Wandel sähen wir gerne als vollzo-
gen an. Doch ein Blick in die Landschaften und 
Ställe des ökologisch orientierten Landbaus spie-
gelt keinen Vollzug einer ersehnten Agrarwende 
wider. Auch wenn mit Hecken und Biotopchen die 
Landschaft zu schönen versucht wird. 
 
 
Landschaften sind Visitenkarten 
 
 
Von wegen nachhaltiges Wirtschaften in der Land-
schaft: Bei der Betrachtung von Wiesen und Wei-
den werden wir stutzig, wenn wir im Frühling weite 
Bereiche mit dem Gelb des blühenden und domi-
nant auftretenden Löwenzahns vorfinden. Der Wie-
sen-Löwenzahn ist Indiz für intensive Kunststoff- 
oder Biodüngerausbringung, verdichtete Böden 
und Grundwasserverschmutzung. 
Eine gewissenvolle Debatte darüber, inwiefern die 
eigentlichen Ziele der ökologischen Orientierung 
noch gegeben sind oder nicht, ist überfällig. Denn 
wenn wir auf charakteristischen Untersuchungsflä-
chen durchschnittlich zwölf Pflanzenarten finden, 
bestätigt dies, dass der Ökolandbau seine Ziele 
aus den Augen verliert. Auch bei der Orientierung 
an der Massenproduktion steht der Biolandbau der 
konventionellen Intensivlandwirtschaft keineswegs 
nach. Eine Ursache dafür ist, dass Biobetriebe – 
mit Ausnahmen – biologisch hergestelltes Kraft- 
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und anderes Futter ohne Obergrenze auf ihren Hö-
fen einsetzen können. Daraus resultiert ein Über-
hang an organischen Düngern, welche auf den 
Wirtschaftsflächen „entsorgt“ werden, was wieder-
um erkennbar ist am häufigen Auftreten großblätt-
riger Ampferarten. 
 
 
Ökologisierung der Industrialisierung 
 
 
Von wegen Berücksichtigung ökologischer Kreis-
läufe: Das aktuell vorherrschende ökonomische 
Denken zwingt die ökologisch orientierten Landnut-
zer auf eine agroindustrielle Strukturschiene. An-
statt kleine, stabile Einheiten und ressourcen- und 
klimaschonende Landnutzungsformen zu fördern, 
gleitet auch der Ökolandbau immer mehr in die 
konventionellen Muster von Wachstum und Fort-
schritt ab. Aus ökologischer Sicht ist der Ökoland-
bau dem Produktionswahn mit all den Folgen der 
Intensivlandwirtschaft verfallen. 
Konsument/-innen gehen von einem tadellosen 
Funktionieren einer ökologisch orientierten Land-
bewirtschaftung aus, weil ihnen eine heile Welt der 
Ökolandschaft vorgegaukelt wird. Dabei ist bis auf 
die Frage der Spritzmittelrückstände kaum ein 
Unterschied in den Qualitäten konventioneller und  
ökologisch erzeugter Nahrungsmittel feststellbar. 
Ein Unterschied – bis auf den synthetischen Che-
mieeinsatz – ist deshalb nicht herleitbar, da im 
Grunde genommen zwei annähernd gleiche Pro-
dukte und Wirtschaftsweisen verglichen werden. 
Bis auf wenige Ausnahmen wie etwa den biolo-
gisch-dynamischen Landbau (Demeter) stehen die 
sich heute dem biologischen Landbau zurechnen-
den Betriebe in punkto agroindustrieller 
Wirtschaftsideologie den konventionell 
wirtschaftenden nicht nach. 
Dies äußert sich etwa in großen Betriebseinheiten, 
Massenproduktion und hohen Leistungsansprü-
chen, in Überdüngung und Grundwasserbelastung 
durch Gülleüberhang, in Selbstausbeutung der 
Bewirtschafter, in nicht artgerechter Fütterung, Hal-
tung und Enthornung der Tiere sowie ihrer kurzen 
Lebensdauer, in offenen Fragen der Tiermedizin, 
weiten Viehtransporten und hohem Maschinenein-
satz. 
 
 
Die Schweinekuh 
 
 
Von wegen artgerechte Tierernährung: Alle unsere 
Kühe werden heute wie die Schweine gefüttert. Die 
Kuh hat einen Rohfaser und keinen Stärke und Ei-
weiß verdauenden Magen. Diese Tatsache wird 
auch im Biolandbau vergessen, wenn ihr in der 
Hauptsache Silage, zweiter und dritter eiweißrei-
cher Aufwuchs (Grummetheu) und Kraftfutter ver-
abreicht werden. Es wird zwar von der Heufütte-
rung gesprochen, aber echtes und rohfaserreiches 
Heu des ersten Aufwuchses, zur richtigen Zeit ge-

mäht, erhalten Kühe kaum mehr. Zudem beweiden 
heute die Kühe die Wiese und nicht die Weide. 
Was den Bewegungsbedarf angeht, ersetzen Stall-
auslauf oder die Haltung im Laufstall nicht den 
Weidegang. Auch mit biologisch hergestellten Fut-
termitteln können sich unsere Nutztiere zu Tode 
fressen. Die Hauptursache für das Krankwerden 
und den Abgang der Kühe ist infolge der hohen 
Futtergaben und in Ermangelung falscher Futter-
mittel schlicht ihre Überfressenheit und dadurch 
bedingt Selbstvergiftung und Kreislaufprobleme. 
Auch Schafe, Ziegen und Pferde werden heute be-
reits wie Schweine gefüttert. 
Aus dem unbegrenzten Einsatz von Futtermitteln 
resultieren sehr hohe Mengen organischer Dünger, 
obwohl der Viehbesatz pro Fläche theoretisch ein-
gehalten wird. Aus der über Gebühr anfallenden 
und eingesetzten Gülle entwickelt sich arten- und 
kräuterarmes Grünland so weit das Auge reicht. 
Die Pflanzen werden mit Gülle „gemästet“, damit 
möglichst oft und viel geerntet werden kann. Stark 
gemästetes Futter soll sodann gesundes Vieh und 
gesunde Nahrungsmittel für uns Menschen schaf-
fen? 
 
 
Bauern oder Landwirte? 
 
 
Von wegen Biobauern: Ohne heimattümliche Ab-
sichten zu suggerieren sei ein Spruch des volks-
mündlichen Gebrauchs wiedergegeben: „Bauern 
brachten sich fort, Landwirte bringen sich um.“ Wa-
rum es heute fast keine Bauern mehr gibt, ist ein 
Zeichen der wirkungsvollen Agrarpropaganda von 
mehr Technikeinsatz und Wirtschaftlichkeit, welche 
die Politik über Institutionen wie Beratungsstellen 
oder Landwirtschaftsschulen verbreiten lässt.1 Im 
Grunde genommen müssten heute übliche Biobau-
ern demzufolge als Biolandwirte bezeichnet wer-
den, weil sie sich um ihre Existenz bringen. Den 
Wert sorgsam hergestellter Lebensmittel bestimmte 
etwas ganz anderes, auf alle Fälle nicht die geld-
wertorientierte Massenproduktion und zählbare Pa-
rameter. 
Das größte Manko der heutigen Zeit ist der Verlust 
des Hausverstandes und der Naturbeobachtung, 
denn wer aufmerksam wäre, hätte die Methoden 
der ökologischen Herstellung schon längst hinter-
fragt. Wir ergießen uns in Superschriften über den 
Biolandbau, vergessen allerdings dabei die Über-
prüfung und Auswirkungen der Inhalte auf ihre 
praktische Bedeutsamkeit. Der Mangel an Boden-
haftung und Biologik der Wissenschafter und Ver-
bände führt zu einer Abgehobenheit ihrer Aussa-
gen von den praktischen Ebenen, die auf die Ver-
mutung hin, dass sie in der Praxis Bestand hätten, 
in Richtlinien geformt zur ökologischen Nachhaltig-
keit führen sollen. 

                                                 
1
 Sigmar Groeneveld: Agrarberatung und Agrarkultur, Kassel 

1996. 
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Nachhaltige Wirtschaftsweisen werden einer abst-
rusen Technikgläubigkeit untergeordnet und durch 
den erhöhten Einsatz von Agrartechnik kompen-
siert. Je größer die Betriebseinheiten werden, um-
so eher geht das ökologisch nachhaltige Hand-
werks- und Erfahrungswissen wie auch der hand-
same Umgang mit den Nutztieren verloren und 
umso willfähriger werden die Landwirte, die sich 
Biobauern nennen. Mit der Vereinnahmung des 
Biolandbaus in das konventionelle Wirtschaftssys-
tem sind den Bauern Geschehen und Diskurs ent-
glitten und der Dirigismus kommt von oben herab 
zum Durchschlag. 
 
 
Missbrauch des Naturschutzes 
 
 
Trotz aller Sympathie für den Biolandbau werden 
die derzeit bestehenden Grundvoraussetzungen 
des biologischen Landbaus keiner ehrlichen Ausei-
nandersetzung unterzogen, sondern vielmehr die 
Konsumenten einer Propaganda mit romantischem 
Flair ausgeliefert. Und innerhalb der Verbände wird 
die Kritik absichtsvoll übersehen. Die viel zitierte 
Agrarwende ist nur scheinbar in der Praxis ange-
kommen. De facto wird sie nicht Fuß fassen kön-
nen, wenn der Ökolandbau weiterhin wie die kon-
ventionelle Agrarindustrie wirtschaftet und der Rea-
lität in der Landschaft und in der Viehhaltung ledig-
lich das Wunschdenken einer abgehobenen Debat-
te gegenübersteht. 
Es bleibt auch unreflektiert, dass die Agrarpolitik 
den Naturschutz als marktausgleichendes Steue-
rungsinstrument missbraucht. Ehemals ökologisch 
wertvolle Schutzflächen verbrachen zunehmend 
oder wachsen mit Gehölzen zu, weil sie durch den 
Käseglocken-Naturschutz regelrecht „kaputtge-
schützt“ wurden. Das genutzte Land indes wird 
scheinbar „ökologisch”, aber intensiv bewirtschaf-
tet. Dass Trinkwasserbrunnen in diesen intensiv 
genutzten Landschaften geschlossen werden und 
Brauchwasser aus weiter Entfernung herantrans-
portiert werden muss, bezeugt diese Verfehlungen. 
Im Kompromiss werden Ökologie und die Ökobe-
wegung ökonomisiert und zur „nachhaltigen“ Per-
fektionierung des Wirtschaftsystems missbraucht, 
denn Öko ist in und wird unter Mithilfe der Sozial-
ökologie zum Konzept erhoben.2 2) Innovationen 
werden zur Wirtschaftsbelebung verwendet, wo-
durch noch mehr Wachstum und Fortschritt und ei-
ne noch effizientere Ausbeutung vorhandener Res-
sourcen bewirkt werden – getragen von einem ob-
skuren Bild von Ökologie. 
Anstatt die Situationen prüfend zu hinterfragen, 
werden die hier vorgetragenen Beobachtungen 
wieder schön geredet werden und die Landschaft 
und die Nutztiere verharren weiterhin in Daseins-
formen, die mit Ökologie nichts zu tun haben. 
 

                                                 
2
 Joachim Radkau: Natur und Macht, München 2002. 

Erstabdruck des Artikels in: Politische Ökologie 
110, München 2008 
Michael Machatschek lebt als Bauer und Wander-
forscher in einem Kärntner Bergdorf und beschäf-
tigt sich mit alten Landnutzungsweisen, Land-
schafts- und Nutzpflanzenkunde. 
Kontakt: Tel. 0043-664 4271676, 
michael.machatschek@aon.at 
 
 
 
 

GENTECHNIK 
 
 
GVO im Streichelzoo 
 
 
Christian Rehmer 
 
 
Im sachsen-anhaltinischen Üplingen gibt es seit Ju-
li dieses Jahr einen Schaugarten, in dem in erster 
Linie gentechnisch veränderte Pflanzen gezeigt 
werden sollen. Ein Besuch. 
Üplingen im September. In spätherbstlicher Sonne 
wiegen sich die Pflanzen im Wind. Hier wirken sie 
ganz friedlich, andernorts stiften sie Unfrieden. Ü-
ber gentechnisch veränderte Pflanzen (GVP) wird 
viel gestritten. „Das sind oftmals rein theoretische 
Debatten. Wir kommen nur weiter, wenn wir den 
Leuten zeigen, worum es dabei geht“, erläutert 
Dr. Uwe Schrader seinen Besuchern. Er ist ehren-
amtlicher Vorsitzender von Innoplanta e. V. und ag-
rarpolitischer Sprecher der FDP-Fraktion im Land-
tag von Sachsen-Anhalt. Begeistert steht er in sei-
nem Schaugarten vor großen Maispflanzen und er-
läutert die Geschichte der Pflanzenzüchtung. 
Auf insgesamt 1;2 der gut 500 Hektar des wunder-
schönen Stiftungsgutes Üplingen GbR befindet sich 
seit diesem Sommer der Schaugarten Üplingen. 
Die landwirtschaftlichen Gebäude aus dem 
18. Jahrhundert sind liebevoll wieder hergerichtet. 
Ihre hellen Mauern leuchten in der Herbstsonne. Im 
Schatten steht idyllisch ein John-Deere-Schlepper. 
Ein guter Ort, um Leute von einer guten Idee zu 
überzeugen? 
Über dem Eingang zum Schaugarten hängt ein 
großes Schild „Biotech-Farm“. Doch im Schau-
garten werden nicht nur GVP ausgestellt. Besu-
chergruppen haben von Juni bis September die 
Möglichkeit, sich ganz allgemein über Pflanzen-
züchtung zu informieren. Dabei sind sowohl traditi-
onelle als auch gentechnische Zuchtverfahren zu 
besichtigen. Die Finanzierung des Schaugartens 
erfolgt über die Ausstellerfirmen. Öffentliche Gelder 
seien nicht geflossen, versichert der Innoplanta-
Fachmann und ehemalige Landes-
bauerngeschäftsführer Karl-Friedrich Kaufmann. 
Betreiber ist die Biotech Farm GmbH & Co KG mit 
Sitz in Üplingen. 
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Monsanto und BASF 
 
Auf dem Gelände des Schaugartens sind aktuell 
fünf verschiedene GVP zu finden: MON810, die 
einzige in Deutschland und der EU angebaute gen-
technisch veränderte Pflanze. Die Maissorte 
NK603, zugelassen in der EU für den Import und 
die Verarbeitung. Und ein herbizidresistenter gv-
Mais, der entsprechend dem mit ihm gemeinsam 
eingesetzten Herbizid „Roundup“ auch als „Roun-
dupReady“ bezeichnet wird. Alle gv-Maissorten 
stammen von dem US-Biotechkonzern Monsanto. 
Dazu kommen die gentechnisch veränderte Amflo-
ra-Stärkekartoffel sowie einige gegen den Phytoph-
tera-Pilz resistente Speisekartoffeln - beide von der 
BASF entwickelt. Zum direkten Vergleich stehen 
neben den gv-Pflanzen konventionelle und ökologi-
sche Sorten. Um die Vielfalt landwirtschaftlicher 
Nutzpflanzen zu demonstrieren, können die Besu-
cher im hinteren Bereich des Gartens weitere Kul-
turen besichtigen. Sonnenblumen, Zuckerhirse, Öl-
lein, Miscanthus, Sudangras und Hanf sind hier zu 
finden. „Der enthält aber kein THC“1, betont Dr. 
Schrader, „eignet sich aber sehr gut als Puffer-
pflanze, da er sehr feine Haare hat“. Ob man ihn 
auch als Mantelsaat für Genmais einsetzen könne, 
will ein Zuhörer wissen. „Das wäre mal einen Ver-
such wert“, meint Kaufmann. 
Die Berliner Besuchergruppe ist beeindruckt von 
den Ausführungen der beiden Experten. Sie lassen 
sich von den Fortschritten durch die Züchtungsme-
thode Agrogentechnik fesseln. Am Beispiel einer 
Wildkartoffel erläutert Dr. Schrader das Dilemma 
der klassischen Züchtung: „Wir bräuchten zirka 
20 Jahre, um durch natürliche Kreuzung nur die 
gewünschte Eigenschaft der natürlich in die Sorte 
vorkommenden Phytophteraresistenz in eine ande-
re Kartoffel einzukreuzen.“ Mit Hilfe der Agrogen-
technik ginge das viel schneller. Direkt daneben 
steht bildhaft die transgene resistente Kartoffel. So 
einfach scheint das zu sein. 
Doch die Herren Schrader und Kaufmann finden 
auch kritische Töne. Sie sprechen sich gegen die 
Patentierung von Leben aus und bemängeln die 
Übermacht der transnationalen Saatgutkonzerne 
wie Monsanto. Auch mit einigen GVP sind sie nicht 
einverstanden. Schrader findet zum Beispiel das 
Koppelgeschäft zwischen Saatgut und Pestiziden 
bedenklich: „Herbizid und Herbizidtoleranz der 
Pflanze sind nicht geeignet, die Gentechnik attrak-
tiv zu machen“, kritisiert der Agrarexperte. Ob es 
stimme, dass MON810 einen erhöhten Ligningehalt 
habe, will ein junger Mann wissen. „Davon weiß ich 
nichts“, entgegnet Dr. Schrader2. 
 

                                                 
1
 Rausch erzeugender Wirkstoff, der aus manchen Hanf-

Sorten gewonnen werden kann. Fällt in Deutschland unter das 
Betäubungsmittelgesetz. 
2
 Siehe: D. Saxena und G. Stotzky (2001): Bt Corn Has a 

Higher Lignin Content than Non-Bt Corn. American Journal of 
Botany, Band 88, Nr. 9, S. 1704 - 1706. 
 

Bald in jedem Bundesland? 
 
Die heutige Besuchergruppe aus Berlin ist die letz-
te in diesem Jahr. Danach wird abgeerntet. Die 
Kartoffelpflanzen wurden bereits gespritzt und lie-
gen darnieder. Egal ob gentechnisch verändert o-
der nicht. Im kommenden Juni öffnet der Schaugar-
ten wieder seine Tore. Mit transgenem Getreide 
soll es dann auch eine dritte GVP geben. Wie die 
Vertreter von Innoplanta e. V. berichten, gibt es be-
reits Expansionspläne. Die Bundesministerien für 
Landwirtschaft, Forschung und Wirtschaft hätten 
bereits signalisiert, einen solchen Garten in jedem 
Bundesland einzurichten. Die Debatte um die 
Chancen und Risiken der Agrogentechnik wird wei-
tergehen. Im Streichelzoo für GVO. 
 
�
�
Monsanto 
 
 
Gedicht von Marko Ferst 
 
 
Mit verdrehten Genen 
vielleicht erfand der Konzern 
diese bestimmte Maissorte  
nur um das Wachstum  
der Weltbevölkerung  
zu stoppen? 
 
Wenn davon künftig 
Menschen unfruchtbar werden 
und nicht nur die gefütterten Schweine 
würde sich die Menschheit 
schnell reduzieren lassen! 
 
Für solche ökologische Wohltat  
lohnt es sich schon 
störende Leute herauszukanten  
aus Zulassungsbehörden  
im Netzwerk treuer Vasallen 
auch missliebige Journalisten  
und ihre Sendungen kaltzustellen- 
 
Bis Monsanto  
Land für Land 
die Agrarminister selbst nominiert 
und die eigenen Gesetze beschließt 
ist es dann nur noch 
ein kleiner Schritt. 
 
Ihre Rechtsanwälte 
bekommen das schon hin. 
�
�
Quelle: 
Axel Görlach u. a.: Tango tanzen. Gedichte, 2008 
�
�
�
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Verwirrung bei den LINKEN. An der 
Gentechnik scheiden sich die linken 
Geister 
 
 
Susanne Götze 
 
 
Ein Besuch der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Sach-
sen-Anhalt im neuen „Schaugarten Üplingen“, in 
dem genmanipulierte Pflanzen ausgestellt werden, 
wirft Fragen auf: Wie steht die LINKE eigentlich zur 
grünen Gentechnik, und braucht es eine einheitli-
che Position? - Das Problem der Grünen Gentech-
nik ist in der LINKEN noch lange nicht geklärt. 
Nicht nur, dass es derzeit keinen verbindlichen Be-
schluss der Partei zum Umgang mit der umstritte-
nen Technologie gibt. Problematisch ist auch, dass 
es immer noch verschiedene Positionen in und um 
DIE LINKE zu dem Thema gibt. Das führt manch-
mal zu Verwirrungen. So haben sich die Ökologi-
sche Plattform und zahlreiche Kreisverbände in Ost 
und West klar gegen den Einsatz von Grüner Gen-
technik ausgesprochen. Dabei geht es vor allem 
um die Ablehnung von Freisetzungen genmanipu-
lierter Pflanzen, die nach Ansicht der Gentechnik-
gegner eine Gefahr für das Ökosystem sowie den 
ökologischen und konventionellen Landbau darstel-
len. An der Basis haben sich deshalb schon etliche 
Kreisverbände sogenannten gentechnikfreien Zo-
nen angeschlossen und unterstützen offen den 
Protest gegen die Technologie. 
Doch es gibt auch andere Stimmen. Ein gutes Bei-
spiel dafür ist die morgige Veranstaltung in Sach-
sen-Anhalt vom Gesprächskreis Nachhaltigkeit der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) zu dem Thema. 
Das Bundesland bildet bei der Diskussion hierüber 
schon immer eine Ausnahme. Dort ist die Pflanzen-
forschung traditionell angesiedelt, und es ist kaum 
verwunderlich, dass auch heute an der neuesten 
Zucht- und nun auch Gentechnik geforscht wird. 
Neben dem bekannten Leibniz-Institut für Pflan-
zengenetik und Kulturpflanzenforschung in Gaters-
leben existiert seit Juli 2008 der „Schaugarten 
Üplingen“ der BioTech Farm GmbH am westlichen 
Rand der Magdeburger Börde. Dort will der RLS-
Gesprächskreis auf Einladung des Vereins In-
noPlanta über die Grüne Gentechnik diskutieren. 
Auf dem fünf Hektar großen Gelände werden kon-
ventionelle und gentechnisch veränderte Pflanzen 
wie Mais und Kartoffeln ausgestellt. 
Tatsächlich ist der Schaugarten dafür gedacht, öf-
fentlichkeitswirksam über die neuesten Forschun-
gen im Zucht- und Gentechnikbereich „aufzuklären“ 
und für Akzeptanz zu werben. Umstritten war 
schon im Vorfeld die geplante Freisetzung von 
genmanipuliertem Weizen. Gegen Widerstand hat 
man sich von vornherein mit hohen Zäunen und 
entsprechendem Sicherheitspersonal gerüstet. 
An Protesten gegen den Schaugarten haben in den 
vergangenen Monaten vor allem Umweltschützer, 
aber auch Aktivisten aus linken Kreisverbänden 

teilgenommen, wie der umweltpolitische Sprecher 
der Linksfraktion in Sachsen Anhalt, André Lüde-
ritz, erklärte. Er selbst habe nichts gegen den 
Schaugarten und lehne Grüne Gentechnik nicht 
„pauschal“ ab. Die Mehrheit der Linksfraktion im 
Landtag befürworte Forschung und Entwicklung 
der Grünen Genmtechnik, wenn diese unter stren-
ger staatlicher Kontrolle stehe. Dennoch sei die 
Freisetzung bei vielen derzeit angebauten Sorten, 
wie dem Monsanto-Mais Mon810, eigentlich nicht 
notwendig, meint Lüderitz. Im Kreisverband Börde 
hingegen sei man sich nicht so einig. Dort gebe es 
vehemente Kritiker wie Befürworter, so Lüderitz. 
Dass ausgerechnet der RLS-Gesprächskreis 
Nachhaltigkeit den Schaugarten besichtigt, verär-
gert vor allem Gentechgegner in der Partei. „Gen-
technik hat nichts mit Nachhaltigkeit zu tun“, 
schimpft die Bundestagsabgeordnete Eva Bulling-
Schröter. Sie ist auch Mitglied im Gesprächskreis. 
Man hätte wenigstens die Gegenseite einladen sol-
len, sagt Bulling-Schröter. Sie kämpfe derzeit im 
Wahlkampf für ein „gentechnikfreies Bayern“. 
Andere Mitglieder sehen das nicht so eng: RLS-
Geschäftsbereichsleiter Klaus Meier betonte, dass 
es vor allem um einen breiten Bildungsansatz ge-
he. Es gebe in der RLS keine feste Position zur 
Gentechnik. Deshalb würden aktuelle Entwicklun-
gen in Wissenschaft und Forschung „interessiert 
verfolgt“. Allerdings räumte Meier ein, dass es in 
der Partei und der Stiftung Leute gebe, die sehr 
„wissenschaftsnah“ und „innovationsorientiert“ sei-
en. Insgesamt sei man eher kritisch, aber nicht 
technologiefeindlich. Man habe in den vergange-
nen Jahren so gut wie gar nicht mit Umweltverbän-
den zusammengearbeitet. Diese würden kein be-
sonderes Interesse an der LINKEN und an der RLS 
zeigen. 
Klar ist, dass die LINKEN hier an verschiedenen 
Fronten kämpfen. Da es seitens der Partei keine 
klare Position gibt, entscheiden Kreis-, Landes-, 
und Kommunalpolitiker je nach interner Diskussion. 
Als einzig gültiges Dokument kann nur das Bun-
deswahlkampfprogramm gelten. Darin wird Grüne 
Gentechnik „weder für erstrebenswert noch für 
notwendig“ gehalten. In den programmatischen 
Eckpunkten taucht sie nicht auf. Dennoch spielt 
auch die Bundestagsfraktion eine nicht zu unter-
schätzende Rolle: Sie kämpft seit Jahren gegen die 
Grüne Gentechnik. Wann ein eindeutiger Be-
schluss für die gesamte Partei ins Auge gefasst 
wird, ist unklar. Demnächst soll zumindest ein Anti-
Gentechnikpassus in das Programm für den Euro-
pawahlkampf eingeschrieben werden, so Bulling-
Schröter 
 
Quelle: Neues Deutschland, 11.09.2008 
Anmerkung der Redaktion: Im Parteiprogramm der 
WASG wurde die Agrogentechnik konsequent ab-
gelehnt. Durch Antrag der ÖPF wurde im Europa-
wahlprogramm der PDS 2004 und im Bundeswahl-
programm der Linkspartei.PDS 2005 die Ableh-
nung der Agrogentechnik dokumentiert. Es gibt al-
so klare Aussagen der LINKEN zum Thema.  
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ABFALLWIRTSCHAFT 
 
 
Schärfere Grenzwerte bei Müllver-
brennung gefordert 
 
 
Eva Bulling-Schröter 
Rede zur BT-Plenarsitzung am 16.10.2008 - Ta-
gesordnungspunkt 29. - Beratung der Beschluss-
empfehlung und des Berichts des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(16.Ausschuss) – zu der Verordnung der Bundes-
regierung zur Vereinfachung des Deponierechts – 
zu dem Antrag der Abgeordneten Sylvia Kotting-
Uhl, Cornelia Behm, Hans-Josef Fell, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Grenzwerte bei Müllverbrennungsanla-
gen dem technischen Fortschritt anpassen und 
deutlich absenken – Drucksachen 16/10330, 
16/10398 Nr. 2,16/5775, 16/10602 – (zu Protokoll) 
 
Das zentrale Element des Verordnungsentwurfs ist 
die Integration der Deponieverwertungsverordnung 
und der Abfallablagerungsverordnung in die Depo-
nieverordnung. Wir begrüßen diese Zusammenfüh-
rung. Das vereinfacht sicher das Verständnis der 
Materie und den praktischen Umgang in der Sache, 
gerade das Abfallrecht ist ja äußerst kompliziert. 
Zu prüfen wäre nun, ob bei der Vereinfachung des 
Deponie-Regelwerkes Umweltstandards gesenkt 
bzw. Beteiligungs- und Informationsrechte unzuläs-
sig eingeschränkt werden. Dies können wir noch 
nicht abschließend beurteilen. Darum enthalten wir 
uns bei der Abstimmung. 
Der Antrag der Grünen fordert niedrigere Grenz-
werte für Müllverbrennungsanlagen. Diese Grenz-
werte sind – obwohl sich die Technik rasant weiter-
entwickelt hat und moderne Anlagen nur ein Bruch-
teil der geltenden Grenzwerte emittieren – seit Jah-
ren unverändert. Momentan drohen Anlagen sogar 
wieder auf den Emissionsstand der 80er Jahre zu-
rückzufallen. Denn viele haben ihre Kapazitäten 
schrittweise erheblich ausgeweitet, ohne entspre-
chende Filter nachzurüsten. Zudem werden neue 
Anlagen gebaut, die von vornherein einen höheren 
Schadstoffausstoß haben. 
Obwohl hier die Problematik der sogenannten Er-
satzbrennstoffkraftwerke (EBS-Kraftwerke) im An-
trag nicht explizit angesprochen wird, geht es wohl 
dabei vor allem um diese. Es sind Müllverbren-
nungsanlagen, die Strom und zum Teil auch Wär-
me produzieren. Sie werden im Unterschied zu 
klassischen Müllverbrennungsanlagen mit dem Ziel 
gebaut, Energie zu liefern. Dabei stört aber jeder 
Filter. Denn dieser senkt den Wirkungsgrad. 
Die Änderung der 17. BImSchV, wie sie die Grünen 
vorschlagen, würde also auch sie betreffen. Die 
Betreiber könnten nicht mehr bis „Oberkante Unter-
lippe“ an die heutigen Grenzwerte fahren, um Filter 
einzusparen und somit den Wirkungsgrad des 
Kraftwerksteils zu erhöhen. Das unterstützen wir. 

Ich möchte an dieser Stelle darauf hinweisen, dass 
die Kritik an EBS-Kraftwerken nicht nur von der 
Linken kommt. Auch das Umweltbundesamt sieht 
dies ähnlich. So hat der UBA-Abfallexperte Markus 
Gleis in der Süddeutschen Zeitung erklärt, in klas-
sischen Müllverbrennungsanlagen lägen die Di-
oxinemissionen am Rande der Nachweisgrenze. 
Sehr niedrige Werte würden auch für Quecksilber, 
Arsen und Kadmium gelten. Ferner seien die deut-
schen Grenzwerte für Schadstoffe in der Abluft die 
strengsten weltweit und würden dennoch meist um 
80 Prozent unterschritten. Aufwendige Filtermetho-
den entfernten alles aus dem Rauchgas, was tech-
nisch möglich sei. Die neuen Ersatzbrennstoff-
kraftwerke hingegen nutzten die gesetzlichen 
Grenzwerte viel stärker aus als die klassischen 
Müllverbrennungsanlagen. Der Grund: minderwer-
tige Filter für diese Anlagen. So würden die Grenz-
werte für Schadstoffe deutlich geringer als bisher 
unterschritten. Aber genau dies rechnet sich. 
Michael Braungart von der Uni Lüneburg hat ermit-
telt, dass die Verbrennung einer Tonne Müll in den 
besten Anlagen Kosten von bis zu 400 Euro verur-
sacht, bei vielen Ersatzbrennstoffkraftwerken hin-
gegen nur 50 Euro. Braungart wortwörtlich: „Viele 
Emissionswerte sind um ein Mehrfaches höher als 
bei den bestehenden Anlagen, die Profite dafür 
umso größer“. 
Ich frage mich nun, was macht eigentlich die Bun-
desregierung? Sie sollte die Augen aufmachen und 
auch berücksichtigen, dass der Boom bei der Pla-
nung und beim Bau sogenannter Ersatzbrennstoff-
kraftwerke unzählige Bürgerinitiativen auf den Plan 
gerufen hat. Industrieunternehmen wie Holzver-
arbeitungs- und Papierverarbeitungsbetriebe bauen 
Heizkraftwerke, die angeblich mit eigenen Produk-
tionsabfällen beschickt werden sollen. Doch die 
meisten dieser Anlagen sind vollkommen überdi-
mensioniert. Sie werden nicht im Entferntesten mit 
eigenen Abfällen gefüttert werden können. In Bran-
denburg etwa sind Anlagen in Betrieb, im Bau oder 
in Planung mit einer Gesamtkapazität von drei Mil-
lionen Jahrestonnen. Das ist das Sechsfache des-
sen, was tatsächlich an Ersatzbrennstoffen im Land 
anfällt. Hier steht ein gigantischer Mülltourismus 
bevor, nicht nur in Brandenburg. Und die jüngst li-
beralisierte EU-Abfallrahmenrichtlinie wird diesen 
Mülltourismus noch erleichtern. 
Vielleicht kann die Senkung der 
Emissionsgrenzwerte hier dämpfend wirken, 
deshalb stimmen wir dem Antrag der Grünen zu. 
Für eine grundlegende Lösung bedarf es aber 
unserer Meinung nach einer koordinierten Planung 
von EBS-Kapazitäten. Leider lehnt die Bundes-
regierung so etwas oder entsprechende 
Bedarfsnachweise grundsätzlich ab. Sie setzt hier 
allein auf den Markt. Auch hier werden dies die 
Bürgerinnen und Bürger zu bezahlen haben. 
Diesmal mit ihrer Gesundheit.  
Quelle: 
www.linksfraktion.de/rede.php?artikel=1369102176 
Eva Bulling-Schröter ist MdB der LINKEN: 
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PROGRAMMATIK 
 
 
Zuarbeit zu Anfragen zum Bundestags-
wahlprogramm 
 
 
Koordinierungsrat der Ökologischen Plattform 
 
 
Unter welchen sozial-ökonomischen Bedingun-
gen im Land wird Politik in den kommenden 
vier Jahren nach eurer Einschätzung voraus-
sichtlich stattfinden, wovon sollten wir ausge-
hen? 
 
Die sozial-ökonomischen Bedingungen werden 
sich zum Nachteil breiter Bevölkerungsschichten 
durch die Globalisierungspolitik der supranationa-
len Konzerne auch hierzulande weiter verschlech-
tern. Dazu kommen die Auswirkungen der Hypo-
thekenkrise in den USA und anderen Ländern, die 
einen Abschwung der Weltwirtschaft und damit ei-
ne Beendigung oder zumindest eine Abschwä-
chung des deutschen Exportbooms zur Folge ha-
ben wird. Das ist verbunden mit einer ansteigenden 
Arbeitslosigkeit und noch mehr prekären Arbeits-
verhältnissen. Die ökonomischen Verhältnisse dürf-
ten gekennzeichnet sein durch Instabilität auf den 
Finanz- und  Immobilienmärkten, durch den Kampf 
um  Rohstoffe bis hin zu neuen Kriegen,  durch 
weiteren Abschwung und stagnierendes oder sin-
kendes Bruttosozialprodukt und sinkende Reallöh-
ne sowie die weitere Öffnung der Einkommens-
schere. Aufgrund der höheren Kosten für Material 
und Klimaschutzmaßnahmen werden alle Preise 
steigen, was nicht durch Produktivitäts- und Lohn-
steigerungen ausgeglichen werden kann. Das 
Kapital wird weiter versuchen, die Profite zu 
privatisieren und die Verluste zu sozialisieren, auch 
unter dem Deckmäntelchen sozialerer Ansagen. 
Aus diesen Entwicklungen leiten sich die  politi-
schen Kräfteverhältnisse ab. Unter dem Druck der 
Konzerne und Lobbyisten wird der Bundestag im-
mer mehr zum Erfüllungsgehilfen des Großkapitals 
bei der Profitmaximierung. Die anderen Parteien 
vertreten und befördern diesen Kurs im Wesentli-
chen. Einige wollen bestenfalls nur die Auswüchse 
des kapitalistischen Gesellschaftssystems mildern 
und die Lasten anders verteilen.  
Solange die LINKE in Opposition bleibt und die 
Regierungsparteien und die Opposition von Grün 
und Gelb vor sich hertreibt, werden die politischen 
Kräfte der LINKEN gestärkt. 
Will die LINKE aber mitregieren und die turbokapi-
talistische Realität nur marginal erträglicher ma-
chen, wird sie Wählerstimmen massiv verlieren 
(siehe Berlin) und im Grund überflüssig werden, da 
auch die anderen Parteien, weil sie wiedergewählt 
werden wollen, vorgeben, die Lage der ärmeren 
Schichten etwas besser machen zu wollen. Ein Mit-
regieren kommt für die LINKE nur in Frage, wenn 

sie nachhaltig ihre politischen Forderungen durch-
setzen kann. Eine Koalition, wo der schwächere 
Partner in vielen grundsätzlichen Fragen klein bei-
geben muss (Bündnis 90/DIE GRÜNEN), wäre eine 
Kapitulation der LINKEN. 
 
 
Wie sind die politischen Kräfteverhältnisse im 
Wahljahr 2009 einzuschätzen? 
 
Die Kraft der Regierungsparteien wird nachlassen. 
Es werden wie  bisher vornehmlich die ärmeren 
Schichten der Bevölkerung sein, die auch die Las-
ten der ökologischen und ressourcenbedingten 
Veränderungen zu tragen haben. Wenn es der 
LINKEN gelingt, Zusammenhänge und Verantwort-
lichkeiten dafür klar zu benennen, kann sich das 
Kräfteverhältnis weiter zu ihren Gunsten verschie-
ben. 
In prinzipieller Opposition zur Politik der Regierung 
muss sie gangbare Wege aus dem ökologischen 
und sozialen Niedergang aufzeigen. So könnte sie 
erreichen, dass sie über die für die LINKE prognos-
tizierten 12  Wählerstimmen hinaus weitere Wähler 
der Grünen und linken Sozialdemokraten und auch 
religiös gebundener Bevölkerungsschichten gewin-
nen kann. 
 
 
Welche gesellschaftlichen Großthemen sollten 
im Mittelpunkt unseres Wahlprogramms stehen, 
welche 3   Forderungen sollten uns von den 
anderen Parteien unterscheiden? 
 
1. Klimawandel und Energieerzeugung 
Im Unterschied zu anderen Parteien, die den 
Klimawandel auf das unveränderliche 
Wohlstandsdenken und -handeln der Bevölke-
rung zurückführen, sollten wir die global wir-
kenden Konzerne, insbesondere die Energie- 
und Autokonzerne mit ihren  kapitalhörigen Re-
gierungen der Industrieländer als die dafür Ver-
antwortlichen darstellen.  Die Jagd nach dem Ma-
ximalprofit verbietet den sparsamen Umgang mit 
den Ressourcen sowie den Umstieg auf erneuerba-
re Energie. Der Kohlendioxidausstoß hat jährlich 
weltweit (von 2000 bis 2006 um 20 %) und in den 
letzten Jahren auch in Deutschland zugenommen. 
Die Erklärungen und Beschlüsse der Regierung 
sowie die Selbstverpflichtungen der Industrie sind 
nicht eingehalten worden. Das Kapital und die Re-
gierung führen uns in die ökologische und ökono-
mische Katastrophe. Diese Zusammenhänge wer-
den von keiner anderen Partei öffentlich gemacht. 
Z. B. müssen wir klarstellen, dass der Neubau von 
Kohlekraftwerken, die bis 2050 laufen werden, ein 
Verbrechen an unseren Lebensgrundlagen ist und 
verboten werden muss. Diese Zusammenhänge 
werden von den Grünen nicht thematisiert. 
Konkrete Vorschläge müssen ins Wahlprogramm, 
was die vier Hauptverursacher im Energiebereich 
zur Eindämmung der bereits spürbaren Klimaver-
änderungen zukünftig leisten müssen. Die Strom-
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konzerne müssen ihre gesamten Investitionsmittel 
in Anlagen der erneuerbaren Energie stecken. Die 
Stromerzeuger und Netze müssen rekommunali-
siert, in Treuhand übernommen  oder verstaatlicht 
werden. Der öffentliche Nahverkehr muss massiv 
ausgeweitet werden. Die Automobilindustrie muss 
schnellsten emissionsarme oder emissionslose Au-
tos in großer Stückzahl produzieren. 
Die Regierung muss Gesetze und Fördergelder 
beschließen, um einen Durchbruch bei der Anwen-
dung von Thermosolarheizungen bei allen Gebäu-
den zu erzielen. Die Förderung der Kraft-Wärme-
Kopplung ist ungenügend. Die Landwirtschaft ist 
entschiedener und wirksamer beim Übergang zur 
biologischen Bewirtschaftung zu fördern. Durch die 
Regierung sind Initiativen ins Leben zu rufen, um  
Fleischverzehr und -produktion massiv zu senken. 
Zu allen Maßnahmen müssen machbare und finan-
zierbare, aber die ärmeren Schichten nicht weiter 
belastende, Vorschläge gemacht werden. 
2. Gerechtigkeit auf allen Gebieten der Gesell-

schaft herstellen 
Hervorgetan hat sich die LINKE mit Vorschlägen, 
wie soziale  Gerechtigkeit auf vielen Gebieten her-
gestellt werden kann. Das sollte auch weiterhin im 
Wahlkampf verfolgt werden. 
Hinzu kommen muss der Gesichtspunkt der öko-
logischen  Gerechtigkeit in Verbindung mit dem In-
ternationalismus. Die Bevölkerung muss wissen, 
dass wir auf Kosten der Natur und der Menschen in 
den sogenannten Entwicklungsländern unseren 
Lebensstandard halten und dass die Frist, in der 
das noch weiterhin möglich ist, nur noch eine Ge-
neration betrifft. Unsere Kinder und Enkel werden 
uns vorwerfen, dass wir bedenkenlos die Ressour-
cen und die Natur irreversibel verbrauchen und 
vernutzen. Die intergenerative Gerechtigkeit  
muss im Parteiprogramm ebenso Platz finden wie 
die ökonomische und ökologische Gerechtigkeit 
zwischen Nord und Süd. 
Nicht zuletzt geht es um die Gerechtigkeit zwischen 
den Unternehmern bei den Verwertungsbedingun-
gen der Kapitale. Die Unternehmer der Gewerbe- 
und Dienstleistungsbetriebe werden nämlich von 
den Konzernen ausgebeutet. Auch hier sind Wäh-
lerstimmen zu gewinnen. 
3. Auswirkungen der Verknappung und Ver-

teuerung der Ressourcen 
Alle Rohstoffe und Energieträger der Industrie ha-
ben sich in den vergangenen Jahren rapide verteu-
ert, was zum „Sprengsatz für unsere Wirtschaft 
wird“ (Institut der deutschen Wirtschaft). Nicht nur 
Öl, Gas und Uran werden in wenigen Jahrzehnten 
versiegen, sondern auch wichtige Industrierohstof-
fe. Ihre Förderung wird immer teurer und energie-
aufwendiger, weil der Erzgehalt der Lagerstätten 
sinkt und die Erreichbarkeit der Bodenschätze sich 
schwieriger gestaltet. Schon zwischen 2010 und 
2020 wird die Nachfrage das Angebot weit über-
steigen und damit zu Verteuerungen  führen. Das 
ist bei einer vorausschauenden Sozialpolitik unbe-
dingt zu berücksichtigen. 

Auf diese Probleme der Rohstoffverknappung 
muss die LINKE eingehen, weil die übrigen Partei-
en so tun, als ob es eine Energie- und Rohstoffver-
sorgung wie bisher bis in alle Ewigkeit geben wird. 
Der gegenwärtige Grundwohlstand kann nur gehal-
ten werden, wenn es  gelingt, den Ressourcen-
verbrauch durch geringen Materialaufwand sowie 
Langlebigkeit und Reparaturfähigkeit der erzeugten 
Güter entschieden zu senken. Diese Aufgabe wird 
von den Konzernen nicht gestellt, weil dadurch der 
Profit erheblich sinken würde. Aus Profitgier wer-
den nachhaltige Technologielösungen verhindert. 
Das Kapital und seine Apologeten wollen so weiter 
machen, bis die ökonomische Katastrophe da ist. 
Diese Zusammenhänge kann nur die LINKE aus-
sprechen und die Lösung aufzeigen. Eine Kurskor-
rektur der industriellen Produktion ist notwendig 
und muss vom Staat gefordert, gelenkt und über 
Vergabe von Forschungsmitteln unterstützt wer-
den. 
Eine grundsätzliche Umgestaltung der heutigen In-
dustriegesellschaft ist notwendig, eine ökologische 
Zeitenwende ist einzuleiten. Dazu muss das Steu-
ersystem schrittweise umgestaltet werden, so, dass 
Arbeit weniger und Rohstoffe mehr kosten. Dabei 
darf die Bevölkerung mit geringem Einkommen 
nicht zusätzlich belastet werden. Auch könnte die 
Mehrwertsteuer so verändert werden, dass um-
weltbelastende und Luxusprodukte einen höheren 
Steuersatz bekommen. Das System des Emissi-
onshandels muss beendet werden, da es eine an-
gebotsreduzierende Wirkung hat mit enormen 
Preissteigerungen und Extraprofiten für die beteilig-
ten Konzerne. 
4. Die LINKE braucht eine ökologische Öko-

nomie in Theorie und politischer Praxis. 
Zukünftig sind für heutige und zukünftige Generati-
onen hohe ökonomische und sozial-kulturelle Stan-
dards nur vertretbar, wenn die Grenzen der natürli-
chen Tragfähigkeit der Erde eingehalten werden. 
Das ist bei der heutigen Wirtschaftsweise vor allem 
in den Industrieländern nicht der Fall. Die natürliche 
Tragfähigkeit wird bereits weitgehend über-
schritten. Die erneuerbaren natürlichen Ressour-
cen werden übernutzt und die nicht erneuerbaren 
Ressourcen werden gnadenlos progressiv aus-
gebeutet bis zum Ende der Versorgung. Daraus 
entsteht die Aufgabe, die gesamte Volkswirtschaft 
entsprechend der Prinzipien einer nachhaltigen 
Entwicklung umzustrukturieren. 
Aufbauend auf dem im Grundgesetz festgeschrie-
benen Staatsziel der Nachhaltigkeit (Art. 20 a), 
muss die LINKE eine Theorie der Ökologischen 
Ökonomie erarbeiten, wobei sie sich auf die For-
schungsergebnisse der ökonomischen Schule der 
Ökologischen Ökonomie stützen kann. Eine nach-
haltige Entwicklung beruht auf den ethischen Prin-
zipien der intra- und intergenerativen Gerechtig-
keit und Verantwortung, dem Vorsorgeprinzip, 
der partizipativen Demokratie und der Rechts-
staatlichkeit.  Wir müssen das neoliberale Dogma 
der Konsumentensouveränität und des homo oe-
conomicus mit durch Werbeterror erzeugten unbe-
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grenzten Bedürfnissen sowie deshalb notwendiger 
kontinuierlicher Produktionssteigerung angreifen 
und dem eine Ökologische Ökonomie mit folgen-
dem Inhalt entgegensetzen: Die Produktion wird 
durch die Grenzen der dauerhaften Erhaltung der 
Natur begrenzt. Das Wachstumsparadigma muss 
durch ein Nachhaltigkeitsparadigma ersetzt wer-
den. Ein selektives Wachstum (Anlagen für erneu-
erbare Energien) ist nur bei sinkendem Ressour-
cenverbrauch möglich. Lebensqualität und Kon-
sum sind nicht identisch  und können nicht 
gleichgesetzt werden. Der Staat muss durch Set-
zung der erforderlichen Rahmenbedingungen seine 
Verantwortung wahrnehmen und so  den Begleiter-
scheinungen der Marktwirtschaft (Armut, Übernut-
zung natürlicher Ressourcen, Unterausstattung an 
kollektiven Gütern, Kriege um Rohstoffe) entgegen 
steuern. Dies betrifft insbesondere die Bereitstel-
lung von Lebensmitteln und  die Nutzung der Ener-
gieressourcen. In diesem Zusammenhang muss 
auch die Produktion von Treibstoffen aus Agrar-
produkten, im Besonderen aus Lebensmitteln, 
thematisiert werden. 
Ohne globale Maßnahmen wird sich eine Ökologi-
sche Ökonomie nicht durchsetzen lassen. Es muss 
ein Ordnungsrahmen für alle Staaten geschaffen 
werden. Der Pro-Kopf-Verbrauch an Material in den 
Industrieländern muss bis 2050 um 80 – 90 % ge-
senkt werden. Weltweit muss die Bevölkerungszu-
nahme gestoppt werden. Vorrangig sind die Indust-
rieländer als Verursacher der gegenwärtigen prekä-
ren Lage verantwortlich. Der Staat kann bei weite-
rer Demokratisierung und Entwicklung der direkten 
Demokratie die treuhänderische Verantwortung für 
die Natur übernehmen. Er muss sich wirksam in die 
Wirtschaft einmischen, um umweltfreundliche und 
materialsparende Techniken und Technologien 
durchzusetzen, Produktinnovationen auszulösen 
und Konsumstile zu verändern. Eine Demateriali-
sierung der Bedürfnisbefriedigung muss wichtiges 
Staatsziel werden. Diese geschilderte, für den 
Weiterbestand der Menschheit entscheidende 
Problematik wird von keiner Partei thematisiert. 
 
Diese Zuarbeit erfolgte auf Anforderung des Bun-
deswahlkampfleiters Dietmar Bartsch vom 
24.7.2008. 
 
 
 
Frieden, Demokratie, Solidarität - Für 
ein besseres Europa. Entwurf des Par-
teivorstands DIE LINKE für ein Europa-
wahlprogramm. Überarbeitung vom 
29.11.2008 
 
 
Ökologische Plattform, BAG Umwelt, Energie 
und Verkehr und Mitarbeiter für Umwelt der 
Bundestagsfraktion der LINKEN 
(Änderungen am Entwurfstext durch Plattform oder 
BAG sind kursivgekennzeichnet - d. Red.) 

Ergänzung – Seite 1, Zeile 12: 
DIE LINKE hat das Ziel, dass alle Menschen in 
Würde selbst bestimmt und solidarisch miteinander 
leben können – in Europa und weltweit. Deshalb 
sind der Kampf um soziale Gerechtigkeit und die 
Stärkung des Friedens Kompass für unser Handeln 
in Europa, in den Ländern und den Kommunen. 
Das Streben nach sozialer Gerechtigkeit und ein 
radikaler ökologischer Umbau unserer Lebens und 
Wirtschaftsweisen sind zwei Seiten einer Medaille. 
So ist eine fortschrittliche Klimaschutzpolitik nicht 
nur Überlebenswichtig für die natürliche Umwelt. 
Sie ist zugleich ein Beitrag zum Kampf um globale 
soziale Rechte, verschärft der fortschreitende Kli-
mawandel doch das tägliche Ringen von Millionen 
Menschen ums Überleben. Die konkrete Ausgestal-
tung von Umweltpolitik darf aber nicht zu einer wei-
teren sozialen Spaltung der Gesellschaft führen. 
Bezahlbare Energie und Mobilität muss auch für 
einkommensschwache Gesellschaftsschichten ge-
währleistet bleiben. Der Ökologische Umbau bedarf 
daher eines starken sozialen Sicherungssystems. 
 
Ergänzung – Seite 5, Zeile 159 Überschrift: �
Soziale, ökologische und politische Rechte garan-
tieren 
�
Ergänzung – Seite 5, Zeile 166: 
Die LINKE will daher den Vorrang der politischen, 
sozialen und ökologischen Grundrechte vor den 
Marktfreiheiten in die europäischen Verträge auf-
nehmen. [...] 
 
Ergänzung – Seite 5, Zeile 170: 
Um soziale und ökologische Rechte zu verteidigen 
und auszubauen, müssen politische Rechte ge-
stärkt und erweitert werden. Das gilt für die Durch-
setzung eines grenzüberschreitenden Koalitions- 
und Streikrechts, einschließlich des Grundrechts 
auf politischen Streik und für EU-weite Volksab-
stimmungen. Die Bürgerinnen und Bürger sollen zu 
allen grundlegenden Angelegenheiten verbindliche 
Volksentscheide erwirken können. 
 
Streichung/Ergänzung – Seite 8, Zeile 300 ff.: 
DIE LINKE ist der Auffassung, dass ökologische 
Verantwortung und wirtschaftliche Effizienz kein 
Widerspruch sein müssen. Wir treten ein für eine 
gerechte und solidarische Wirtschaftspolitik, die 
den Menschen dient und die Umwelt bewahrt. Die 
Kluft zwischen Arm und Reich muss verringert 
werden. Öffentliche Dienstleistungen müssen für 
alle zugänglich und erschwinglich sein. Öffentliche 
Investitionen, eine zukunftsfähige Energieversor-
gung und ein leistungsfähiges soziales System 
müssen den ökologischen Umbau der Gesellschaft 
absichern. Wir sind überzeugt, dass die geforder-
ten Veränderungen für den Schutz der Umwelt ei-
nen Innovationsdruck erzeugen, der einen größe-
ren Markt für umweltverträgliche Waren, Technolo-
gien und Dienstleistungen schafft und so auch für 
Investitionen, neue zukunftsfähige Arbeitsplätze 
und Wertschöpfung sorgt. 
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Die überwiegende Mehrheit der Bürgerinnen und 
Bürger erwartet, dass die Politik der Europäischen 
Union ihre Arbeits- und Lebensbedingungen ver-
bessert. Beschäftigungssicherung und die Über-
windung sozialer und ökologischer Probleme ran-
giert in der derzeitigen wirtschaftspolitischen Aus-
richtung der Europäischen Union weit hinter der 
„Wettbewerbsfähigkeit“. Deshalb ist sie nicht ge-
eignet, die Lebensqualität der Menschen zu erhö-
hen geschweige denn einen positiven Beitrag zur 
Lösung globaler Probleme zu leisten. Im Gegenteil, 
die EU trägt zu einer weiteren Verschärfung der in-
ternationalen Konkurrenz mit allen negativen Fol-
gen für Mensch und Umwelt bei. Es ist das Pro-
fitstreben der Konzerne, Banken und Finanzfonds, 
welches die europäische Wirtschafts-, Sozial- und 
Umweltpolitik bestimmt. Dies muss beendet wer-
den. 
 
Ersatz – Seite 13, Zeilen 549 - 559: 
 
In der Politik der LINKEN ist der Kampf gegen die 
negativen sozialen Auswirkungen der neoliberalen 
Politik zentrales Thema. Es genügt nicht, soziale 
Gerechtigkeit zwischen den Völkern, den Bevölke-
rungsschichten und den Geschlechtern einzufor-
dern, die Forderung muss immer auch mit der Lö-
sung von Umweltproblemen verbunden sein. Die 
soziale Frage wird nur dann ausreichend geklärt, 
wenn umweltpolitische Belange damit verbunden 
sind. 
DIE LINKE fordert die Wiederherstellung, Bewah-
rung und Weiterentwicklung des europäischen So-
zialstaatsmodells. Sozialstaatlichkeit muss zum 
Vorsorgeprinzip erhoben werden, zu den Werten 
und Zielen der Union gehören und höchste Priorität 
bei der Umsetzung aller EU-Politiken haben. Wir 
fordern, dass sich die EU und ihre Mitgliedsstaaten 
auf gemeinsame soziale, ökologische und kulturelle 
Mindeststandards als bindende Ziele festlegen: für 
die Überwindung von Armut, insbesondere von 
Kinderarmut, von Arbeitslosigkeit, sozialer Aus-
grenzung, von gesundheitsgefährdenden Wohn- 
und Wohnumfeldbedingungen und struktureller Be-
nachteiligung – insbesondere von Frauen. DIE 
LINKE fordert einen europäischen Pakt gegen Ar-
mut, der die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Zahl 
derjenigen, die unterhalb der Armutsgrenze leben, 
um jährlich 3 Prozent zu reduzieren. Würde das 
Ziel unterschritten, treten Sanktionen in Kraft. Das 
wäre auch ein konkreter Beitrag für das für 2010 
angekündigte „Europäische Jahr des Kampfes ge-
gen Armut und Ausgrenzung“. 
 
Einfügung – Seite 13, Zeile 561, Streichung - 
Zeile 563 und Ergänzung – Zeile 564: 
Die EU und ihre Mitgliedstaaten sollen gemeinsa-
me ökologische Mindeststandards verbindlich fest-
legen: für gesunde Ernährung und für die Reduzie-
rung des Ausstoßes von klimaschädlichen Gasen, 
von Energieverbrauch aus konventionellen Ener-
gieträgern, von Flächenversiegelung, und Lärmbe-
lastung. 

Der Ausstoß an Klimagasen muss in der EU bis 
Mitte des Jahrhunderts um rund 90 Prozent gegen-
über 1990 vermindert werden und bis 2020 um 
mindestens 40 Prozent. Diese Minderungsziele sol-
len durch Maßnahmen in der EU erreicht werden. 
Der Zukauf von Emissionsrechten aus anderen Tei-
len der Welt sollte rigoros eingeschränkt werden, 
weil dabei Missbrauch in großem Stil stattfindet. 
Eine zentrale Aufgabe für die Zukunft wird sein, 
sich auf den bereits in Gang gesetzten Klimawan-
del einzustellen. Sämtliche Planungsmaßnahmen 
zu Raumordnung, Stadtentwicklung, Küstenschutz 
und Landschaftspflege sind unter Klimavorbehalt 
zu stellen. 
Die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Bedingungen in den 27 Mitgliedsstaaten gehen 
zum Teil weit auseinander. „Sozial- und Ökologie-
korridore" wären hilfreich, um eine Angleichung zu 
erreichen: Länder mit ähnlichen Sozialleistungs-
quoten (Verhältnis der Sozialausgaben zum Brutto-
inlandsprodukt) und Länder mit ähnlichen Ökoin-
vestitionsquoten (Verhältnis von Investitionen für 
ökologische Zwecke zum Bruttoinlandsprodukt) 
werden dabei jeweils in Gruppen zusammenge-
fasst. Verbindliche "Korridorgrenzen" und Durch-
setzungsmechanismen sollen verhindern, dass 
Länder die Anteile ihrer Sozialausgaben bzw. Um-
weltinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt absen-
ken anstatt sie zu steigern. 
 
Ergänzung – Seite 13, Zeile 577:  
Der EU-Emissionshandel als zentrales Klima-
schutzinstrument hat bislang versagt. Er hat zu 
Mitnahmegewinnen der Stromkonzerne in Milliar-
denhöhe geführt und nicht zum Klimaschutz beige-
tragen. Die Vergabe von Emissionsrechten darf 
nicht länger kostenlos erfolgen. Die Zertifikate 
müssen vollständig versteigert werden. Der Emis-
sionshandel muss zukünftig einen wirksamen Bei-
trag leisten, um den Neubau von Kohlekraftwerken 
zu verhindern. DIE LINKE setzt sich für eine ökolo-
gisch gewichtete Energie- und Ressourcensteuer 
ein, die ein stufenweise ansteigendes Steuerauf-
kommen erzielt. Dafür müssen alle Bürger und 
Bürgerinnen an anderer Stelle finanziell entlastet 
werden - sozial gerecht. 
 
Ergänzung – Seite 14, Zeile 585: 
DIE LINKE tritt dafür ein, dass die Erfordernisse 
des Umweltschutzes in allen EU-Politiken integriert 
und dabei nicht länger wirtschaftlichen Interessen 
einer Minderheit untergeordnet werden. Insbeson-
dere geht es uns darum, über den verstärkten Ein-
satz von Umweltschutztechnologien zur Erhöhung 
der Energie- und Ressourceneffizienz und zur Ver-
ringerung der Belastung von Boden, Wasser und 
Luft beizutragen. Dazu fordern wir die Etablierung 
von geschlossenen Stoffkreisläufen. Wir setzen 
uns ebenfalls für die ökologische Verantwortung 
der Hersteller für ihre Produkte über den ganzen 
Lebenszyklus ein, einschließlich einer ökologischen 
Entsorgungsstrategie. Das Erdölzeitalter geht un-
widerruflich zuende. Wir meinen, es muss sofort 
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begonnen werden, diesen zentralen Rohstoff für 
viele Bereiche der Industriegesellschaft als endlich 
einzukalkulieren. 
 
Ergänzung – Seite 14, Zeile 592: 
Auch erneuerbare Energien müssen Nachhaltig-
keitskriterien genügen. Statt allein auf 
Agrokraftstoffe zu setzen, muss eine grundlegende 
Neuausrichtung der Verkehrspolitik erfolgen. Priori-
tät muss die Verkehrsvermeidung sowie der Aus-
bau von öffentlichem Personenverkehr sein. Der 
rasant ansteigende Güterverkehr muss einge-
dämmt und zunehmend von der Strasse auf die 
Schiene verlegt werden. Dazu sind die Fördermittel 
für den Ausbau der internationalen Schienenver-
kehrsprojekte im Rahmen der Transeuropäischen 
Netze zu Lasten der Straßenprojekte deutlich zu 
erhöhen. Der durchschnittliche CO2-Ausstoß von 
Autos muss bis 2012 auf 120 Gramm pro Kilometer 
und bis zum Jahr 2020 auf 80 Gramm gesenkt 
werden. Im Flug-  und Schiffsverkehr setzen wir 
uns für eine europaweite Abgabe für fossile Kraft- 
und Treibstoffe ein. 
Der Zustand der Meere ist besorgniserregend: Ü-
berfischung, Zerstörung mariner Lebensräume und 
eine zunehmende Belastung aufgrund des Klima-
wandels. Die EU-Meeresstrategierichtlinie muss 
um klare zeitliche und ökologische Zielvorgaben für 
den Erhalt bzw. die Wiederherstellung einer intak-
ten Meeresumwelt ergänzt und mit anderen mee-
resrelevanten Gesetzen verknüpft werden. Konkre-
te Maßnahmenpläne der Mitgliedsstaaten müssen 
früher als vorgesehen vorgelegt werden. Großflä-
chige Meeresschutzgebiete sind einrichten, in de-
nen Müllentsorgung oder Ressourcenentnahme 
ausgeschlossen sind. Der Zustand der Binnenge-
wässer ist durch eine konsequente Umsetzung der 
EU-Wasserrahmenrichtlinie zu verbessern. 
DIE LINKE fordert die konsequente Umsetzung der 
EU-Vogelschutz- und Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie in den Mitgliedsstaaten. Nur wenn bis 
2010 ein umfassendes „Natura 2000“-Schutz-
gebietsnetz auf Land und im Meer geschaffen ist, 
kann das EU-Ziel, den Verlust der Artenvielfalt bis 
2010 zu stoppen, vielleicht noch annähern. Der Na-
tur- und Artenschutz ist darüber hinaus konsequent 
in die Agrar-, Verkehrs-, Forst- und Raumord-
nungspolitik der EU zu integrieren. 
 
Änderung/Ergänzung – Seite 14, Zeile 601: 
Zur Vermeidung von Schäden durch Chemikalien 
fordern wir die Umkehr der Beweislast bei allen 
Substanzen sowie die Einstellung der Produktion 
und Vermarktung von Substanzen, die Mensch  
oder Umwelt schädigen. EU-Importe von chemi-
schen Substanzen und Produkten sollen den glei-
chen Sicherheitsstandards unterliegen müssen wie 
die innerhalb der EU hergestellten. Die EU-
Chemikalienverordnung REACH bietet zu wenig 
Schutz vor gesundheitsgefährdenden chemikali-
schen Substanzen und muss grundlegend überar-
beitet werden. 
 

Ergänzung – Seite 14, Zeilen 606 und 609: 
Die LINKE steht für eine energiepolitische Wende. 
Dies erfordert Maßnahmen zur radikalen Einspa-
rung von Energie, zur Steigerung der Energieeffi-
zienz, zum schnellstmöglichen Atomausstieg und 
zum Übergang zu einer vorrangig dezentralen Er-
schließung und Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien.  
Als Etappenziel fordert die LINKE für 2020: Im 
Strombereich soll der erneuerbare Anteil 40 Pro-
zent betragen, im Wärme- und Kältesektor 25 und 
im Kraftstoffbereich 20 Prozent. Der EURATOM-
Vertrag muss beendet und die beträchtlichen För-
dermittel für Atomforschung müssen zur Förderung 
erneuerbarer Energien umgewidmet werden. Da-
von sind jene Mittel auszunehmen, die für die De-
montage von AKWs und die sichere Lagerung des 
angefallenen Atommülls benötigt werden. Der Be-
trieb atomarer Wiederaufarbeitungsanlagen und die 
damit verbundenen Atommülltransporte sind zu 
stoppen. Die LINKE fordert eine europäische Ener-
gie-Regulierungsbehörde, um gegen die Macht-
konzentration vorzugehen und um dezentrale Er-
zeugungs- und Netztransportstrukturen zu schüt-
zen. DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass die Netz-
Infrastruktur (Strom, Gas, Wasser, Bahn) in öffent-
lichem Eigentum bleiben bzw. in öffentliches Eigen-
tum überführt und demokratisch kontrolliert werden. 
Für eine verantwortungsvolle Agrarpolitik 
Die LINKE unterstützt eine Landwirtschaftsentwick-
lung, die sozial und ökologisch nachhaltig produ-
ziert. Uns geht es dabei um die Nutzung und Be-
wahrung der Natur als Nahrungs-, Rohstoff- und 
Energiequelle und die Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen (Wasser, Boden, Luft und Ar-
tenvielfalt). Wir setzen uns ein für die Pflege und 
Erhaltung der vielfältigen Kulturlandschaften, die 
Gewährleistung von Wertschöpfung und Beschäfti-
gung in den Dörfern, sowie einer artgerechten 
Zucht und Haltung von Nutztieren. Wir fordern faire 
Preise für Lebensmittelerzeuger. Die Marktmacht 
der Nahrungsmittelkonzerne und Handelsketten 
muss begrenzt werden. 
 
Ergänzung – Seite 14, Zeile 625: 
Wir wollen bis 2025 in der EU einen Anteil des öko-
logischen Landbaus von mindestens 40 Prozent er-
reichen, jedoch auch befördern, dass eine ökolo-
gisch ausgerichtete Land- und Forstwirtschaft dar-
über hinaus für alle Betriebe vorangebracht wird. 
Der Einsatz von Mineraldüngern und Pflanzen-
schutzmitteln muss reduziert, Schlachttiertranspor-
te quer durch Europa sollten unterbunden werden. 
Wir unterstützen eine tierfreundliche Politik, die u. 
a. eine artgerechte und weniger intensive Tierhal-
tung zum Ziel hat. Tierversuche sind auf ein un-
vermeidliches Maß zu beschränken. 
Strukturelle Produktionsüberschüsse, die das Er-
gebnis einer verfehlten Förderpolitik sind, müssen 
beschleunigt abgebaut und künftig vermieden wer-
den. EU-Agrarsubventionen sind zukünftig an Exis-
tenz sichernde Arbeitsplätze, Ressourcen scho-
nende Agrartechnik und Landschaft gestaltende 
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Strukturen zu koppeln. Die Subventionen dürfen 
keine negativen Auswirkungen auf die Agrarpro-
duktion außerhalb der EU haben. Exportsubventio-
nen sind daher abzuschaffen. Die Agrarförderpolitik 
muss die Gleichberechtigung aller Betriebsformen 
garantieren und jede Benachteiligung von Genos-
senschaften und anderen Gemeinschaftsunter-
nehmen, die sozialer und effektiver sind, aufheben. 
Beim Zugang zum EU-Binnenmarkt ist zwischen 
großen Agrarexportländern und Entwicklungslän-
dern zu unterschieden, wobei letztere keineswegs 
homogen sind. Agrarhandel muss darauf abzielen, 
Probleme zu mildern und beseitigen. Dies heißt, 
dass die Interessen der Schwächeren und die Er-
fordernisse sozialer und ökologischer Nachhaltig-
keit Priorität haben müssen. Wir lehnen die zu-
nehmende Fokussierung der Landwirtschaft auf 
Biospritprodukte ab. Ihr Anbau verdrängt zuneh-
mend die Nahrungsmittelproduktion und trägt zur 
Verschärfung der globalen Nahrungsmittelkrise bei. 
Die von genmodifizierten Pflanzen ausgehenden 
Gefahren für Landwirtschaft, Ernährung und Um-
welt sind erheblich. Ihre Verbreitung vertieft die 
Abhängigkeiten von internationalen Saatgut- und 
Pharmakonzernen. Deshalb lehnen wir ihren An-
bau ab und setzen uns für strikte Einfuhrkontrollen 
und strenge Kennzeichnung gentechnisch verän-
derter Produkte ein. Verbraucher und Verbrauche-
rinnen, Produzenten und Produzentinnen, die Gen-
technologien ablehnen, sollen nicht genötigt wer-
den, an diesen partizipieren zu müssen. DIE LINKE 
lehnt das Klonen und die Patentierung von Lebe-
wesen ab. 
Wir treten für eine ganzheitliche und regional diffe-
renzierte ländliche Entwicklungspolitik ein. Sie setzt 
die Beteiligung der ländlichen Bevölkerung voraus. 
Vorrangiges Prinzip muss sein, die lokalen und re-
gionalen Entwicklungspotenziale stärker zu fördern 
und zu nutzen. Dafür müssen die Mittel des EU-
Budgets anders eingesetzt werden und stärker auf 
die Förderung ländlicher Räume orientieren. Ein-
heitliche Rahmenbedingungen sollen die lokalen 
und regionalen Spielräume wesentlich erweitern, 
vor allem in den neuen EU-Mitgliedsländern. 
 
Für eine solidarische Klimapolitik  
Die EU muss ihre Anstrengungen verstärken, damit 
neue globale Vereinbarungen zum Klimaschutz ge-
troffen werden. Das gilt insbesondere für die Zeit 
nach dem Ablauf des Kyoto-Abkommens. Nur so 
können ökologische Probleme gemildert und gelöst 
werden. DIE LINKE fordert, dass die EU angemes-
sene Finanzmittel für den Klimaschutz und für Kli-
maanpassungsmaßnahmen auch in den Entwick-
lungsländern bereitstellt.  
 
Streichungen/Ergänzungen – Seite 15, Zeile 
663: 
Die großen verbliebenen Naturräume des Plane-
ten, wie z.B. die Antarktis, die Arktis, die Weltmee-
re und die Regenwälder ebenso wie die borealen 
Wälder müssen vor weiterer Ausplünderung und 
weiterer Klimaerwärmung wirksam geschützt wer-

den. Die Einfuhr und der Handel von illegal ge-
schlagenem Tropenholz in die Europäische Union 
ist zu verbieten. Angesichts des Klimawandels und 
zunehmender Umweltzerstörung muss mehr zur 
Erhaltung der Regenwälder getan werden. Die EU 
sollte darauf hinwirken, dass die industrielle Holz-
gewinnung als vorrangige Aufgabe der Regenwald-
Bewirtschaftung betrieben wird und gemeinsam mit 
den Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass innerhalb 
ihrer Grenzen nur legal und nachhaltig produziertes 
Holz importiert wird. Die Europäische Union muss 
bei Wasserkraft-, Erdöl-, Erdgas- und Bergbaupro-
jekten, an deren Finanzierung sie beteiligt ist, auf 
strenge soziale und ökologische Standards beste-
hen.  
Die EU soll Konzepte entwickeln, um in Entwick-
lungsländern den Einstieg in eine sozial und ökolo-
gisch nachhaltige Energiewirtschaft zu ermögli-
chen. So wären zum Beispiel dezentralisierte E-
nergieversorgungssysteme auf der Basis erneuer-
barer Energie – wie kleine Wasserkraftwerke, 
Windkraft, Sonnenenergie, Geothermie und Bio-
masse - angemessene Lösungen für ländliche Ge-
biete und entsprächen den Bedürfnissen der dort 
lebenden Menschen und der Existenz kleiner Be-
triebe. Sowohl auf globaler als auch nationaler und 
lokaler Ebene ist es notwendig biologische Vielfalt 
und genetischen Ressourcen rechtlich zu schützen. 
 
 
 
 

UMWELTNACHRICHTEN 
 
 
IRENA kann in Bonn starten 
 
 
Eurosolar e. V., 
Pressemitteilung vom 25.10.2008, Madrid/Bonn 
 
 
Vorbereitungskonferenz zur Gründung der Interna-
tionalen Agentur für Erneuerbare Energien in Mad-
rid erfolgreich abgeschlossen. 
Bei der abschließenden Vorbereitungskonferenz 
zur Gründung der Internationalen Agentur für Er-
neuerbare Energien (IRENA) haben sich die betei-
ligten 51 Staaten am 23. und 24. Oktober über die 
Statuten dieser neuen weltweiten Organisation ver-
ständigt. „Damit ist der Weg frei für die Gründungs-
konferenz der IRENA am 26. Januar 2009 in 
Bonn“, erklärte der Bundestagsabgeordnete Her-
mann Scheer, der als Präsident von EUROSOLAR 
und Vorsitzender des Weltrates für Erneuerbare 
Energien (WCRE) die IRENA-Initiative seit Beginn 
der 90er Jahre entwickelt und vorangetrieben hat. 
Die Bundesregierung werde die verhandelten Do-
kumente an alle Mitgliedstaaten der UN schicken 
und alle interessierten Staaten zur Teilnahme an 
der Gründungskonferenz von IRENA nach Bonn 
einladen, teilte Scheer mit. „Gespräche mit Regie-
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rungen weltweit und drei internationale Konferen-
zen in diesem Jahr haben die Notwendigkeit von 
IRENA erwiesen. Ich bin zuversichtlich, dass etwa 
50 Länder Gründungsmitglieder der Agentur wer-
den wollen", sagte Scheer, „IRENA wird die trei-
bende Kraft bei der zügigen Umstellung auf eine 
weit verbreitete und nachhaltige Nutzung erneuer-
barer Energien sein." Die internationale Agentur 
wird Regierungen von Industrie- und Entwicklungs-
ländern praxisnah beraten, Unterstützung bei der 
Anpassung der ordnungspolitischen Rahmenbe-
dingungen leisten und dazu beitragen, Kompeten-
zen auf dem Gebiet der erneuerbaren Energien 
aufzubauen. 
Scheer weiter: „IRENA wird nach ihrer Gründung 
im Januar 2009 bereits Mitte des nächsten Jahres 
ihre Arbeit aufnehmen. Ihre Gründung ist überfällig. 
Inzwischen ist weltweit erkannt worden, dass die 
globale Energieversorgung schnell auf erneuerbare 
Energien umgestellt werden muss. Aber nur weni-
ge Länder sind bisher politisch und wirtschaftlich 
darauf vorbereitet. Dies müssen sie jetzt schnell 
nachholen. Seit Jahren besteht weltweit das Miss-
verhältnis, dass es für die Atomenergie und die 
fossilen Energien internationale Agenturen gibt, 
aber nicht für erneuerbare Energien. Diese Lücke 
wird IRENA schließen." 
 
Quelle:ww.eurosolar.de/de/index.php?option=com_ 
content&task=view&id=938&Iternid=213 
 
 
 
Zwei Jahre „Atomausstieg selber ma-
chen". Kundenzahlen der Ökostroman-
bieter verdoppelt 
 
 
Bündnis „Atomausstieg selber machen“,  
Pressemitteilung vom 01.10.2008, Berlin 
 
 
Seit genau zwei Jahren heißt es für Stromkunden 
„Atomausstieg selber machen". Als Träger der 
gleichnamigen Kampagne rufen seit Oktober 2006 
Umwelt- und Verbraucherschutzverbände dazu auf, 
über ihre Stromrechnungen nicht länger die Atom-
industrie zu finanzieren. Der Koordinator der Kam-
pagne, Florian Noto, rät Kunden der Atomkonzerne 
EnBW, E.ON, RWE und Vattenfall, „ganz einfach 
zu kündigen, wenn man mit der Konzernpolitik nicht 
zufrieden ist". 
„Es kostet Sie nur fünf Minuten", heißt es auf der 
Internetseite www.atomausstieg-selber-machen.de. 
Eine wirkliche Alternative seien aber nur Öko-
stromanbieter, die ihren Strom selbst erzeugen  
oder aus von Atomkonzernen unabhängigen Quel-
len beziehen, so Noto: "Von den Stromrechnungen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher soll ein 
immer geringerer Anteil in die Kassen der Atom-
konzerne und Netzbetreiber fließen." 
Atomausstieg selber machen empfiehlt den Wech-

sel zu den Elektrizitätswerken Schönau, Green-
peace Energy, LichtBlick oder Naturstrom. Seit 
dem Start der Kampagne vor zwei Jahren haben 
diese vier Unternehmen ihre Kundenzahl von rund 
300 000 auf insgesamt über 600 000 verdoppelt. 
„Ausgangspunkt der Kampagne Atomausstieg sel-
ber machen vor zwei Jahren war die Absicht der 
Atomkonzerne, den von ihnen selbst unterzeichne-
ten Atomausstieg faktisch aufzukündigen", erläutert 
Gerd Rosenkranz, Leiter Politik und Presse der 
Deutschen Umwelthilfe (DUH). Diese Strategie ver-
folgten die marktbeherrschenden Konzerne nach 
wie vor. Sollten die Atomkonzerne ihr Ziel erreichen 
und ihre Atomkraftwerke länger betreiben können, 
werde die Dynamik der Energiewende schlagartig 
zu Ende sein, warnte Rosenkranz: "Es kommt dar-
auf an, für die Konzerne den Preis für ihren Wort-
bruch so hoch wie möglich zu treiben. Jeder Wech-
sel zu einem Ökostromanbieter trägt dazu bei." 
Atomausstieg selber machen wird von 21 Umwelt- 
und Verbraucherverbänden getragen: ausgestrahlt, 
Bund der Energieverbraucher, BBU, BI Lüchow-
Dannenberg, BUND, Campact, DNR, DUH, Forum 
Umwelt und Entwicklung, genanet, Greenpeace, 
GRÜNE LIGA, IPPNW, Jugendbündnis Zukunfts-
energie, KLAR, Mütter gegen Atomkraft, Natur-
Freunde, NABU, Robin Wood, urgewald und WWF. 
 
Quelle: http://www.atomausstieg-selber-machen.de 
/presse/artikel/358/5aca81469a.html 
Info: Florian Noto, Deutscher Naturschutzring, Tel. 
030 678177584,  
kontakt@atomausstieg-selber-machen.de 
 
 
 
Ausbau von Havel, Spree und Sacrow-
Paretzer-Kanal ist überflüssig 
 
 
Deutsche Umwelthilfe e. V., 
Pressemitteilung vom 29.09.2008, Berlin 
 
 
Studie der TU Hamburg-Harburg zum Wasserstra-
ßenausbau Mittellandkanal. Die Studie „Ausbau der 
Wasserstraßenverbindung Mittellandkanal-Berlin“ 
der TU Hamburg-Harburg kommt zu dem Ergebnis, 
dass es für das Verkehrsprojekt Deutsche Einheit 
(VDE 17) derzeit keinen Bedarf gibt. Es fehlen so-
wohl die Gütermengen, die dieses große Projekt 
notwendig machen, als auch Einsatzkonzeptionen 
für Großmotorgüterschiffe und Großschubverbän-
de, die einen Ausbau von Havel, Spree und Sac-
row-Paretzer-Kanal rechtfertigen. 
Die Studie, die im Auftrag von Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND), Berliner Lan-
desarbeitsgemeinschaft Natur (BLN) und Deutsche 
Umwelthilfe (DUH) erstellt wurde, kommt zu fol-
genden Ergebnissen: Da das gesamte Güterver-
kehrsaufkommen im Zeitraum von 1997 bis 2006 in 
Berlin um 41 Prozent und in Brandenburg um 
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10 Prozent gesunken ist und der Rückgang bei den 
Transporten mit Binnenschiffen noch höher liegt 
(53 Prozent für Berlin und 31 Prozent in Branden-
burg), lässt sich keine Notwendigkeit für den ver-
stärkten Infrastrukturausbau begründen. 
Der Ausbau für Großschubverbände und Großmo-
torgüterschiffe im Begegnungsverkehr ist unnötig, 
da für diese Schiffstypen kein tragfähiges Einsatz-
konzept vorliegt und die Wirtschaftlichkeit auf die-
sen Wasserstraßen mangels genügender Güter-
mengen sehr fraglich ist. 
Der zweilagige Containertransport ist gegenüber 
Bahn und LKW schon jetzt konkurrenzfähig, um 
Einschränkungen abzubauen, müssten lediglich die 
Brücken angehoben werden. 
Der Begegnungsverkehr kann schon heute mit re-
duzierter Geschwindigkeit zugelassen werden, da-
her ist bei dem geringen Verkehrsaufkommen eine 
Verbreiterung und Vertiefung abzulehnen. 
Die Wirtschaftlichkeit des Bauvorhabens konnte 
das Bundesverkehrsministerium bisher nicht nach-
weisen; auch sind keine aktuellen Prognosen in 
dem Planfeststellungsbeschluss zum Ausbau des 
Sacrow-Paretzer-Kanal berücksichtigt worden. Au-
ßerdem wurden keine Alternativen geprüft. 
Der BUND, die BLN und DUH haben mit ihrer Stu-
die eine umfassende und aktuelle Analyse vorge-
legt, die nachweist, dass der Bedarf für den geplan-
ten Ausbau nicht gegeben ist. Darüber hinaus wer-
den Alternativen aufgezeigt. 
„Aus unserer Sicht wird die Luft für das Ausbaupro-
jekt VDE 17 immer dünner. Die Projektplanung ist 
eindeutig überdimensioniert und für das Ministeri-
um wird es zunehmend schwieriger, den Ausbau 
zu rechtfertigen, der immerhin noch 1,2 Milliarden 
Euro verschlingen wird.  
Baumfällungen, der drohende Verlust von ge-
schützten Pflanzen, Tieren und Feuchtgebieten ru-
fen immer größeren Widerstand in der Bevölkerung 
hervor, dem sich auch zunehmend mehr Politiker 
anschließen. Die ersten zwei Klagen sind einge-
reicht, und mit der Studie sehen wir gute Chancen, 
sie auch zu gewinnen“, so Tilmann Heuser, Lan-
desgeschäftsführer des BUND. 
 
Quelle: www.duh.de/pressemitteilung.html?&no_ca 
che=1&tx_ttnews[tt_news]=1548&cHasg=4e80a 
Info: Carmen Schultze Pressestelle BUND Berlin, 
Tel. 030 787900-12, 0179 5935912; Winfried Lü-
cking, Leiter des BUND-Flussbüro, 
Tel. 030 787900-16, 01577 2898843; Albert Wotke, 
Deutsche Umwelthilfe, Tel. 030 2400867-11, 
0160 5321050 
 
 
 
Ökologische Plattform NRW für Schlie-
ßung der Delfinarien 
 
 
Ökologische Plattform Nordrhein-Westfalen, 
Pressemitteilung vom 01.12.2008  

Die Ökologische Plattform NRW bei der LINKEN 
setzt sich für die Schließung der beiden Delfinarien 
in NRW, Duisburg und Münster, ein. „Delfine gehö-
ren ins Meer und nicht in größere Badewannen“, 
macht Ralf Henrichs vom Vorstand der Ökologi-
schen Plattform NRW den Standpunkt deutlich. 
Neben Fischerei, Unterwasserlärm, 
Lebensraumzerstörung und Umweltverschmutzung 
machen den Delfinen auch die Wildfänge für 
Delfinarien zu schaffen. Inzwischen sind viele 
Delfinpopulationen vom Aussterben bedroht. Der 
Direktor des Nürnberger Zoos, Dag Encke, wies 
kürzlich darauf hin, dass jeder zweite Delfin in dem 
Europäischen Erhaltungszuchtprogramm (EEP) ein 
Wildfang ist. Und das, obwohl Nachzüchtungen 
unter nicht artgerechten Haltungsbedingungen in 
Delfinarien nur selten erfolgreich sind. 
In Gruppen von bis zu hundert Tieren schwimmen 
Delfine täglich bis zu 150 Kilometer und tauchen 
bis zu 300 Meter tief. Weder entspricht es dem So-
zialverhalten noch dem natürlichen Bewegungs-
bedürfnis großer Tümmler, sie in kleinen Becken 
wie in Münster zu halten. Als besonders tierquäle-
risch kann hierbei die Einzelhaltung des Sotalia 
Paco angesehen werden. 
Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbrau-
cherschutz in Nordrhein-Westfalen hat nun auf Ini-
tiative des internationalen Wal- und Delfinschutz-
Forums (WDSF) dem Delfinarium in Münster stren-
gere Auflagen zur Delfinhaltung erteilt. Das Lan-
desamt stellte fest, dass die Haltungsbedingungen 
nicht den gesetzlichen Anforderungen entsprechen. 
Grundlage für die Beurteilung der Delfinhaltung ist 
das Säugetiergutachten von 1996. Darin sind die 
Mindestanforderungen an die Haltung von Wildtie-
ren in Zoos beschrieben. „Dieses Gutachten“, so 
die tierschutzpolitische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE., Eva Bulling-Schröter, „ist veraltet und hat 
mit Tierschutz, geschweige denn Wildtierschutz, 
nach heutiger Auffassung nichts zu tun.“ Nach Ein-
schätzung zahlreicher ExpertInnen enthält dieses 
Gutachten jedoch nur unzureichende Mini-
malanforderungen an die Tierhaltung und vernach-
lässigt neueste wissenschaftliche Erkenntnisse. 
Das sieht auch die Ökologische Plattform NRW so. 
Die Bewertung der Haltungsbedingungen im Zoo 
Münster auf Grundlage des Säugetiergutachtens, 
macht die Diskrepanz zwischen tatsächlichem und 
politischem Tierschutz deutlich. 
Die Ökologische Plattform NRW unterstützt die Po-
sition der mehr als 200 anderen  Tierschutz-
organisationen, sich für die Schließung der deut-
schen Delfinarien einzusetzen. Importe von Delfi-
nen aus Wildfängen nach Deutschland müssen 
verboten werden. Eine EU weite Regelung sowohl 
für ein vollkommenes Wildfangverbot als auch für 
ein Verbot jeglicher Haltung von Delfinen muss an-
gestrebt werden. Die Ökologische Plattform NRW 
fordert noch vor der nächsten Bundstagswahl die 
Erstellung und Verabschiedung eines neuen Säu-
getiergutachtens. 
 
Quelle: http://www.oepf-nrw.de/ 



tarantel Nr. 43          IV/2008 32 

Deutscher Tierschutzbund fordert ein 
Ende von Tierpatenten 
 
 
Deutscher Tierschutzbund e. V., 
Pressemeldung vom 22.10.2008, Bonn 
 
 
Bonn. Der Deutsche Tierschutzbund wendet sich 
gegen die Vergabe von Tierpatenten. „Tierpatente 
schaffen erhebliche Anreize, Tiere mit Hilfe der 
Gentechnik quälerisch zu züchten. Das ist ethisch 
nicht zu rechtfertigen", so Brigitte Rusche, Vizeprä-
sidentin des Deutschen Tierschutzbundes und Lei-
terin der Akademie für Tierschutz in München-
Neubiberg. Seit Jahren werden Patente auf 
gentechnisch veränderte Tiere vergeben. 
Inzwischen patentiert das Europäische Patentamt 
(EPA) auch Verfahren, bei denen die Gentechnik 
zum Einsatz kommt, um das Erbgut zu analysieren. 
Ziel dabei ist es, Tiere aufzuspüren, die für die 
konventionelle Weiterzucht geeignet sind. Zuletzt 
hat das EPA ein Patent im Bereich der 
Schweinezucht veröffentlicht, bei dem der 
aufgespürte Erbabschnitt dazu führen soll, dass die 
Zuchttiere und deren Nachkommen schneller 
wachsen und weniger Fett ansetzen (EP 1651777). 
„Hinter jedem Patent steckt das Leiden und Ster-
ben unzähliger Tiere. Kommerzielle Roulettespiele, 
die bei technischen Neuheiten noch angehen mö-
gen, können im Umgang mit unseren empfindsa-
men Mitgeschöpfen nicht akzeptiert werden. Wir 
werden unseren Kampf gegen Tierpatente nicht 
aufgeben", so Rusche. 
 Der direkte Eingriff in das Erbgut von Tieren ist 
umstritten. Er führt zu Missbildungen und hohen 
Todesraten bei den Tieren. Auch wenn die Gen-
technik zu Analysezwecken eingesetzt wird, hat 
dies Folgen: Hochleistungsmerkmale werden ge-
zielt ausgewählt, die Tiere einseitig überzüchtet, 
körperlich überfordert und krank. Zuchtverbände 
fürchten, dass durch Patente im konventionellen 
Bereich eine unabhängige Tierzucht gänzlich un-
möglich wird. Die landwirtschaftliche Tierzucht wird 
schon heute von wenigen Monopolisten dominiert, 
so der Deutsche Tierschutzbund. 
Die Patentregeln sehen vor, dass „im Wesentlichen 
biologische Verfahren zur Züchtung von Tieren" 
nicht patentierbar sind (Artikel 53 des Europäi-
schen Patentübereinkommens). Da auch Tiere, de-
ren Erbzellen im Reagenzglas direkt verändert 
wurden, auf natürlichem Weg ausgetragen und 
weitergezüchtet werden, müsste die Verbotsklausel 
bereits dort greifen. „Es kann nicht angehen, dass 
konventionell gezüchtete Tiere auch noch paten-
tiert werden können. Die bisherige Patentpraxis bei 
genveränderten Tieren muss eiligst korrigiert wer-
den. Tiere sind keine Erfindung des Menschen und 
deshalb auch nicht patentfähig", erklärt Rusche. 
 
Quelle: http://www.tierschutzbund.de/03301.html 
 

Treffen der LAG Ökologische Plattform 
Niedersachsen in Hannover – Für eine 
sozial-ökologische Landes- und Bun-
despolitik! 
 
 
Karsten Plotzki 
 
 
Am 13.09.08 tagte die LAG Ökologische Plattform 
bei der Partei DIE LINKE. Niedersachsen im Frei-
zeitheim Vahrenwald zum Thema: „Der totale 
Bahn-Ausverkauf – wie könnte stattdessen umwelt-
freundliche Mobilität möglich sein?“. Karsten Plotz-
ki, Sprecher der LAG, führte mit  der Vorführung 
und kurzen Zusammenfassung des Films: „Bahn 
unter dem Hammer“ in das Thema ein. 
Die niedersächsische Bundestagsabgeordnete Do-
rothée Menzner berichtete in Ihrem Eingangsrefe-
rat von der Vorgeschichte zur geplanten Privatisie-
rung der Bahn  und dem aktuellen Stand der Dinge. 
Sie ist verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE. Die sich anschließende Diskussion ver-
tiefte die Kenntnisse, weil ein „Bahninsider“ anwe-
send war. Insbesondere wurde den interessierten 
Zuhörern verdeutlicht, das die DB die Instandhal-
tung der Eisenbahnanlagen für den Börsengang 
immer weiter zurückgefahren hat. Aus der Sicht 
vieler Experten gefährdet diese Vernachlässigung 
auch die Sicherheit der Passagiere. Wie sich ge-
zeigt hat ist der ICE wegen der erforderlichen Un-
tersuchungen an den Radreifen und Achsen mehr 
und mehr in den Werkstätten als auf der Strecke. 
Doch der DB-Konzern wiegelt ab und will nicht das 
Material ersetzen und fährt weiter auf Verschleiß. 
Dorothée Menzner meint abschließend: „Die Deut-
sche Bahn ist ein Teil der Daseinsvorsorge und 
gehört nicht in private Hände. Es gilt andere Prob-
leme bei der Bahn dennoch zu lösen. Als Folge der 
Renditenorientierung wurden Investitionen in das 
Schienennetz vernachlässigt. Die notwendige Um-
orientierung erfordert einen völlig neuen Ansatz in 
der Bahnpolitik. Es müssen mehr Verkehr auf die 
Schienen verlagert und nicht immer mehr Fernzüge 
abgeschafft werden. DIE LINKE fordert, die Pläne 
zum Bahnbörsengang nicht nur zu verschieben, 
sondern völlig aufzugeben.“ Das zeigt auch eine 
aktuelle Umfrage in der Bevölkerung: 78% der Bür-
ger wollen eine Bahn in öffentlicher Hand! (Neue 
Emnid-Umfrage 14.10.2008) 
In ihrem Heft „ Halbzeit“ vermittelt Dorothée Menz-
ner einen Einblick in ihre parlamentarische Tätig-
keit im Bundestag. Ein neues Heft ist in Planung 
und wird im Herbst 2009 erscheinen. Mehr Infos 
finden sich natürlich auch im Internet unter: 
www.dorothee-menzner.de. 
Nach der Mittagspause wurde über die aktuellen 
Probleme im „Endlager“ Asse gesprochen. Hier be-
richtete Rolf Köhne (ehemaliges MdB) von den 
momentanen Zuständen. In der Diskussion zeigte 
sich, dass nicht genügend Informationen vorhan-
den sind. Darum wurde beschlossen, das Thema 
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auf der nächsten Sitzung zu vertiefen. Kurt Herzog 
(MdL) soll als Referent gewonnen werden. 
Auch konnten wir an diesem Tag einige neue Mit-
streiter für die Ökologische Plattform gewinnen, 
darunter auch der erst kürzlich aus der SPD über-
getretene Genosse Reiner Budnick aus Hannover-
List. Er zeigt großes Interesse, die Frage der Erd-
wärmenutzung und von alternativen Energien in ei-
nem der nächsten Treffen vorzustellen. Menschen 
aus allen Strömungen der Partei und Symphatisan-
tInnen kommen in unserer Plattform zusammen 
und streben eine sozial-ökologische Landes- und 
Bundespolitik an. Wir legen Wert auf eine enge Zu-
sammenarbeit mit den Umweltorganisatio-
nen/-verbänden und der LAG Umwelt-Energie-
Verkehr. Wir stellen auch Kontakte zu den zustän-
digen Ansprechpartnern zur Energie- und Umwelt-
politik auf Landes- und Bundesebene her. 
Die Ökologische Plattform unterstützte die Bun-
desweite Anti-Atom Demonstration in Gorleben am 
8.11.2008 und den Klimaaktionstag am 6.12.2008. 
 
Infos: Karsten Plotzki, Sprecher der LAG  Ökologi-
sche Plattform bei der Partei DIE LINKE. Nieder-
sachsen, Tel.: 0511 5331690, E-Mail: oekologi 
sche- plattform-die-linke-niedersachsen@gmx.de 
Links zum Thema Bahnprivatisierung: 
http://privatisierungstoppen.deinebahn.de/channel/
7.html 
http://www.bahnvonunten.de/ 
http://www.bahn-fuer-alle.de/  
http://www.bahn-unterm-hammer.de/ 
 
 
 
Deutschland in der „Müllfalle“: Bald bis 
zu einem Drittel mehr Verbrennungska-
pazitäten vorhanden als nötig 
 
 
BUND, Landesverband Nordrhein-Westfalen, 
Pressemitteilung vom 20.11.2008, Düssel-
dorf/Berlin 
 
 
Überkapazitäten heizen Müllimporte an. - Der Bund 
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) 
hat Bund und Länder zu einem Kurswechsel in der 
Abfallpolitik aufgefordert. Die Vermeidung und 
stoffliche Verwertung von Abfällen müssen stärker 
ins Blickfeld gerückt, die ressourcen- und energie-
vergeudende Abfallverbrennung hingegen zurück-
gedrängt werden. Der Bau neuer Müllverbren-
nungsanlagen werde dazu führen, dass Anfang 
nächsten Jahres die Kapazitäten in Deutschland 
den Bedarf bei Weitem übersteigen. Bis 2015 
könnten nach Voraussagen des Wirtschaftsfor-
schungsinstituts Prognos Überkapazitäten von bis 
zu 30 Prozent entstehen. Die mengenmäßig größte 
Steigerungsrate hätte demnach Nordrhein-
Westfalen mit rund einer halben Million Tonnen zu-
sätzlicher Verbrennungskapazität. Der BUND warn-

te vor einer „Müllfalle", da durch die Überkapazitä-
ten ein Zwang zum Import von Abfällen jeder Art 
entstünde. Die Folge wäre ein wachsender „Müll-
tourismus" über die Landes- und Bundesgrenzen 
hinweg. 
Hubert Weiger, der Bundesvorsitzende des BUND, 
hat vor der Presse in Düsseldorf einen Genehmi-
gungsstopp für neue Abfallverbrennungsanlagen 
gefordert. „Am sogenannten Mülltourismus verdie-
nen sich einige Unternehmen eine goldene Nase. 
Verbraucher müssen jedoch weiterhin die hohen 
Müllgebühren zahlen. Dem muss der Gesetzgeber 
einen Riegel vorschieben. Statt Überkapazitäten zu 
schaffen und künftig weiter Millionen Tonnen Müll 
kreuz und quer durch Europa zu karren, muss im 
Rahmen von Planfeststellungsverfahren zunächst 
der Bedarf einer jeden neuen Verbrennungsanlage 
nachgewiesen werden. Müllimporte müssen durch 
eine restriktive Genehmigungspraxis massiv einge-
schränkt werden." 
In Nordrhein-Westfalen beispielsweise würden be-
reits rund ein Zehntel der im Land vorhandenen 
Müllverbrennungskapazitäten in Höhe von insge-
samt sechs Millionen Tonnen mit Importmüll be-
schickt. Dirk Jansen, Geschäftsführer des BUND in 
Nordrhein-Westfalen: „Nordrhein-Westfalen ist 
Deutschlands Champion in Sachen Müllverbren-
nung. Aber selbst vermeintlich harmloser Hausmüll 
löst sich nicht einfach in Luft auf. Über die festen 
Verbrennungsrückstände gelangen immer noch 
große Mengen giftige Dioxine, Furane und 
Schwermetalle in die Umwelt. Hinzu kommen über 
die Schornsteine freigesetzte und die Gesundheit 
der Anwohner gefährdende Schadstoffe." 
Der BUND-Abfallexperte Hartmut Hoffmann wies 
darauf hin, dass die stoffliche Verwertung von Ab-
fällen eine bessere Energiebilanz habe als das 
Verbrennen zur Energieerzeugung. „In Zeiten von 
Rohstoffknappheit muss mit Ressourcen sorgsam 
umgegangen werden. Wenn Müll verbrannt wird, 
kann daraus zwar etwas Energie gewonnen wer-
den. Die meiste Energie, die bei der Herstellung 
der Rohstoffe eingesetzt wurde, geht jedoch verlo-
ren. Das ist eine unverantwortliche Verschwen-
dung." Mehr Recycling entlaste außerdem das Kli-
ma. Berechnungen des Fraunhofer-Instituts hätten 
ergeben, dass durch die Wiederverwendung des 
Kunststoffes PET (Polyethylenterephthalat, wird 
z. B. in PET-Flaschen eingesetzt) im Vergleich zur 
Neuproduktion etwa 85 Prozent der Treibhausgase 
eingespart werden können. Bei Polyethylenfolie 
liege das Einsparpotenzial bei rund 70 Prozent, bei 
Kupfer über 60 Prozent. Bei Papier und Pappe 
können durch Recycling 56 Prozent der Treibhaus-
gase eingespart werden. 
 
Quelle: 
www.bund-nrw.de/presse/pressemitteilungendetail/ 
artikel/deutschland-in-der-muellfalle-bald-bis-zu-ei 
nem-drittel-mehr-verbrennungskapazitaeten-vorhan 
d/?tx_ttnews[backPid}=3371&cHash=731b76a49e 
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Obama stellt Umwelt-Team zusammen 
 
 
Wir-Klimaretter.de, 16.12.2008 
 
 
Der designierte US-Präsident Barack Obama hat 
sein Umweltteam zusammengestellt: Offiziell nomi-
niert ist nun der Physik-Nobelpreisträger Steven 
Chu als neuer Energieminister. Chu leitet derzeit 
das Lawrence Berkeley National Laboratory in Kali-
fornien und setzte sich in den vergangenen Jahren 
dafür ein, verschiedene wissenschaftgliche Diszip-
linen beim Klimaschutz zusammenzubringen. 
Carol Browner, eine enge Vertraute des früheren 
Vizepräsidenten Al Gore, wird zur Leiterin seines 
Beraterstabs für Energie und Klima im Weißen 
Haus, einem neu geschaffenen Posten. Browner 
war unter Präsident Bill Clinton Leiterin der Um-
weltschutzbehörde (EPA). Neue Leiterin dieses 
Amtes soll Lisa Jackson werden. 
Bei der Vorstellung seines Umwelt-Teams forderte 
Obama eine globale Lösung für die Bekämpfung 
des Klimawandels. Er wolle eine neue „Hybrid-Wirt-
schaft“ schaffen und die USA aus der Ölabhängig-
keit herausführen. Seine Personalentscheidung 
bringe seine Entschlossenheit zum Ausdruck, ent-
schieden gegen die globale Erderwärmung vorzu-
gehen und alternative Energieformen zu entwi-
ckeln. 
Die Ernennung Chus zeige, dass seine Regierung 
wissenschaftliche Erkenntnisse zum Klimawandel 
ernst nehme. Investitionen in erneuerbare Energien 
würden zudem zur Entstehung neuer Unternehmen 
und ganzer Industrien führen und Arbeitsplätze 
schaffen. Wirtschaftsförderung und Umweltschutz 
seien kein Widerspruch, betonte Obama. 
Abrunden wird das mit Umweltfragen befasste 
Team der neue US-Innenminister, der mit der Ü-
berwachung von Öl- und Gasbohrungen und Nati-
onalparks betraut wird. Nach Medienberichten soll 
der demokratische Senator des Bundesstaats Co-
lorado Ken Salazar nominiert werden. 
 
Quelle: http://www.wir-klimaretter.de/index.php?opti 
on=com_content&task=vciew&id=21148&Iternid= 
335 
Wir-Klimaretter.de ist ein unabhängiges Online-
Magazin. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

BÜCHERECKE 
 
 
Konsequente Umgestaltung der Abfall-
wirtschaft zu einer energieeffizienten 
Ressourcen- und Wertstoffwirtschaft 
 
 
Manfred Wolf 
 
 
Der Autor Thomas Scherzberg hat der Broschüre 
zu diesem Thema im Rahmen der Reihe „Beiträge 
zur Umweltpolitik“ die folgende Sentenz von Albert 
Einstein vorangestellt: „Man kann Probleme nicht 
mit den Denkweisen lösen, mit denen sie 
entstanden sind.“ Nun hat Einstein dabei sicher 
nicht explizit an die Abfallwirtschaft gedacht. Aber 
wie es bei großen Denkern so ist, sind ihre 
Äußerungen oftmals universal anwendbar. So auch 
hier. 
In seinen sehr detaillierten und auf den gesell-
schaftlichen Grund der Problematik vorstoßenden 
Darlegungen vermittelt der Autor gerade auch 
diese Überzeugung, dass eine neue Denkweise 
aller Mitglieder und Teile einer Gesellschaft, ja eine 
neue Lebensweise, was die Umgestaltung ge-
sellschaftlicher Grundlagen einschließt, erforderlich 
ist, um die im Titel genannte Zielstellung zu 
erreichen. Zugegeben: Der Einwand wäre be-
rechtigt, dass eine neue Denkweise auch für die 
anderen Bereiche ökologischer Politik wie 
Klimaschutz, Reinhaltung von Boden und 
Gewässern u. a. unerlässlich ist. Thomas Scherz-
berg versteht es aber, sein Thema so exemplarisch 
darzulegen, dass er diesen Einwand dem Leser 
geradezu durchgehend selbst nahe bringt und ihn 
dadurch als Einspruch auflöst. Er begnügt sich also 
nicht mit einer nur formalen Darlegung der 
Instrumente, Ergebnisse, Aufgaben und Probleme 
der Abfallpolitik, sondern verweist auch auf die im 
Rahmen der bestehenden Marktwirtschaft nahezu 
unlösbaren Schwierigkeiten, Abfallwirtschaft in eine 
nachhaltige Wertstoffwirtschaft umzugestalten. 
Betriebswirtschaftliches Verhalten steht diesem Ziel 
auf Schritt und Tritt entgegen. Deshalb sei es eine 
Illusion, auf freiwillige Initiativen der Wirtschaft oder 
auch auf zielbewusstes Verhalten des Einzelnen zu 
setzen. Der aufgeklärte, nichtkorrumpierbare Staat 
muss umgehend die Rahmenbedingungen für die 
Entwicklung in die richtige Richtung schaffen. Sie 
müssen betriebswirtschaftlichem Denken die 
Grenzen weisen und allen ohne Ausnahme die 
erforderlichen Anreize geben.  
Am Ende der Lektüre wissen wir, dass wir es mit 
einer Aufgabe zu tun haben, die sich keineswegs 
nur mit der Verwertung und Verbringung dessen, 
was nicht mehr gebraucht wird, befasst, sondern 
die den gesamten Produktionskreislauf, angefan-
gen von der Forschung und Konstruktion über die 
Produktion und Logistik bis zum Gebrauch, die 
anschließende Wertstoffverwertung und schließ-
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liche Entsorgung der Abfälle umfasst. Dabei kommt 
den Aufgaben am Anfang dieses Prozesses 
besondere Bedeutung zu. Hier muss die richtige 
Produktstrategie für den gesamten Produktkreislauf 
entwickelt werden. Das Ziel kann anlässlich der 
Ressourcen- und ökologischen Lage unserer Erde 
nur darin bestehen, mit immer weniger Ressourcen 
und Energie die für die Gesellschaft notwendigen  
Produkte zu erzeugen. 
Jedem, der die Arbeit gelesen hat, muss sich am 
Ende die Feder sträuben, noch über „Abfall“-
Wirtschaft zu schreiben, wenn eigentlich die ganze 
Breite der Wertstoffwirtschaft gemeint ist. 
Die Broschüre bietet für alle, die mit der Materie 
enger befasst sind, als auch für interessierte Laien 
eine Fülle von Informationen und Zusammen-
hänge, eine gute und nützliche Übersicht zum 
Stand der Dinge in Deutschland und der 
dazugehörigen gesetzlichen Grundlagen sowie 
über grundsätzliche Zielstellungen ökologischer 
Wertstoffpolitik. Linken Umweltpolitikern kann sie 
außerdem noch deshalb hilfreich sein, da sie in 
einem Sonderabschnitt Schlussfolgerungen des 
Autors, eines gleichfalls gestandenen Umwelt-
politikers, für linke Politik enthält. Die Arbeit 
zeichnet sich durch übersichtliche, lockere Struk-
turierung aus und enthält zusätzlich zum Innehalten 
und Nachdenken eingestreute, besonders hervor-
gehobene Thesen (insgesamt 30). 
Die Broschüre ist wie alle in dieser Reihe bei der 
Ökologischen Plattform für eine Spende von 2 �  
abrufbar. 
 
 
 
Buchempfehlungen 
 
 
Zusammenstellung 
Marko Ferst, Christian Rehmer 
 
 
Elmar Altvater, Achim Brunnengräber (Hrsg.) 
Ablasshandel gegen Klimawandel? Marktba-
sierte Instrumente in der globalen Klimapolitik 
und ihre Alternativen. Reader des Wissen-
schaftlichen Beirats von attac 
 
Dem Klimawandel soll mit dem Emissionshandel 
und dem Mechanismus für saubere Entwicklung 
begegnet werden. Die Frage ist aber, ob marktba-
sierte Instrumente nicht eher finanziellen Spekula-
tionen einen neuen Markt öffnen und eine „kreative 
Kohlenstoffbuchführung" ermöglichen, als dass sie 
einen positiven Beitrag für den Klimaschutz leisten. 
Der Band enthält Beiträge von Bernd Brouns, Uwe 
Witt, Lutz Mez, Uta v. Winterfeld, Tilman Santarius 
u. a. 
VSA-Verlag Hamburg, 2008, 236 S, 15,80 �  
 
 
 

Kurt Kretschmann 
Ich will eine Eiche sein: Eine lyrische Lebens-
beschreibung 
 
Der Gedichtband erzählt von Kretschmanns Leben 
als Naturschützer und setzt sich auseinander mit 
den Fragen unserer Zeit. So findet man Gedichte 
zum Pazifismus, zur vegetarischen Lebensweise, 
er kritisiert die Agrogentechnik und beschreibt die 
Schönheiten der Natur, alles in gereimter Form.  
Einige Gedichte sind seiner Frau gewidmet. Micha-
el Succow verfasste das Vorwort für den Band. 
Findling, 2008, 140 Seiten, 12 �  
www.findling-verlag.de 
 
 
Christoph Then 
Dolly ist tot. Biotechnologie am Wendepunkt 
 
Wer erinnert sich noch an das Klonschaf Dolly? 
Das erste aus einer Euterzelle geklonte Tier wurde 
sechs Jahre alt. Es steht sinnbildlich für eine For-
schungssparte, die kritisch hinterfragt werden 
muss. Und genau das macht der Autor 
Dr. Christoph Then in seinem 228 Seiten starken 
Buch. Er beleuchtet die Biotechnologie und bewer-
tet mögliche Gefahren für Umwelt und Mensch. 
Dabei greift er auf viele historische wissenschaftli-
che Grundlagen der Biologie zurück. Der Autor – 
vormals als Gentechnikexperte bei Greenpeace tä-
tig – macht keinen Hehl aus seiner ablehnenden 
Haltung zur Biotechnologie im Allgemeinen und zur 
Agrogentechnik im Besonderen. Er schafft es aller-
dings, ein sehr sachliches Buch über die Thematik 
zu schreiben. Das Buch ist hier und da für natur-
wissenschaftlich unbelesene Leserinnen vielleicht 
nicht geeignet, bietet für alle anderen jedoch einen 
interessanten Überblick. Then zeichnet beden-
kenswerte Zukunftsperspektiven, die nachdenklich 
stimmen. Noch bleibt Zeit zu handeln. Vorher le-
sen. 
228 Seiten, Rotpunkt, Zürich, 2008, ISBN 
3858693685, 228 S.22 �  
 
 
WIDERSPRUCH- Heft 54 „Energie und Klima“ 
 
Ein hochaktuelles WIDERSPRUCHs-Heft  zur al-
ternativen Energie- und Klimapolitik mit über zwan-
zig Beiträgen (u. a. von E. Altvater, T. Goethe, 
A. Brunnengräber, H. Scheer, B. Flieger, 
T. Santarius, U. Brand, A. Biesecker, R. Schäfer 
u. a.) ist aktuell erhältlich. Analysiert werden die 
herrschenden Energie- und Klima-Diskurse im 
Dienste der Atomlobby und zur Verharmlosung der 
natur- und umweltzerstörenden fossilen Produkti-
onsweisen, Konsummustern, Verkehrssystemen 
und Konzernstrukturen. Kontrovers diskutiert wer-
den Strategien ökologisch-sozialer Politik, die ein 
neues Energieregime einleiten sowie Menschen-
rechte und Ressourcengerechtigkeit wirklich anzie-
len. 
224 S., 16 � , www.widerspruch.ch 
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Volker Pispers 
Bis neulich 2007. Live in Bonn 
Politisches Kabarett vom Feinsten. Vom Klima-
wandel, über Hartz IV, den Zustand der SPD, An-
gela Merkel als Diktaturexpertin oder den Segnun-
gen der roten Gentechnik und in vielen anderen 
Punkten werden mit Wortwitz und -gewandtheit der 
deutschen Republik die Leviten gelesen. Auch die 
Irrungen der Grünen beim Atomausstieg unterzieht 
Pispers einer speziellen Betrachtung. 
158 min + 45 min 3sat-Festival, DVD, 2007, 
17,95 �  
 
 
Max Otte 
Der Crash kommt: Die neue Weltwirtschaftskri-
se und wie Sie sich darauf vorbereiten  
Was, wenn sich der Traum von der Steuerbarkeit 
der Wirtschaftsentwicklung als große Illusion ent-
puppt? Wenn der anhaltende globale Aufschwung 
der letzten Jahrzehnte in einem großen Crash zu 
Ende geht und in eine lange Ära der Depression 
mündet? Der bekannte Finanzprofessor und 
Buchautor Max Otte ist sich sicher: Der Crash 
kommt. Sein Buch ist eine flammende Anklage-
schrift gegen die herrschende Lehrmeinung der 
ökonomischen Zunft. Und eine dringende Mah-
nung: Es ist wichtiger denn je, Vorsorge zu treffen. 
Otte argumentiert weder prophetisch noch besser-
wisserisch, sondern nüchtern und faktenreich. Wel-
chen riesigen ökologischen Fußabdruck etwa  
Edelmetalle als Anlage verursachen, steht freilich 
auf einem anderen Blatt und wird durch Otte nicht 
thematisiert. 
Ullstein, aktualisierte Aufl. 2008, 320 S., 8,95 �  
�
 
 
 
 

LESERBRIEFE 
 
 
Öffentlicher Verkehr muss stärker ge-
fördert werden 
 
 
Marko Ferst, Gosen 
 
 
n der DDR hielt man bezahlbaren öffentlichen Ver-
kehr für sinnvolle Sozialpolitik und kam nicht auf so 
verrückte Ideen wie Pendlerpauschalen und dgl. 
bürokratische Instrumente mehr. Auch die LINKE 
hätte guten Grund darüber nachzudenken, ob nicht 
gezielte politische Kampagnen zur Förderung des 
öffentlichen Verkehrs, die viel weitsichtigere Stra-
tegie sind, ein Mindestmaß an Mobilität zu erhalten. 
Beispiel: Man könnte der Bahn 19 % Mehr-
wertsteuer vollständig erlassen, wenn sie im Ge-
genzug auf weitere 19 % ihrer Ticketpreise verzich-
tet. 38% weniger je Zugfahrt – das wäre ein An-

fang, um mehr Menschen zum Umsteigen zu be-
wegen. Das funktioniert nicht ohne strikte Vorga-
ben zur künftigen Begrenzung der Fahrpreise, 
denn schon seit einigen Jahren kann man die 
Preisentwicklung bei der Bahn nur unter dem 
Stichwort Wucher kennzeichnen. 
Das Erdölzeitalter geht schneller zu Ende, als sich 
das die meisten wünschen dürften. Dass Autos, die 
nur ein bis zwei Liter auf 100 Kilometer verbrau-
chen, noch nicht das Straßenbild bestimmen, ist 
ein Versagen von Autokonzernen und Politik, 
wenngleich auch das nicht verhindern könnte, dass 
die Zeit kommt, in der der Individualverkehr in sich 
zusammensacken wird. Es ist absehbar, dass sich 
in den nächsten Jahren die Preise für ein Barrel Öl 
in immer schnelleren Abständen verdoppeln wer-
den, weil die steigende Nachfrage nur noch zu ei-
nem Bruchteil bedient werden kann. Auch Biosprit 
mit der Folge von Hungerepidemien auf anderen 
Kontinenten dürfte sich nicht durchhalten lassen. 
Wenn man auf eine so konfigurierte Weltwirt-
schaftskrise zuläuft, ist es wirklich unverantwortbar, 
politische Lenkungsinstrumente wie die Pendler-
pauschale wieder einzuführen, die dem Bürger 
suggerieren, lange Arbeitswege sind zukunftsfähig. 
Ulrich Mauer ist entgegen zu halten, dass steuerli-
che Vorteile auch in anderen Bereichen den Bür-
gern zurückgegeben werden können und nicht als 
antiökologische Wohltat. Es ist wirklich bedauerlich, 
dass in vielen Bundestagsreden von der LINKEN in 
den letzten Monaten populistisch eine Rückkehr 
zur alten Pendlerpauschale gefordert wird. Die ist 
klar umweltfeindliche Politik, und man muss sich 
nicht wundern, wenn uns die Umweltverbände da-
für zurecht kritisieren. In der kommenden Krise 
werden bestenfalls die Arbeitsplätze überleben, die 
auf regionalen Wirtschaftskreisläufen aufbauen. 
Die Globalisierung von Warenströmen wird wegen 
nicht vorhandener bezahlbarer Treibstoffe in den 
nächsten Jahrzehnten implodieren. Politik und Ge-
sellschaft müssen sich rechtzeitig auf die veränder-
te Agenda einer Zeit ohne Erdöl und darüber hin-
aus von unbezahlbaren Klimaschäden einstellen, 
die sie selbst verschuldet haben. 
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